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Auszeichnung für
ökologisches Bauen
Im Beisein des Vorstandsvorsitzenden der
E.ON Bayern wurde der mit 400.000 € dotier-
te Innovationspreis an baye-
rische Kommunen vergeben. Seite 3

Dr. Peter Deml:

„Kommunalfonds wieder
interessant machen“
Der Landrat fordert eine Steuerpolitik, die
Geldanlagen in kommunalen Fonds genauso
lukrativ macht wie Schiffs-
oder Filmbeteiligungen. Seite 8

Gebhard Kaiser:

Trauerspiel
Finanzausstattung
Der KPV-Bezirksvorsitzende übergab Innen-
minister Beckstein eine Resolution, in der 
u. a. die Reform der Gewer-
besteuer gefordert wird. Seite 13

Manfred Thümmler:

Summer in the office - Für
den Bürgermeister und di-
verse Wasserträger fiel der
Sommerurlaub heuer flach.
So ergaben sich im Zuge der
tropischen Temperaturen
vollkommen neue Einblicke
und Perspektiven, weiß die
Vorzimmerperle zu berich -
ten.  Seite 15

10-jähriges Dienstjubiläum Edmund Stoibers:

Enge Verbundenheit
mit den Kommunen

Empfang der kommunalen Spitzenverbände auf der Burg Trausnitz
Um die enge Verbundenheit der Kommunen mit der
Staatsregierung zu zeigen, gaben die kommunalen
Spitzenverbände anlässlich des zehnjährigen Amts-
jubiläums von Ministerpräsident Dr. Edmund Stoi-
ber einen Empfang auf der Landshuter Burg Traus-
nitz. In seiner Festansprache wies der Vorsitzende
des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister Jo-
sef Deimer, darauf hin, „dass die Feier in Augenhöhe
mit dem Turm von Sankt Martin stattfindet, den die
Bürgerinnen und Bürger der Stadt Landshut errich-
tet haben, um - wie die Legende beschreibt - dem
Herzog in die Suppenschüssel schauen zu können“.

Deimer würdigte in seiner
Laudatio, dass der Ministerpräsi-
dent in der Vergangenheit all sei-

ne Kraft und Leidenschaft dem
Freistaat gegeben habe, um das
Land rechtzeitig zukunftsfähig
zu machen und den Menschen
Perspektiven aufzuzeigen. Bei
aller kritischer Betrachtung sei
auch die Bilanz für die Kommu-
nen erfolgreich gewesen. 

Für die Kommunen 
gehts ums Überleben

Deimer verwies auf die Ein-
führung des verfassungsrechtli-
chen Anhörungsrechts für die
kommunalen Spitzenverbände,
die Einführung des Konnexitäts-
prinzips, eine kommunalfreund-
liche Krankenhauspolitik und
die kritische Haltung der Bayeri-
schen Staatsregierung zu Brüsse-
ler Initiativen, die Wasserversor-

gung zu liberalisieren.
Zugleich mahnte der Vorsit-

zende des Städtetags aber auch,
dass der Freistaat die dramati-
sche Verschuldung der bayeri-
schen Kommunen außer acht
lasse und selbst nach wie vor oh-
ne zeitliche Verzögerung seine
Netto-Neuverschuldung ins Au-
ge fasse. Zu denken gebe auch,
wenn über ein Vorziehen der
Steuerreform entschieden werde,
ohne einen Verlustausgleich für
die Kommunen zu benennen.
Dabei gehe es für die bayeri-
schen Städte und Gemeinden
doch längst nur noch um das
Überleben. 

Pattsituation aufheben

Deimer appellierte „inständig
und von Herzen“, die Pattsituati-
on durch die wechselnden Mehr-
heiten im Bundestag und Bun-
desrat aufzulösen. Er forderte,
dass das christliche Sozialprinzip
der Solidarität auch zwischen
den verfassungsmäßig veranker-
ten Ebenen unseres Verfassungs-
staates gelten müsse. Deimer:
„Ich bin mir bewusst, dass Soli-
darität nicht in den Kältehauch
der neoliberalistischen Deregu-
lierung passt.“ 

Normalerweise, so der Präsi-
(Fortsetzung auf Seite 2)

Erlebtes Mittelalter in Furth im Wald
Zum Kreis der in den Sommermonaten bayernweit zahlreich stattfindenden historischen Frei-
lichtspiele zählen die Drachenstich-Festspiele in Furth im Wald. Auch heuer verwandelten sich
die Bürger in Krieger, Ritter und einfaches Volk aus dem 15. Jahrhundert. Der Stadtplatz wurde
zur großen Arena. Der rund eineinhalbstündige archaische Kampf des Bösen gegen das Gute lock-
te erneut zehntausende von Zuschauern an. 
Das Drachentöten hat in Furth im Wald eine über 500 Jahre alte Geschichte. Historiker sehen sei-
nen Ursprung in der Tradition der St. Georgs-Legende. Der aktuelle Text des Stückes verlegt die
Handlung in das Jahr 1431 in die Zeit der Hussitenkriege. Damals litt die Bevölkerung an der
Grenze besonders große Not. In packender Sprache wird das Schicksal der Grenzbevölkerung
aufgezeigt. Der Drache wird zur Verkörperung des Bösen schlechthin. Der Kampf des Ritters Udo
mit dem Drachen stellt den Sieg des Guten über das Böse dar. 
Ein umfangreiches Rahmenprogramm mit historischem Festzug, Kinderfest, Schwertkampftur-
nier, historischem Markt und einem bayerischen Volksfest begleiteten diese bedeutende traditio-
nelle Veranstaltung. In Bälde wolle man, so versicherte Bürgermeister Reinhold Macho, mit ei-
nem technisch auf den neuesten Stand gebrachten Drachen aufwarten, sofern willfährige Spon-
soren gefunden werden. Am alten Drachen nagt nämlich unübersehbar der Zahn der Zeit.      DK

In eigener Sache:

Entschuldigung
für Seite 12

Der Druckfehlerteufel hat
wieder einmal zugeschlagen!
Die GZ-Redaktion traute
ihren Augen nicht beim Auf-
schlagen der Seite 12 in der
Bayerischen Gemeindezei-
tung Nr. 15/16. Es war ein
Verschulden unserer Drucke-
rei, dass hier erneut veröf-
fentlicht wurde, was unsere
Leserinnen und Leser bereits
aus Nr. 3 vom 13. Februar
kannten: U. a. wurde eine Gra-
tulation für Landrat Pointner
zum 60. abgedruckt, den er
am 5. 2. feierte! 

Interessierte können die
richtige Seite unter www.ge-
meindezeitung.de im Internet
nachlesen. Den versäumten
Fachartikel „25 Jahre kons-
tante Entsorgungsgebühren“
finden Sie dieses Mal auf
Seite 6. Der Rest wird in den
kommenden Wochen nach-
gedruckt.

„Wer nichts tut, dem pas-
siert auch nichts“, lautet ein
Sprichwort. In diesem Sinne
bitten wir für unsere Drucke-
rei bei Ihnen um Verständnis.

Ihre GZ-Redaktion

Stoiber für Gewerbesteuer
als reine Gemeindesteuer 

Im Streit um die Kommunalfinanzen hat Minister-
präsident Edmund Stoiber die Umwandlung der Ge-
werbesteuer in eine reine Gemeindesteuer vorge-
schlagen. In einem Gespräch mit dpa in München er-
klärte Stoiber, „dies wäre eine echte Alternative zu
der von Rot-Grün geplanten Einbeziehung der Frei -
berufler in die Gewerbesteuer“. 

Angesichts der schlechten Fi-
nanzlage der Kommunen wollen
die CDU/CSU-Regierungschefs
laut Stoiber auf die Umsetzung
des von Bayern eingebrachten
Soforthilfeprogramms für Städte
und Gemeinden drängen. Das
Gesetz sei vom Bundesrat be-
schlossen und liege dem Bun-
destag vor. Es müsse schnellst-

möglich aufgegriffen werden,
sonst stünden die Kommunen
Anfang 2004 ohne irgendeine
Verbesserung da.

Kommunalanteil erhöhen

Das Gesetz sieht die Anhe-
bung des kommunalen Anteils
an der Umsatzsteuer von 2,2 auf
3 Prozent vor. Zudem sollen die
Gemeinden statt der derzeit 28
Prozent nur noch 20 Prozent der
Gewerbesteuer an Bund und
Länder abführen. Im Ergebnis
könnte die so genannte Gewer-
besteuerumlage nach Ansicht
von Stoiber sogar weitgehend
abgeschafft werden. Übrig blie-
be nur, was in den Fonds Deut-
sche Einheit fließt. Allerdings
machte er deutlich, dass dieser
Vorschlag in der Union noch
nicht abgestimmt ist.

„Eine reine Gemeindesteuer
wäre effizienter und würde we-
niger Verwaltungsaufwand be-
deuten“, betonte Stoiber. Zwar
müssten Bund und Länder dann
mit Einnahmeausfällen rechnen;
diese fielen jedoch auch an,
wenn die rund 770.000 Freibe-
rufler nach ihrer Einbeziehung in
die Gewerbesteuer entsprechen-
de Abzüge bei der Einkommen-
steuer geltend machen könnten.

Dann wäre es sinnvoller, so Stoi-
ber „den Kommunen gleich eine
eigene Steuer zu geben“.

Scharf wies Stoiber Forderun-
gen Schröders zurück, die Union
müsse zunächst selbst Konzepte
für die anstehenden Zukunftsre-
formen vorlegen. „Wir sind kei-
ne Ersatzregierung“, betonte er.
Die von Rot- Grün eingebrach-
ten Vorschläge seien so schlecht,
dass sie oft gar keine Alternative
ermöglichten. „Dann muss eine
Regierung aufhören, wenn sie
nicht selbst Lösungen anbieten
kann.“ DK

Einen festlichen Empfang bereiteten die Repräsentanten der kommunalen Spitzenverbände
dem bayerischen Ministerpräsidenten auf der Burg Trausnitz. Unser Bild zeigt (v. l.): Dr. Uwe
Brandl, Josef Deimer, Dr. Edmund Stoiber, Theo Zellner und Dr. Georg Simnacher. ?
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am 17.9.
Bürgermeister Dieter Zehendner

97539 Wonfurt
am 20.9.

ZUM 55 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister

Alfred Baumgärtner
95499 Harsdorf

am 16.9.
Bürgermeister Johann Sailer

92559 Winklarn
am 17.9.

ZUM 50 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister

Michael Herlerich
97456 Dittelbrunn

am 8.9.
Bürgermeister Johann Schrott

92269 Fensterbach
am 17.9.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Hartwig Reimann

91126 Schwabach
am 18.9.

Bürgermeister Georg Schmerbeck
84184 Tiefenbach

am 19.9.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Peter Rudolph

91459 Markt Erlbach
am 9.9.

Bürgermeister
Dr. Bernd Rieder
82194 Gröbenzell

am 11.9.
Landrat Dr. Peter Seißer

95632 Wunsiedel
am 11.9.

Bürgermeister
Dr. Manfred Nozar

86356 Neusäß
am 13.9.

Wir gratulieren

25 Jahre Freie Wähler:

Individualismus, Idealismus
und freier Bürgerwille

Landtagswahl im Mittelpunkt eines Festakts in München 

Bayerns Bürgern den Bestand ihrer Kommunen zu si -
chern, lautete die Botschaft der Freien Wähler Bayern
anlässlich ihrer 25-Jahr-Feier in München. Kommunal-
finanzen, Wirtschaftsentwicklung und Bildungsmisere
seien die Achillesferse der regierenden CSU. 

In ihren Festvorträgen ließen
Bayerns ehemaliger Innenmini-
ster Dr. Bruno Merk und FW-
Vorsitzender Armin Grein Ge-
schichte und Bedeutung der Ge-
bietsreform Revue passieren.
Diese herausragende Leistung
von Innenminister Merk bildete
eine wesentliche Grundlage für
die Entwicklung Bayerns zum
modernen und prosperierenden
Staatswesen. Zu wesentlichen
Teilen hat sie laut Armin Grein
aber auch zur Gründung der
Freien Wähler in Bayern beige-
tragen. Er erinnerte an den
Grundgedanken seiner Vereini-
gung: „Die Freien Wähler sind
die letzte Bastion des freien Bür-
gerwillens, in der noch Idealis-
mus, Individualismus und die
freie Entfaltung der Persönlich-
keit bestehen.“

Highlight Konnexität

Als Anwalt der Kommunen
hätten sich die Freien Wähler
schon längst qualifiziert, sagte
Grein. Die Tatsache, dass die
Partei durch ihre Androhung ei-
nes Volksbegehrens das Konne-
xitätsprinzip bald in der bayeri-
schen Verfassung sehe, „war und
ist ein Highlight in unseren
Bemühungen um den Freiraum
und die Finanzausstattung der
Kommunen“. Begrüßenswert sei
es, dass Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber eine weitere Anre-
gung der FW aufgegriffen habe
und über den Bundesrat das
Konnexitätsprinzip nun auch im

Grundgesetz verankern wolle.
Da im Bund keine Volksbegeh-
ren und keine Volksentscheide
vorgesehen seien, sei dies der
einzige Weg, dieses Ziel zu errei-
chen. Eine solche Verankerung
im Grundgesetz wäre laut Grein
wichtig, weil viele Bundesgeset-
ze, vor allem im Bereich der Ju-
gend- und Sozialhilfe, im Ge-
sundheitswesen und im Umwelt-
bereich die Kommunen überpro-
portional oder gar ausschließlich
belasten.

„Ein Segen für Bayern“

Für Bayern seien Freie Wähler
im Landtag ein Segen, fuhr der
Vorsitzende fort. Nach den
Landtagswahlen werde man ver-

suchen, die Gemeinden vom
Tropf des Landes und des Bun-
des abzuhängen und ihnen eine
ausreichende finanzielle Ausstat-
tung zukommen zu lassen.
Grein: „Unsere Aufgabenstel-
lung, die Demokratie in unserem
Lande zu pflegen, unsere Heimat
zu gestalten, unseren Bürgerin-
nen und Bürgern eine gute Zu-
kunft zu bereiten, hat sich in den
letzten 25 Jahren nicht geändert.
Es wird in den nächsten 25 Jah-
ren unsere Aufgabe bleiben,
künftig auf Landesebene ausge-
weitet, diese Ziele anzustreben
und zu realisieren.“

Zwei-Säulen-Modell

Im Mittelpunkt des Festakt-
aktes standen die Landtags-
wahlvorbereitungen der Freien
Wähler. Um die Kommunalfi-
nanzen zu sichern, sehen die
Freien Wähler vor, die Gewerbe-
steuerumlage an Bund und Land

abzuschaffen und ein Sofortpro-
gramm für die Kommunen auf-
zulegen, das deren Einnahme-
verluste aufgrund verfehlter
Steuergesetze seit 2000 kompen-
siert. Ein „Zwei-Säulen-Mo-
dell“, bestehend aus einer Erwei-
terung der Gewerbesteuer und
einer Erhöhung des Kommu-
nalanteils an der Mehrwertsteuer
auf 5 Prozent, ist ebenso ange-
dacht wie höhere Investitionen
durch die Kommunen, was wie-
derum mehr Geld für die bayeri-
sche Wirtschaft bedeute.

Entbürokratisierung 
durch Entperfektionierung

In puncto Wirtschaft und Ar-
beitsplätze habe eine Entbüro-
kratisierung durch „Entperfek-
tionierung“ der Gesetze oberste
Priorität. Auch dürften München
und Oberbayern nicht länger be-
vorzugt werden. Es müsse end-
lich ein effizientes Wirtschafts-
programm für die innerbayeri-
schen „Notstandsgebiete“ aufge-
legt werden. Zudem müssten
Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken als wichtigste
Kreditgeber für den Mittelstand
erhalten werden. Wichtig sei
auch ein größeres Kreditvolu-
men der Landesbank für Auf-
baufinanzierung für Maßnahmen
zum Erhalt von Betrieben und
Arbeitsplätzen.

Im Bereich Bildung und Ju-
gend wollen die Freien Wähler
die Hauptschule stärken und für
eine stärkere Verzahnung mit
den wirtschaftlichen und kultu-
rellen Einrichtungen der Region
(Ausbildung einer „Regional-
schule“) sorgen. Mehr Bildungs-
angebote an den Hauptschulen,
die zur mittleren Reife führen
und weiterführende Bildungsab-
schlüsse offen halten, seien
ebenso notwendig wie flächen-
deckende schulische Ganzta-
gesangebote auf freiwilliger Ba-
sis oder aber auch die Förderung
der ehrenamtlichen Jugendar-
beit. Gefordert wird schließlich
auch die Verkürzung der Schul-
zeit am Gymnasium von neun
auf acht Jahre. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
dent des Bayerischen Landkreis-
tags, Chams Landrat Theo Zell-
ner, gebe es im öffentlichen
Dienst nur zwei zu feiernde Ju-
biläen - den 25. und den 40. Jah-
restag des Dienstbeginns. Man
sei von dieser Regel abgewi-
chen, „weil die großartige Lei-
stung, die Sie, Herr Dr. Stoiber,
in den vergangenen zehn Jahren
vollbracht haben, uns Anlass
gibt, an diesen Regierungsab-
schnitt öffentlich zu erinnern“. 

Standortvorteil Bayern

Zellner betonte, dass die baye-
rischen Gemeinden und Städte,

Die beiden Festredner beim Jubiläum der Freien Wähler (v. l.):
Bayerns ehemaliger Innenminister Dr. Bruno Merk und FW-
Landesvorsitzender Landrat Armin Grein. ?

freundschaftlichen Dialog“ ge-
wesen. 

Kommunen müssen 
entlastet werden

Es sei klar, dass die Kommu-
nen entlastet werden müssten.
Standards und Vorschriften sei-
en zu reduzieren. Hierzu lägen
der Projektgruppe Verwaltungs-
reform über 300 Vorschläge vor,
die zur Zeit geprüft würden.
Noch im September werde die
Staatsregierung Entscheidungen
zur Entlastung der Kommunen
treffen. Als Beispiele nannte
Stoiber den Wegfall der Geneh-
migungspflicht von Grund-
stücksteilungen im Baurecht,
verstärkte Pauschalierungen im
kommunalen Finanzausgleich
und Förderrecht, die Abschaf-
fung diverser Statistiken und die
Überprüfung der Fehlbele-
gungsabgabe. 

Neue Belastungen 
durch den Bund

Bedroht werde die kommuna-
le Selbstverwaltung allerdings
durch die dramatische Ver-
schlechterung der Finanzlage der
Kommunen, fuhr Stoiber fort.
Jeder wisse, dass die finanzielle
Misere der Kommunen maßgeb-
lich durch Versäumnisse und
Fehlleistungen des Bundes ver-
ursacht werde. Das Wegbrechen
der kommunalen Steuereinnah-
men sei in erster Linie eine Fol-
ge der rot-grünen Steuerreform.
Auf der Ausgabenseite habe der
Bund den Kommunen ständig
neue Belastungen auferlegt, wie
z.B. durch die Einführung der
Grundsicherung. Es sei aber
auch bekannt, dass aufgrund der
kommunalfreundlichen Politik
der Bayerischen Staatsregierung
die finanzielle Lage der Kommu-

nen in Bayern trotz aller Proble-
me nach wie vor deutlich günsti-
ger als in anderen Ländern sei.

Bayern trete für eine rasche fi-
nanzielle Entlastung und eine
nachhaltige Stärkung ihrer finan-
ziellen Ausstattung ein. Ab 1. Ja-
nuar 2004 soll eine wirksame
Verbesserung der Gemeinde-
finanzen eintreten. Die Idee des
Zuschlagsmodells ist Stoiber zu-
folge dafür keine geeignete
Grundlage. Denn die Stadt-Um-
landproblematik würde massiv
verschärft. Die Entlastung der
Unternehmen würde durch eine
stärkere Belastung der übrigen
Steuerzahler erkauft, und die
Einführung wäre mit gewalti-
gem bürokratischen Aufwand
verbunden. Demzufolge müsse
die Gewerbesteuer reformiert
werden. Von einem dringenden
nötigen Wachstumsschub und
den damit verbundenen Arbeits-
plätzen würden auch die Kom-
munen profitieren. 

Bayerisches
Sofortprogramm

Auch sehe das bayerische So-
fortprogramm eine Entlastung
der Kommunen bei der Sozial-
hilfe, der Grundsicherung sowie
bei der Kinder- und Jugendhilfe
vor. Außerdem müsse ein Kon-
nexitätsprinzip künftig auch auf
Bundesebene gelten. Stoiber:
„Es muss endlich Schluss damit
sein, dass der Bund den Kom-
munen ständig neue Aufgaben
vorschreibt, ohne sich um die Fi-
nanzierung zu kümmern.“

Der Ministerpräsident dankte
schließlich den Spitzenverbän-
den für die Fairness bei aller
kritischen Auseinandersetzung.
Zugleich stellte er fest: „Wenn
es den Kommunen nicht gut
geht, dann nützt alles andere
nichts.“ DK

Landkreise und Bezirke ihren
„Standortvorteil Bayern“ auch
deshalb schätzen, „weil wir wis-
sen, dass Sie uns ein zuverlässi-
ger Partner sind“. Dennoch
machte Zellner eines deutlich:
Trotz des Erfolgs, Bayern vom
Agrarland zu einem der modern-
sten Bundesländer umgestaltet
zu haben, stünden seine Kom-
munen vor großen finanziellen
Problemen. 

Ministerpräsident Stoiber er-
klärte, die bayerischen kommu-
nalen Spitzenverbände und ihre
Repräsentanten seien für ihn von
Anfang an über Parteigrenzen
hinweg „faire Partner in einem
nicht nur sachlichen, sondern

KONRAD warnt präziser
Unwetter-Vorhersage- und Prognosesystem verbessert lokale Warnmöglichkeit

Innenminister Dr. Günther Beckstein hat vor der Presse
das bayerische Unwetterwarnsystem mit dem darin inte-
grierten Vorhersage- und Prognosesystem KONRAD des
Deutschen Wetterdienstes vorgestellt. Wetter-Extreme sol-
len damit auf lokaler Ebene präziser dargestellt, die Vor-
warnzeit bis in den Gemeindebereich wesentlich verbes-
sert werden. Die Bayerische Gemeindezeitung sprach dar-
über mit dem Präsidenten des Bayerischen Gemeindetags,
Erster Bürgermeister Dr. Uwe Brandl.

GZ: Welche Bedeutung mes-
sen Sie Unwettervorhersagen
bis auf die lokale Ebene bei?

Brandl: Eine große! Gerade
was den Hochwasserschutz an-
belangt. Die Hochwässer der
letzten Jahre hatten alle eines
gemeinsam: Sie fingen mit lokal
begrenzten Starkregenfällen an,
die aufgrund des plötzlichen
Einsetzens in den betroffenen
Gemeinden verheerende Schä-
den anrichteten.

GZ: Was ist die Konsequenz
daraus?

Brandl: Wir haben im Sep-
tember 2002 unmittelbar unter
dem Eindruck des verheerenden
Augusthochwassers beim Baye-
rischen Gemeindetag einen Ar-
beitskreis „Hochwasserschutz“
eingerichtet, in dem auch das
Bayerische Innenministerium
vertreten ist. Wir erarbeiten der-
zeit einen Praxisratgeber für
Kommunen, in dem das Thema
„Krisenmanagement und Un-
wettervorhersagen“ einen be-
sonders hohen Stellenwert er-
hält. Den Gemeinden stehen mit
diesem Leitfaden, der im übrigen
voraussichtlich im Oktober offi-
ziell vorgestellt wird, wertvolle
Tipps und Informationen zu ei-
ner besseren Hochwasservorsor-
ge zur Verfügung und gerade
deshalb ist es erfreulich, dass in
relativ kurzer Zeit eine signifi-
kante Verbesserung der Umwet-
tervorhersagen erreicht wurde.

GZ: Welche Schlussfolgerun-
gen ziehen Sie aus dem künfti-
gen System der Unwetterwar-
nungen?

Brandl: Die Gemeinden sind

örtliche Sicherheitsbehörden im
Sinne des Landesstraf- und Ver-
ordnungsgesetzes und haben da-
mit die Aufgabe, auf örtlicher
Ebene auch zur Vermeidung und
Verhinderung von Gefahren bei-
zutragen. Bei Unwettern kann es
insbesondere bei öffentlichen
Veranstaltungen oder an Orten
mit einer besonderen Anfällig-
keit für Gewitter und Nieder-
schläge zu Gefahrensituationen
kommen. Hier sind die Gemein-
den aufgrund ihrer örtlichen
Kenntnis besonders gefordert -
bis hin zu gesonderten Vorberei-
tungsmaßnahmen, auch evtl. lo-
kalen Katastrophenschutz-Son-
derplänen. 

Wir haben gerade deshalb als
Bayerischer Gemeindetag eine
stärkere Einbindung der Ge-
meinden in das System der Un-
wetterwarnungen gefordert. Wir
freuen uns, dass der Bayerische
Innenminister diesem Anliegen
nachgekommen ist und ein Kon-
zept vorangetrieben hat, das die
Gemeinden einbezieht.

GZ: Wie genau kann denn
eine Wettervorhersage sein?

Brandl: Die Verbesserung der
Treffergenauigkeit der Unwetter-
vorhersagen bis auf die Land-
kreisebene ist sehr positiv zu be-
werten und auf dem bewährten
Alarmierungssystem für den
Brand- und Katastrophenschutz
aufgebaut. Ich bin sicher, dass
die Genauigkeit künftig auf-
grund der technischen Fortent-
wicklung noch weiter verbessert
werden kann; optimal wäre
natürlich eine gemeindegenaue
Vorhersage.

GZ: Wird das Wetter künf-
tig einmal definitiv vorherseh-
bar?

Brandl: Die Fachleute des
Deutschen Wetterdienstes haben
mir zumindest bestätigt, dass das
System KONRAD im so genann-
ten Kurzfrist-Bereich eingesetzt
wird, also bis maximal zwei
Stunden vor dem Heranziehen
des Unwetters, und dabei schon
außerordentlich gute Ergebnisse
möglich sind. Vorhersagen über
längere Zeiträume bleiben auch
in Zukunft schwierig, weil Ge-
witterfronten mitunter plötzlich
Haken schlagen, denen auch die
beste Technik bisher nicht folgen
kann.

GZ: Kann sich jeder Bürger
mit KONRAD über das Wet-
ter informieren?

Brandl: Leider nein! KON-

RAD steht nur einer geschlosse-
nen Benutzergruppe, wie z.B.
den Katastrophenschutzbehör-
den zur Verfügung. Informatio-
nen über die Warnsituation in
Bayern können aber von jeder-
mann über die Homepage des
Innenministeriums (www.stmi.
bayern.de) unter dem Titel „Ak-
tuelle Wetter-Warnungen“ oder
bei anderen Anbietern abgerufen
werden.

GZ: Vor welchen Unwettern
haben Sie jetzt am meisten
Angst?

Brandl: Oh je, am liebsten
sind mir die Unwetterfronten,
die vorbeiziehen. Ein Dauer-Tief
herrscht leider jedoch bei unse-
ren Gemeindefinanzen vor; un-
sere diesbezüglichen Unwetter-
warnungen haben bisher noch
nicht den erhofften Erfolg ge-
bracht. Da ist aber nicht der
Deutsche Wetterdienst gefordert,
sondern andere: vor allem der
Bundeskanzler, aber auch die
Länder. Nur, das ist wieder ein
anderes Thema ..... ?

Enge Verbundenheit ...

Kurz vor Redaktionsschluss erreichte uns die Nachricht, dass
die Bundesregierung den Not leidenden deutschen Kommu-
nen nun doch entgegenkommen wolle.

Bundesfinanzminister Hans Eichel habe Einsehen dafür ge-
zeigt, dass er den gebeutelten Kommunen entgegenkommen
muss. Er sei gesprächsbereit. Derzeit entwickeln seine Experten
entsprechende Vorschläge.

Trotzdem ist der Streit zwischen Regierung und kommunalen
Spitzenverbänden inzwischen eskaliert. Die Repräsentanten von
Städtetag, Landkreistag und Gemeindebund kündigten am Mon-
tag ihre Kooperation mit Eichel auf, weil sein Ministerium das
Steueraufkommen der Kommunen schönrechne. Die Steuerex-
pertin der Grünen, Christine Scheel, warf dem Finanzministerium
ebenfalls vor, es habe „sehr, sehr unlauter gehandelt“ und falsche
Berechnungen vorgelegt.

Die Forderung des Städte- und Gemeindebunds nach einem
Krisengipfel mit dem Kanzler wurde bisher nicht erfüllt.           ?

Kommunen führen künftig weniger an Bund und Länder ab:

Eichel lenkt ein
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die Schlagzeilen der Medi-
en belegen es Tag für Tag
überdeutlich: In dieser Bun-
desrepublik gibt es neben ei-
ner Konjunkturkrise auch ei-
ne Vertrauenskrise. Das Ver-
trauen in eine Politik, die nur
diskutiert aber nicht handelt,
so des Volkes Stimme, ist
nachhaltig gestört, Wirtschaft
und Bürger sind seit Monaten
gleichermaßen verunsichert.
Gesundheitsreform, Steuerreform, Reform der
Gemeindefinanzen, die Verwirrung über deren

Ziele und Inhalte nimmt mitunter schon grotes-
ke Formen an, während die  kommunale Fi-
nanzkrise in Anbetracht ihres Ausmaßes mit
dem Prädikat „dramatisch“ nur unzureichend
beschrieben wird und sich zunehmends weiter
verschärft.

Nach über einem Jahr stand die Experten-
kommission zur Reform der Gemeindefinanzen
ohne Konsens da, wie wohl man sich auf Wirt-
schaftsseite nicht auf den Vorschlag der Kom-
munalen Spitzenverbände zur Modernisierung
der Gewerbesteuer durchringen konnte und
vielmehr ein aus kommunaler Sicht völlig un-
taugliches eigenes Modell favorisierte. Der
kommunale Vorschlag hingegen stellt auf eine
breitere Lastenverteilung durch Ausweitung des
Kreises der Steuerpflichtigen sowie der stabili-
sierenden Elemente der Bemessungsgrundla-
gen, wie z.B. die Zurechnung aller Zinsen oder
des Finanzierungsanteils aller Mieten, Pachten
und Leasingraten zum Gewerbeertrag ab und
bedeutet damit nach meiner Auffassung eine ge-
rechtere Wertabschöpfung vor Ort.

Was nunmehr seit einigen Wochen nach der
Kanzlerrunde allerdings als großer finanzpoli-
tischer Wurf von Rot-Grün verkauft wird, ist
nichts anderes als eine Schmalspurreform, die
zu Recht auf harsche Kritik und Enttäuschung
stößt. Das wesentliche Reformziel, endlich ei-
ne Verbesserung und vor allem Verstetigung
der kommunalen Einnahmeseite zu erreichen,
um einen adäquaten Ersatz für eine in der Ver-
gangenheit völlig ausgehöhlte Gewerbesteuer
zu erhalten, wird mit dem Kabinettsbeschluss
von Rot-Grün jedenfalls nicht erreicht. Ein
Kernstück davon, nämlich die im Sinne von
mehr Steuergerechtigkeit so wichtige Besteue-
rung von gewinnunabhängigen und stabilisie-
renden Bestandteilen fand bedauerlicherweise
nicht die Zustimmung in der Regierungsrunde.
Es steht daher zu befürchten, dass vielfach
wieder Umgehungstatbestände bei der Gewer-
besteuer geschaffen, zumindest aber begün-
stigt werden, die eine gerechtere Heranzie-
hung von größeren Unternehmen und Konzer-
nen erschweren werden. 

Die Ausweitung der Besteuerung auf Freibe-

rufler ist zwar sicherlich ein
richtiger Schritt, letztlich
läuft er aber doch nur auf ei-
nen Verschiebebahnhof hin-
aus, weil die entrichtete Ge-
werbesteuer bei der Einkom-
mensteuer abgesetzt werden
kann und damit den Kommu-
nen bei der Einkommensteu-
erbeteiligung wieder fehlt.
Wenn man dann noch die
durch die vorgezogene Steu-
erreform  bedingten Belas-
tungen der Kommunen hinzu-
rechnet, dann sei die Frage
erlaubt, was denn nunmehr

nach den monatelangen Expertengesprächen
und der Kanzlerrunde noch an wirklich neuen
und zukunftsfähigen Regelungen übriggeblie-
ben ist, wo das Prädikat „modern und effektiv“
angebracht wäre. So verbleibt gerade mal die
Anhebung des Anteils der Kommunen an der
Umsatzsteuer, während die Rückführung der
Gewerbesteuerumlage auf das Niveau vor der
rot-grünen Steuerreform leider keine Billigung
gefunden hat. Die so hochgepriesene Zusam-
menführung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe wird, folgt man den Vorstellungen des sog.
Hartz IV-Konzepts, bestenfalls zu einer Entlas-
tung des Bundes auf Kosten der Länder und
wieder einmal der Kommunen führen. Mit die-
sem Reförmchen wird es nicht gelingen, die Zu-
kunftsfähigkeit der Kommunen zu sichern. 

Das bisweilen wie ein Polittheater anmuten-
de Gerangel um die Gemeindefinanzreform fin-
det also auch nach der Kanzlerrunde seine un-
rühmliche Fortsetzung. Da bezweifeln die Grü-
nen zu Recht den Reformgehalt, der SPD-Frak-
tionsvorsitzende redet bereits von notwendigen
Nachbesserungen und von Unionsseite wird
scharfe Blockade im Bundesrat angekündigt.
Gerade dieses alles können wir nicht gebrau-
chen, wir brauchen endlich schnelle Hilfen,
denn der 1. Januar 2004 naht und im Herbst
stehen allenthalben die Haushaltsplanungen
an. Wir brauchen Planungssicherheit.

Schnelle Hilfe kann das Sofortprogramm,
welches von der Bayerischen Staatsregierung
eingebracht wurde, bringen. Dieser Vorschlag
wird inzwischen auch von allen CDU-Minister-
präsidenten unterstützt. Die Kommunalen Spit-
zenverbände wären gut beraten, sich diesem
Kompromiss anzuschließen, da der Vorschlag
der Spitzenverbände offensichtlich weder von
der Bundesregierung noch von der Opposition
unterstützt wird. Wir brauchen Hilfe, die zum
1.1.2004 wirksam werden kann.

Bleibt nur zu hoffen, dass dies von allen poli-
tisch Verantwortlichen so gesehen wird, will
man nicht riskieren, dass weiterhin Glaubwür-
digkeit und Vertrauen auf der Strecke bleiben.
Überlegungen, Diskussionen und Reden hat es
in der Vergangenheit weiß Gott genug gegeben,
jetzt sind endlich Taten gefragt und zwar
schnelle!

KolumneGZ Hanns Dorfner

Kommunen brauchen 
Planungssicherheit

12. Bayerischer Museumstag in Weißenburg:

„Nur gemeinsam sind wir stark“
„Museen vernetzt - Wege der Zusammenarbeit“: Das
Motto des 12. Bayerischen Museumstag in Weißenburg
war Programm. Rund 350 Museumsfachleute diskutier-
ten bei der größten Museumsfachtagung im deutsch-
sprachigen Raum, wie sie ihre eigenen Handlungsspiel-
räume durch Kooperationen in den Bereichen Museums-
sammlung, Ausstellung oder Werbung erweitern können.  

Auf die zunehmende Bedeu-
tung der vernetzten Arbeitsweise
und Bündelung von Informatio-
nen auch im Museumsbereich
wies Kunstminister Hans Zehet-
mair hin. Der Auf- und Ausbau
von überregionalen oder grenz-

Museen rund um München“ bei-
spielsweise, vorgestellt von An-
gelika Mundorff (Stadtmuseum
Fürstenfeldbruck), dient der Ent-
wicklung gemeinsamer Strategi-
en bei Öffentlichkeitsarbeit und
Museumsmanagement. An den

werden, und zwar über den ei-
gentlichen Museumsbereich hin-
aus, so dass interdisziplinäres
Handeln möglich wird. Zudem
müsse die Qualität des Kulturan-
gebotes Vorrang haben. Dies er-
fordere Entscheidungen, die laut
Kluxen „durchaus auch auf we-
nig Verständnis stoßen werden“.
Auch sollte die Finanzentwick-
lung längerfristig beobachtet und
prognostiziert werden, um nach-
haltiges Agieren zu garantieren.
Schließlich sollte sich die Kul-
turpolitik und damit die Muse-
umspolitik an der gesamtgesell-
schaftlichen Diskussion intensi-
ver beteiligen, damit Kultur als
freiwillige Aufgabe nicht immer
wieder auf dem Prüfstand steht.

Bayerischer Museumspreis

Höhepunkt der Veranstaltung
war die Bekanntgabe des Preis-
trägers des Bayerischen Mu-
seumspreises 2003. Wie Martin
Joachim, Pressesprecher der
Bayerischen Versicherungskam-
mer, in seiner Laudatio betonte,
soll mit dieser Auszeichnung
ganz gezielt herausragende Kul-
turarbeit in Bayern gewürdigt
und angeregt werden. Ziel ist es,
Museen auszuzeichnen, die nicht
von staatlicher Seite betrieben
werden. 

Gewinner Roth und Cham

Als Gewinner ging das Fa-
brikmuseum Roth hervor. Das
1988 gegründete Museum über-
zeugte die Jury vor allem durch
die lebendige Museumsarbeit
engagierter, ehrenamtlicher Mit-
arbeiter. Es thematisiert in
hervorragender Weise einen
einst dominierenden Wirt -
schaftszweig im mittelfränki-
schen Roth: die leonische Indu-
strie. Unter dem Begriff „leo-
nische Waren“ versteht man 
Gold-, Silber- oder aufbereitete
Kupferdrähte und die daraus her-
gestellten Produkte.

Mit einem Sonderpreis wurde
das „Chamer Modell“ bedacht,
d.h. Museen werden zentral von
einem Museumsreferat betreut.
Hauptamtliche Fachkräfte bera-
ten die vielen kleinen Museen
des Kreises in Sachen Konzepti-
on, Organisation und Öffentlich-
keitsarbeit. Den ehrenamtlich
geführten Museen steht so eine
qualifizierte Beratung zur Verfü-
gung. Durch diese Initiative ist
es dem Landkreis Cham gelun-
gen, inzwischen auch überregio-
nal ein kulturelles Profil zu ent-
wickeln. DK

übergreifenden Kontakten, die
Kommunikation im Internet
oder der Austausch zwischen
„Museumsleuten“, Architekten
und anderen Gestaltern steigere
die Präsenz der Museen in der
Öffentlichkeit, sagte Zehetmair. 

Im Hinblick auf dieses Ziel
habe er sich mit Finanzminister
Kurt Faltlhauser darauf verstän-
digt, dass im Frühjahr 2004 eine
zentrale Informationsstelle für
die bayerischen Museen und
Schlösser eröffnet wird. Zehet-
mair: „Die Informationsstelle im
Alten Hof in München soll allen
bayerischen Museen und den
Häusern der Schlösserverwal-
tung ein Forum für vernetzte Öf-
fentlichkeitsarbeit bieten und
einzelnen Besuchern, Gruppen,
Reiseveranstaltern und Touri-
stik-Fachleuten als Ansprech-
partner zur Verfügung stehen.“ 

Ausstellungsverbünde

Die Botschaft des Vortragsti-
tels „Nur gemeinsam sind wir
stark“ von Prof. Dr. Max Fuchs,
dem Vorsitzenden des Deutschen
Kulturrats, spielt gerade im Kul-
turbereich eine herausragende
Rolle. Fuchs zeigte auf, dass die
Abstimmung mit anderen Mu-
seen oder kulturellen Einrichtun-
gen die Arbeit der hauptamtli-
chen wie auch der vielen ehren-
amtlichen Museumsmitarbeiter
erleichtern und um vielfältige
Facetten ergänzen kann. 

Ausstellungsverbünde mehre-
rer Museen erweiterten das Pro-
gramm der einzelnen Häuser
und eröffneten neue Perspekti-
ven für Ausstellungs- und Publi-
kationsprojekte, so Fuchs. Die
Arbeit in kulturellen Organisa-
tionen führe zu einer Professio-
nalisierung der Museumsarbeit.
Die Kooperationen mit regiona-
len Werbegemeinschaften, Tou-
ristik- oder Marketingfachleuten
ermögliche die Einbettung der
kulturellen Angebote in über-
greifende Werbestrategien. 

Kulturmacher der Region

Praxisbeispiele der verschie-
densten Kooperationsformen
und -möglichkeiten lieferten den
Teilnehmern des Museumstags
einen Anreiz, sich untereinander
stärker zu vernetzen. Die Ar-
beitsgemeinschaft „Landpartie-

regelmäßigen Treffen nehmen
acht Museen und Galerien aus
fünf Orten teil: Stadtmuseum
Fürstenfeldbruck, Heimatmuse-
um der Stadt Starnberg, Bezirks-
museum, Gemäldegalerie und
Neue Galerie Dachau, Bauern-
hofmuseum Jexhof bei Schön-
geising und Kallmann-Museum
und Schlossmuseum Ismaning.
Als „Kulturmacher“ der Region
will die AG das verwöhnte Pu-
blikum aus der Landeshauptstadt
auf die abwechslungsreiche Mu-
seumslandschaft rund um Mün-
chen aufmerksam machen. 

Interdisziplinäres Handeln

Was Museen vom Bezirk Mit-
telfranken als kommunaler Ge-
bietskörperschaft erwarten kön-
nen, und was die künftige Mu-
seumspolitik des Bezirks leisten
sollte, zeigte Dr. Andrea M. Klu-
xen, Kulturreferentin des Be-
zirks Mittelfranken, auf. Ihrer
Ansicht nach sollten die Interes-
sen verstärkt vernetzt und die
Rahmenbedingungen verbessert

Der Minister mit (v. l.) Dr. Wolfgang Stäbler (Landesstelle), Dr.
York Langenstein (Leiter der Landesstelle), Dr. Hans-Martin
Hinz (Präsident ICOM-Deutschland ), Prof. Dr. Max Fuchs
(Vorsitzender des Deutschen Kulturrates). Foto: M. Hundemer

E.ON Bayern verleiht Innovationspreis an bayerische Kommunen:

Auszeichnung für ökologisches Bauen
400000 Euro verteilte E.ON-Bayern-Vorstandsmitglied Edith
Volz-Holterhus im Münchner Maximilianeum im Rahmen ei-
nes Festaktes an die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister
von fünf bayerischen Kommunen. Im Beisein von Innenminsi-
ter Dr. Günther Beckstein, E.ON-Vorstand Dr. Peter Deml, so-
wie zahlreichen Repräsentanten aus Politik und Wirtschaft
würdigte damit der größte bayerische Energiedienstleister das
herausragende Engagement der Kommunalpolitiker für res-
sourcen- und umweltschonenden Energieinsatz.

Mit dem „Innovationspreis für
zukunftsorientiertes Bauen“
werden nach Angaben des Un-
ternehmens Kommunen ausge-
zeichnet, die umweltschonendes
Bauen verwirklicht und damit
ökologisches Denken in die Tat
umgesetzt haben. „Zum Start un-
seres Unternehmens vor nun-
mehr knapp zwei Jahren haben
wir den Innovationswettbewerb
ins Leben gerufen“, erklärte Dr.
Peter Deml, Vorstandsvorsitzen-
der der E.ON Bayern AG. „Wir
leisten damit auch einen Beitrag
zur Umsetzung der lokalen
Agenda 21“. Zudem habe die
Partnerschaft mit den bayeri-
schen Kommunen für E.ON
Bayern einen hohen Stellenwert.
Der mit 400.000 Euro dotierte
Wettbewerb solle signalisieren,

dass E.ON-Bayern an der Seite
der Kommunen stehe.

Fünf Gewinner

Der Innovationswettbewerb
stieß auf reges Interesses. Eine
Fachjury wählte aus allen Zusen-
dungen fünf Gewinner aus. Prei-
se in Höhe von 100.000 Euro er-
hielten die niederbayerische Stadt
Vilshofen, die Gemeinde Furth
bei Landshut sowie die unterfrän-
kische Stadt Arnstein. 60.000
Euro gingen an die Stadt Kö-
nigsberg, 40.000 Euro an die Ge-
meinde Oerlenbach, ebenfalls
beide aus Unterfranken. 

Staatsminister Dr. Beckstein
lobte das Engagement des Ener-
giedienstleisters. Die Auszeich-
nung ganzheitlicher städtebauli-

cher Konzepte biete den Kom-
munen ein Forum für deren öko-
logisches Engagement und wer-
be für örtliches umweltorientier-
tes Handeln. Nachhaltigkeit im
Bereich des Bauens be-
deute die Voraussetzun-
gen für eine weiter not-
wendige wirtschaftliche
Entwicklung zu schaffen,
eine intakte Sozialstruk-
tur der Siedlungen bereit-
zustellen ohne nachfol-
gende Generationen zu
belasten. 

Nachhaltigkeit

Erfreut zeigte sich
Beckstein auch darüber,
dass E.ON die Preisgel-
der ausdrücklich zweck-
gebunden vergeben hat
um damit die Umsetzung
zukunftsorientierter Bau-
und Planungsmaßnah-
men über die ausgezeich-
neten Projekte hinaus
weiter zu tragen. 

Ein ausdrückliches Lob
zollte der Innenminister

Freuten sich gemeinsam mit den Preisträgern (v. l.): Edith Volz-Hol-
terhus, Ursula Heller, Dr. Günther Beckstein und Dr. Peter Deml.    ?

den bayerischen Kommunen:
„Über Ökologie zu reden ist
leicht. Umweltgerechte Ideen
aber sinnvoll in die Tat umzuset-
zen, erfordert Weitblick, Aus-
dauer und ein gehöriges Maß an
ökologischer Kompetenz.“ 

Die Gemeinde Oelenbach in
Unterfranken bewarb sich mit ei-

nem ökologischen Baugebiet in
Bahnhofsnähe für den Wettbe-
werb. Auf breiter Basis - insbe-
sondere in den lokalen Agenda-
Arbeitskreisen wurden Themen
für ökologische Handlungsfelder
erarbeitet und in einer Positivlis-
te strukturiert und gewichtet. Es

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Auf Initiative von Städtetagsvorsitzendem Josef Deimer:

Bündnis zum Flächensparen
Bei der Unterzeichnung des Bündnisses zum Flächensparen in
München, einem vom Vorsitzenden des Bayerischen Städte-
tags, Josef Deimer, initiierten Projekt, erklärte Umweltmini-
ster Dr. Werner Schnappauf, der Flächenverbrauch sei seit
1988 erstmals spürbar zurückgegangen - von 28 Hektar auf
rund 20 Hektar pro Tag. Hatten die Siedlungs- und Verkehrs-
flächen in Bayern zwischen 1988 und 2001 von 25,7 Hektar pro
Tag auf 28,4 ständig zugenommen, so belegten die neuesten
Zahlen die Trendumkehr und den Rückgang auf rund 20 Hek-
tar im Jahr 2002, so der Minister. Umweltminister Schnap-
pauf, Innenminister Dr. Günther Beckstein sowie die Vorsit-
zenden der Kommunalen Spitzenverbände unterzeichneten ge-
meinsam mit 23 weiteren Bündnispartnern einen Grundsatz-
beschluss, um diese Trendumkehr weiter zu beschleunigen. 

„Wir müssen alle an Planung
und Bau Beteiligten ins Boot ho-
len, wenn wir unserem gemein-
samen Ziel, den Flächenver-
brauch zu reduzieren, näher
kommen wollen“, betonten
Beckstein und Schnappauf über-
einstimmend. Dabei fällt laut
Beckstein der Bauleitplanung
den Kommunen eine Schlüssel-
rolle zu: „Sie haben die verant-
wortungsvolle Aufgabe, die not-
wendigen Bedürfnisse unserer
Gesellschaft mit dem Ziel einer
flächensparenden Entwicklung
in Einklang zu bringen. 

Reserven mobilisieren

Im Städtebau müssen wir alles
daran setzen, vor der Auswei-
sung neuer Siedlungsgebiete erst
die in vielen Kommunen vor-
handenen Bauflächenreserven
zu mobilisieren. 

Sofern auf Neuausweisungen
bei aller Sparsamkeit nicht ver-
zichtet werden kann, ist eine
besonders flächensparende
Siedlungsstruktur anzustre-
ben.“ Laut Beckstein und Schn-
appauf bedarf es gleichzeitig
auch eines Bewusstseinswan-
dels auf der Bauherrenseite, da-
mit die planerischen Anstren-
gungen der Kommunen nicht
ins Leere laufen.

Management aufbauen

Umwelt- und Bauernverbän-
de, Universitäten sowie Vertreter
von Architekten, Landschafts-
planern, Kirchen und Woh-
nungseigentümern bekennen
sich darin zu einem sparsamen
Umgang mit Böden und setzen
sich für eine Reduzierung des
Flächenverbrauchs ein. 

Nach Vorstellung des Städte-
tags soll das Bündnis auf das be-
reits im Umweltministerium lau-
fende Projekt zum kommunalen
Flächenmanagement aufbauen.
Das kommunale Flächenmana-
gement wäre Deimer zufolge
nämlich mit der Aufgabe, den
Flächenverbrauch zu mindern,
„sicherlich überfordert“. 

Zwar stellten die Kommunen
im Rahmen ihrer Planungshoheit
entscheidende Weichen bei der
Verwendung von Flächen; je-
doch müssten sie sich bei ihren
Planungen an der Nachfrage der
Menschen nach Wohnraum, 
Arbeitsmöglichkeiten sowie

Straßen- und Verkehrsflächen
orientieren. 

Aktionsprogramm

Die Bündnispartner werden in
den kommenden Monaten ein
Aktionsprogramm zum Flächen-
sparen erarbeiten. Ziel ist es,
wirtschaftliches Wachstum und
die Zunahme der Eigenheimquo-

te bei gleichzeitiger Verringe-
rung des Flächenverbrauchs zu
erreichen, betonte Schnappauf.
Denn nach wie vor wird dieser
durch den ungebrochenen wirt-
schaftlichen Aufschwung in
Bayern sowie den stetigen Zu-
zug nach Bayern gefördert. 

Innerörtliche 
Flächenentwicklung

Die Trendumkehr beim
Flächenverbrauch wird durch ei-
ne konsequente innerörtliche
Flächenentwicklung erreicht.
Nach den Worten Schnappaufs
hat die Staatsregierung das Ziel
des Flächensparens im neuen
bayerischen Landesentwick-
lungsprogramm vom April 2003
verankert. Dabei setze Bayern
jedoch auf die Kooperation mit
den Kommunen bei der Aktivie-
rung innerörtlicher Potenziale.

(Fortsetzung von Seite 3)
wurde viel Wert gelegt auf bau-
biologisch unbedenkliche Bau-
stoffe, zusätzliche Energiespa-
reffekte und ökologische Maß-
nahmen auf dem Grundstück.

Bevölkerung einbeziehen

Im unterfränkischen Königs-
berg beschloss man bereits Mitte
der 90er Jahre im Rahmen der
Dorferneuerung in enger Ab-
stimmung mit der Bevölkerung
einen ökologischen Bebauungs-
plan. Grundlage hierfür war ein
1993 errichtetes Biomasseheiz-
kraftwerk. Das Neubaugebiet
wurde angeschlossen und die
Bauerherren wurden vertraglich
zur Nutzung verpflichtet. In den
Bebauungsplan wurden ver-
schiedene ökologische Hand-
lungsfelder (z. B. Energie, Bau-
stoffe Wasser) integriert. Die
Ausrichtung der Häuser wurde
optimiert und ein Verschattungs-
plan erstellt um die Sonnenener-
gie optimal zu nutzen. Eine Posi-
tivliste trägt den verschiedenen
Handlungsfeldern Rechnung.
Zur Umsetzung zahlen die Bau-
herren beim Grundstückserwerb
eine Kaution an die Stadt, die sie
bei entsprechender Umsetzung
der Vorgaben der Positivliste
zurückerstattet bekommen.

Besonders gefreut hat man
sich in Arnstein - ebenfalls in
Unterfranken. Deshalb bedankte
Bürgermeisterin Linda Plappert-
Metz auch bei E.ON-Bayern für
den großartigen Preis. Die Stadt
hat sich mit dem Projekt „ener-
getische Stadterneuerung im
Stadtteil Binsfeld“ an dem Inno-
vationswettbewerb beteiligt. Bei
dem Konzept geht es um die
Realisierung von Altstadtsanie-
rung und zukunftsfähigem Bau-
en am Altort. Ziel ist der Aus-
tausch bestehender hoher CO2-

Bürgermeister Dieter Gewies aus der Gemeinde Furth freute
sich gemeinsam mit Edith Volz-Holterhus und seinem örtli-
chen Verantwortlichen über das Öko-Projekt. ?

Emittenten gegen CO2-neutrale
Wärmebereitstellung.

Ökologie in der Ortsmitte

Die Gemeinde Furth hat sich
mit der ökologischen Bauleitpla-
nung ihrer Ortsmitte beworben.
Besonders beispielhaft ist dort
die Wiederentdeckung der länd-
lichen Zentralität. Im Stadt-Um-
land von Landshut drohte Furth
in eine Schlafvorstadt „suburba-
nisiert“ zu werden. Die neue
Ortsmittte mit dem tradidtionel-
len kleinmaßstäblichen Nutzun-
gen realisiert viele Prinzipien ei-
ner nachhaltigen Bauleitpla-
nung: Zuordnung von Wohnen
und Arbeiten, alternative Set-
zung gegenüber Großmärkten,
soziale Verwantwortlichkeiten
für das Gemeinwesen. Aus-
gzeichnet wurde neben der
kleinmaßstäblichen Nutzungs-
mischung und der Sorgfalt im
Umgang mit dem öffentlichen
Raum auch die bemerkenswerte
Wiederverwendung alter Bau-
substanz für neue Funktionen
(Rathaus), sowie die städtebauli-
che Grundidee der integrierten
ortsprägenden Bauten (Kirche,
alte Brauerei).

Integriertes Wachstum

Mit der Bauleitplanung für ein
neues Baugebiet bewarb sich die
Stadt Vilshofen. Auch dort ver-
folgte man bereits bei der vorbe-
reitenden Bauleitplanung die
Grundsätze integrierten Wachs-
tums: Wege- und Grünvernet-
zung zur Altstadt, optimale Prä-
senz kultureller Zeichen, über-
wiegende Südhanglage, Nahver-
sorgung und Kindergarten im
Gebiet, Anteil der öffentlichen
Flächen 50 Prozent. Die Modelle
werden den Bauwerbern auch in
Erbpacht angeboten. ?

Auszeichnung für  ...

Auch in Zukunft werden mit ei-
ner intelligenten Siedlungspoli-
tik junge Familien ausreichend
Platz für die eigenen vier Wände
haben. Mit einer modernen Pla-
nung lassen sich Wohn- und Ge-
werbeflächen finden, ohne Neu-
baugebiete im Übermaß auszu-
weisen. 

Testgemeinden

So wurde in einem vom Um-
weltministerium in Auftrag ge-
gebenen Pilotprojekt festgestellt,
dass bis zu 36 Prozent innerörtli-
che Brachflächen und mögliche
Verdichtungsräume in den Kom-
munen noch ungenutzt sind und
für eine weitere Nutzung zur
Verfügung stehen. Hierzu wur-
den in vier strukturell unter-
schiedlichen bayerischen „Test“-
Gemeinden, Pfaffenhofen a.d.
Ilm (Oberbayern), Baiersdorf
(Mittelfranken), Stegaurach
(Oberfranken) und Jengen
(Schwaben), innerörtliche
Brachflächen und Baulücken di-
gital erfasst und in ein Brach-
flächenkataster übertragen.    DK

Setzen sich für die Ziele von Donum vitae ein (v. l.): Stellver-
tretender Landrat Peter Erl (Osterhofen), Landrat Christian
Bernreiter (Deggendorf), Projektbeauftragte von Donum vitae
Stadt- und Kreisrätin Ilse Bauer (Deggendorf), MdL Bernd Si-
bler (Plattling), MdL Max Strehle (Augsburg-Land), Oberbür-
germeisterin Anna Eder (Deggendorf), Ex-MdL Landesvorsit-
zende von Donum vitae Maria Geiss-Wittmann (Amberg) und
MdB Barthl Kalb (Forsthart). ?

Donum vitae in Bayern e.V. 

Landesweite Spendenaktion
Unterstützung durch Kommunalpolitiker / „1 Euro für das Leben“

Unter dem Motto „1 Euro für das Leben“ wirbt Donum vitae
in Bayern e.V. landesweit für Solidarität für das Leben. Mit
den Spendengeldern soll die Projektarbeit für Kinder und Fa-
milien an den 18 staatlich anerkannten Beratungsstellen für
Schwangerschaftsfragen in Bayern gesichert werden. Zur wei-
teren Unterstützung plant die Organisation für jede Bera-
tungsstelle die Gründung eines eigenen Fördervereins. Mit
Außenstellen und Außensprechtagen ist Donum vitae in 54 Or-
ten in Bayern Ansprechpartner für Ratsuchende. 

Der christlich geprägte Ver-
band ist die Antwort auf den
Ausstieg der katholischen Kir-

che aus der staatlichen Schwan-
gerenkonfliktberatung. Seit der
Gründung im Jahr 1999 sind
dem Verband in Bayern 1750
Mitglieder beigetreten. Donum
vitae hat zu Jahresbeginn 2001
fast die gesamte staatlich aner-
kannte Schwangerenberatungs-
struktur, die davor die katholi-
sche Kirche inne hatte, über-
nommen. 148 hauptamtliche
Mitarbeiterinnen und ein großes
Netz von ehrenamtlichen Mitar-
beiterinnen, Förderern und Mit-
gliedern arbeiten für Donum vi-
tae. Der Verein hat sich die För-
derung des Schutzes des
menschlichen Lebens zum Ziel
gesetzt.

Kommunale Mitglieder

Politikerinnen und Politiker
aller politischen Ebenen unter-
stützen die Aktion „1 Euro für
das Leben“. Auch Gemeinden
erkennen durch ihre Mitglied-
schaft in den Förderkreisen die
Arbeit von Donum vitae an. So

zum Beispiel Wallerfing mit
Bürgermeister Ludwig Wein-
zierl und Niederalteich mit Bür-
germeister  Josef Thalhammer
(beide Landkreis Deggendorf).

Moses Projekt

Im vergangenen Jahr hatten
die Sozialpädagoginnen von
Donum vitae in Bayern 22.805
Beratungskontakte. 7.877 Frau-
en waren schwanger; 4.323
Frauen kamen zur allgemeinen
Schwangerenberatung und 3.554
Frauen zur Konfliktberatung.  

Für schwangere Frauen in ex-
tremer Notsituation bietet Do-
num vitae unter der Kurzformel
„Anonym entbinden und ein
Kind abgeben, statt aussetzen
oder töten“ das „Moses-Pro-
jekt“ an. Dieses ganzheitliche
Hilfsangebot ist flächendeckend
im Freistaat mit Krankenhäu-
sern, Jugendämtern und Donum
vitae vernetzt und ermöglicht
die anonyme Geburt in einer
Klinik. Unter der rund um die
Uhr besetzten Notrufnummer
0800 00 667 37 kann jede hilfe-
suchende Frau Hilfe, Unter-
kunft und Begleitung je nach in-
dividuellem Bedürfnis erhalten.

Das Spendenkonto lautet:
120 600, BLZ 701 500 00,
Stadtsparkasse München.    ?

Bayerns Finanzminister Prof. Dr. Kurt Faltlhauser:

84 Millionen € für Strukturförderung
Weitere 400 Millionen € kommen von der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt

Zinsverbilligte Darlehen in Höhe von 84 Millionen € stellte Fi-
nanzminister Kurt Faltlhauser zusätzlich für wichtige bayeri-
sche Strukturförderungsmaßnahmen, insbesondere im Bereich
des Wohnungsbaus und der Wasserwirtschaft, zur Verfügung.

Die für die Darlehenspro-
gramme erforderlichen Förder-
mittel stammen, wie Faltlhauser
mitteilte, aus dem zweckgebun-
denen Teil des staatlichen Ge-
winnanteils der Bayerischen
Landesbank der für staatswirt-
schaftliche Aufgaben der Bank
zu verwenden ist. Mit Hilfe die-
ser Mittel führt die Bayerische
Landesbank zinsverbilligte Dar-
lehensprogramme durch.

Im Bereich des Wohnungs-
baus wird das „Förderpro-
gramm zum Erwerb vorhande-
nen Wohnraums zur Eigennut-
zung“ mit einem Darlehenskon-
tingent von 53 Millionen € do-
tiert. Ergänzend wird von der
Bayerischen Landesbodenkre-
ditanstalt ein zusätzliches Dar-
lehensvolumen von 53 Millio-
nen € bereitgestellt, so dass für
diesen Bereich insgesamt 106
Millionen € Darlehenskontin-
gent verfügbar sind. „Dieses

Programm soll dazu beitragen,
Wohnungssuchenden den Er-
werb eines Eigenheimes oder
einer selbst genutzten Eigen-
tumswohnung aus dem Woh-
nungsbestand zu ermöglichen“,
erläuterte Faltlhauser. 

Studentenwohnungen

Um den Bau von Studenten-
wohnheimen zu fördern, wird
zur Vorfinanzierung der hierfür
von den Studentenwerken auf-
zubringenden Eigenmittel ein
Darlehensprogramm von 10
Millionen € bereitgestellt. Ziel
ist eine Verbesserung der Wohn-
raumsituation der Studenten auf
dem schwierigen Wohnungs-
markt in München.

Für die Bereiche Wasserver-
sorgung und Abwasserbeseiti-
gung werden zinsgünstige
Darlehen in Höhe von 21 Mil-
lionen Euro bereitgestellt. „Mit

dieser Hilfestellung des Staates
werden über die Hilfe an die
Kommunen mittelbar auch der
Bauindustrie weitere wichtige
Impulse gegeben“, betonte
Faltlhauser. 

Die Darlehen werden je nach
Programmart und Laufzeit zu
einem Nominalzinssatz von
2,25 bis 3,45 % angeboten. 

Zusätzlich wird von der
Bayerischen Landesbodenkre-
ditanstalt für das „Ergänzungs-
programm zur Schaffung von
Eigenwohnraum“ ein Darle-
henskontingent von bis zu 350
Millionen € bereitgestellt. Mit
den Darlehen können nach Aus-
kunft von Faltlhauser landes-
weit der Neubau von Eigenhei-
men, der Ersterwerb von Eigen-
heimen und selbst genutzten Ei-
gentumswohnungen sowie be-
stimmte Ausbau- und Erweite-
rungsmaßnahmen bei Eigen-
wohnraum gefördert werden. 

Auskünfte zu der Vergabe der
Darlehen und den Konditionen
erteilt die Bayerische Landes-
bank. ?

Sozialhilfebezug im Ausland:

Stewens gegen Luxus
auf Staatskosten

Zahlung von Sozialhilfe ins Ausland muss
grundsätzlich überdacht werden

„Staat und Kommunen sind kein Selbstbedienungsladen.
Luxus auf Staatskosten darf es nicht geben. Dafür, dass
ein Sozialamt Miete in Höhe von 777 Euro nach Florida
überweisen muss, fehlt mir jedes Verständnis!“, erklärte
Bayerns Sozialministerin Christa Stewens in München. 

Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hatte entschieden,
dass das niedersächsische Landessozialamt die Mietkosten
für die Wohnung eines in Florida lebenden Deutschen zu tra-
gen hat. „Dies passt einfach nicht in eine Zeit, in der jedem
Opfer abverlangt werden. Für mich ist dieser Fall ein deutli-
ches Zeichen dafür, dass wir über unsere Verhältnisse gelebt
haben - und in diesem Fall weiter über unsere Verhältnisse le-
ben. Wenn jemand sich ein Leben in Deutschland nicht zu-
muten will, sollte er einen Auslandsaufenthalt selbst finanzie-
ren. Keinesfalls darf jemand, der im Ausland lebt, mehr Stüt-
ze erhalten als er im Inland bekäme. 

Die Zahlung von Sozialhilfe ins Ausland muss deshalb
grundsätzlich überdacht werden“, erklärte Stewens. Im eben
gerichtlich entschiedenen Fall wären dem Petenten im Inland
533 Euro Mietkosten entstanden, in Florida erhält er nun 777
Euro. Nach den Worten der Ministerin muss der entsprechen-
de § 119 BSHG enger ausgelegt werden. Notfalls müsse er
geändert werden. ?
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Die globale Umweltmesse ENTSORGA vom 23. bis 27. September in Köln: 

Innovativ, universal, international
Impulse von und für rund 1.000 Unternehmen aus 25 Ländern

Rund 1.000 Unternehmen aus 25 Ländern spiegeln die unter-
schiedlichen Facetten der Umweltbranche wider und fördern
so den weltweiten Ideen- und Gedankenaustausch. Innovativ
in Technik und Services, umfassend im Themenspektrum und
international im Angebot gibt sie ein Aufbruchsignal für neue
Geschäfte. Als globale Umweltmesse mit Führungsanspruch
zeigt sie passende Lösungen innerhalb des veränderten gesetz-
lichen und wirtschaftlichen Rahmens. 

Dies unterstreicht auch das
Angebot vieler Marktführer, die
in diesem Jahr auf der ENT-
SORGA in Köln präsent sind. 

Angebotsschwerpunkte

Zur besseren Übersicht sind
insgesamt 16 Angebotsschwer-
punkte in acht Themenzentren
zusammengefasst:

Abfall und Recycling, in Hal-
le 10 und im Freigelände im In-
nenhof platziert. Hier findet der
Besucher das gesamte Angebot
für Sammlung, Transport und
Beseitigung, stoffliches und
energetisches Recycling, Kom-
postierung, Sortierung und Auf-
bereitung, Deponie, mecha-
nisch-biologische und chemisch-
physikalische Behandlungsanla-
gen. 

Verbrennung und Energie ,
ebenfalls in Halle 10 und im
Freigelände im Innenhof zu fin-
den. Dieses Schwerpunkt-Zen-
trum zeigt Verbrennungsanla-
gen, thermische Nutzung – Se-
kundärbrennstoffe und erneuer-
bare Energien (Biogas/Ver-
gärung). 

Sehr viele Neuaussteller ver-
zeichnet die ENTSORGA im
Bereich Wasser und Abwasser
in Halle 9. Frischwasser-Versor-
gung, -Gewinnung und -Aufbe-
reitung sind hier ebenso zentrale

Themen wie Abwasser-Entsor-
gung, Kläranlagen und Kanal-
bau. Hinzu kommen Kanalisati-
on, Kanal-TV, -Reinigung und -
Sanierung sowie Inlining-Ver-
fahren und Klärschlamm. 

Im Zentralbereich Umwelt-
dienstleistungen, Multi Utili-
ties und Kommunale Dienste
steht Service im Mittelpunkt:
Straßenreinigung, Beleuchtung,
Grundstückspflege, Gebäuderei-
nigung, Sicherheitsdienste, Ver-
und Entsorgungsdienste sowie
Paket-Lösungen zu Entsorgung,
Energie, Versorgung, Gebäude-
Reinigung und Begrünung.
Rund 110 Firmen zeigen in den
Hallen 11 und 12 ihr Angebot. 

In Halle 11 und 12 haben im
Zentrum Forschung und Or-
ganisation Universitäten, Hoch-
schulen und Forschungsinstitute
ihre Plattform ebenso wie Ver-
bände, Kammern, Kommunen,
Parteien, Ministerien, Consul-
tants sowie Export- und Wirt-
schaftsförderung. 

In Halle 14 ist Bewegung:
Technik und Logistik sind hier
platziert, d.h. Basisfahrzeuge
und Spezialaufbauten, Hydraulik
und Industriepumpen sowie Auf-
bauten und Behälter. Hinzu
kommen Routenplanung und
Software. 

Unfallschutz und Arbeitssi-
cherheit belegt einen Teil der

Halle 11. Hier sind die Ausrüster
und Dienstleister angesiedelt, die
Arbeitskleidung, Schutzkleidung
und Sicherheitsausrüstung an-
bieten. Ebenfalls in einem Teil-
bereich der Halle 11 ist das An-
gebot für Luft und Lärm kon-
zentriert. Hier dreht sich alles um
Abluftreinigung und Lärm-
schutz. 

Rahmenprogramm 

Im international ausgerichte-
ten Rahmenprogramm mit öf-
fentlichen Kongressen, Sympo-
sien und Seminaren von Ver-
bänden, kommunalen Vereini-
gungen und Gebietskörperschaf-
ten geht es z.B. um die Zukunft
des DSD, die 30. Immissions-
schutzverordnung, erneuerbare
Energien, Ersatzbrennstoffe,
Winterdienst und Zertifizierung.
Hinzu kommt im Freigelände an
Halle 14.2 die Fahrzeugschau
„VAK in motion“ vom Verband
der Arbeitsgeräte- und Kommu-
nalfahrzeuge-Industrie, eine Job-
börse mit Arbeitsplätzen in der
Umweltbranche, eine Speakers
Corner in Halle 10.2 sowie Be-
sichtigungstouren zu Recycling-,
Behandlungs- und Entsorgungs-
anlagen im Rheinland.

Trash People

Spektakulär ist die Kunstakti-
on des Kölner Aktionskünstlers
HA Schult mit seiner globalen
Skulptur der „1.000 Trash Peo-
ple“. Einzige Station der Trash
People in Deutschland ist die
ENTSORGA. International viel
beachtet, gastierte dieses Kunst-

werk bereits auf der Chinesi-
schen Mauer, auf dem Roten
Platz in Moskau, in Paris, vor
den Pyramiden in Gizeh und
jüngst am Matterhorn.

Als erste Umweltmesse der

Welt wird die ENTSORGA
CO2-neutral durchgeführt. Dafür
werden im Kölner Umland, in
Nord- und Ostdeutschland ins-
gesamt 65 Hektar Ackerflächen
in Wald umgewandelt. ?

Reputationsanalyse der DKR
Ruf des Kunststoffrecyclings auf dem Prüfstand

Die Deutsche Gesellschaft für Kunststoff-Recycling mbH
(DKR) hat in einer Reputationsanalyse anlässlich ihres zehn-
jährigen Bestehens eine Standortbestimmung des Unterneh-
mensbildes bei zentralen Interessengruppen vorgenommen.
Auf einer Skala von 1 (schlechtester Ruf) bis 5 (bester Ruf) er-
zielte die DKR einen Wert von 3,34. 

Mit 37 Prozent positiven so-
wie 46 Prozent neutralen Ein-
schätzungen liegt die Unterneh-
mensreputation im Vergleich zu
Analysen anderer Unternehmen
deutlich über dem Durchschnitt.
Getragen ist das positive Ergeb-
nis von der Wertschätzung, die
der DKR entgegengebracht
wird, der innovativen und unter
Umweltgesichtspunkten akzep-
tierten Arbeit, der guten Dienst-
leistungen und Produkte sowie
der kompetenten Führungs-
mannschaft. Insgesamt liegt die
Reputation der Recyclingbran-
che unter dem Durchschnitt der
anderen Branchen. Dabei ge-
nießt die DKR wiederum eine
bessere Reputation als die Recy-
clingbranche insgesamt. 

„Die Analyse zeigt uns sehr
genau und wissenschaftlich fun-
diert, wo wir heute stehen - und
welches Bild die Öffentlichkeit
von unserer täglichen Arbeit
hat“, so Uli Martin, Leiter der
DKR-Unternehmenskommuni-
kation. Dementsprechend ließen
sich für die Perspektiven der
DKR wichtige Rückschlüsse
ziehen. An der Online-Befra-
gung nahmen 197 Meinungs-
bildner und Entscheider der Ent-
sorgungs- und Kunststoffindu-

strie, von Verbänden, Ver-
packungsherstellern, Politik,
Medien, DKR-Verwertungspart-
nern und Lizenznehmern des
Grünen Punktes teil.

Transparenz und
Kommunikationsfähigkeit

Im Einzelnen gaben 61 Pro-
zent aller Befragten an, dass sie
die Dienstleistungen der DKR
schätzen, Vertrauen in das Unter-
nehmen äußerten 56 Prozent. 53
Prozent sehen die DKR als inno-
vative Kraft im Kunststoffrecyc-
ling. Die Kommunikation der
DKR wurde von 65 Prozent der
Befragten als transparent ange-
sehen. Das Partnermagazin
„DKR im Blick“ beurteilten
drei Viertel gut oder sehr gut,
ebenso bekamen der jährliche
Kongress und der Internetauf-
tritt gute Noten.

Kritisch äußern sich die Be-
fragten insbesondere über öko-
nomische Aspekte der Kunst-
stoffverwertung. So sieht ledig-
lich ein Drittel der Befragten die
Arbeit der DKR als profitabel
und kosteneffizient an. Für
DKR-Geschäftsführer Dr. Vol-
ker Gibs eine Bestätigung der
unternehmensstrategischen Aus-

richtung: „Die Analyse gibt uns
ein deutliches Signal, dass wir
gemeinsam mit marktorientier-
ten und innovativen Partnerun-
ternehmen unsere Ziele in der
Kostensenkung erreichen kön-
nen, aber auch müssen. Denn
nur so können wir die Akzeptanz
für das Kunststoffrecycling er-
halten, bzw. weiter steigern.“ 

Bis 2006 strebt die DKR an,
die Verwertungskosten für eine
Tonne Kunststoffverpackungen
mit dem Grünen Punkt von zur-
zeit 261 auf 150 Euro zu senken.
Dies entspricht in etwa dem ak-
tuellen Kostenniveau der Abfall-
beseitigung. Als Garantiegeberin
des Dualen Systems ist die DKR
seit 1993 verantwortlich für die
zuverlässige Verwertung von
Kunststoffverpackungen mit
dem Grünen Punkt. Das Kölner
Unternehmen hat rund 70 Mitar-
beiter und etwa 70 Verwertungs-
partner in ganz Deutschland. 

Die Analyse der DKR stützte
sich weitgehend auf das Reputa-
tion-Quotient-Modell des US-
amerikanischen Reputation In-
stitute. Hierdurch sind verglei-
chende Rückschlüsse mit ande-
ren Unternehmen möglich. Die
Analyse wurde im April und Mai
2003 unter der wissenschaftli-
chen Leitung des Hannoveraner
Professors Dr. Klaus-Peter Wied-
mann vorgenommen. Er ist unter
anderem Direktor des Reputati-
on Institute in Deutschland und
Gesellschafter des Strategy &
Marketing Institute in Hannover.

In einem umfassenden Fra-
genkatalog wurden sechs Berei-
che untersucht, denen eine zen-
trale Bedeutung bei der Bildung
von Unternehmensreputation
beigemessen wird: emotionale
Anziehungskraft, Dienstleistun-
gen, Vision und Führung, Ar-
beitsplatzumfeld, finanzielle
Performance, soziale Verant-
wortung. ?
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TREA Breisgau:

25 Jahre konstante
Entsorgungsgebühren

Schwarzwälder Kommunen mit innovativem Finanzierungsmodell

Ab Juni 2005 darf auf deutschen Deponien kein unbehandelter
Abfall mehr abgekippt werden. Wegen des notwendigen Baus
von Abfallbehandlungsanlagen drohen in vielen Regionen
höhere Entsorgungsgebühren. Im Schwarzwald führen Kom-
munen mit einem innovativen Finanzierungsmodell vor, dass
es auch anders geht.

Am Grunde der 13 Meter tie-
fen Grube gießen Bauarbeiter
im neuen Gewerbepark Breis-
gau in Eschbach, 20 Kilometer
von Freiburg entfernt, die Bo-
denplatte für eine Zukunftsinve-
stition der Schwarzwald-Regi-
on: Aus Beton und Beweh-
rungsstahl entsteht das Funda-
ment der künftigen Abfallent-
sorgung der Region.

Public-Private-Partnership

Ab 2005 sollen hier täglich
450 Tonnen Haus- und Gewer-
beabfälle aus den Landkreisen
Breisgau-Hochschwarzwald,
Emmendingen und dem Orten-
aukreis sowie aus der Stadt
Freiburg thermisch behandelt
werden, 150.000 Tonnen im
Jahr. Knapp 80 Millionen Euro
wird die „Thermische Restab-
fallbehandlungs- und Ener-
gieverwertungsanlage“ (TREA
Breisgau) kosten. Wie die
Schwarzwald-Kommunen die
teure Investition als Public-Pri-
vate-Partnership mit privaten
Geldgebern und Betreibern rea-
lisieren und finanzieren, könnte
zum Erfolgsmodell für die öf-
fentliche Hand werden.

Von der Anlage können sich
Besucher am Bauzaun auf einer

großen Informationstafel ein
Bild machen: Das gewölbte
Dach der Abfallverbrennungs-
anlage erinnert an die Archi-
tektur eines Flugzeughangars -
der neue Gewerbepark war
früher ein französischer Mi-
litärflugplatz. Die Form findet
sich wieder im roten Schwung
des Logos der TREA Breis-
gau. Das rote Logo und das
helle Blau des Schriftzugs
„TREA“ symbolisieren die
Zusage, dass die Abfallver-
brennung weder Umwelt noch
Anwohner stören soll.

Zehn Angebote

Mit diesem Versprechen hatte
die Bietergemeinschaft SOTEC
aus Saarbrücken (www.sotec.
de ) und SITA Deutschland aus
Köln den Zuschlag der beteilig-
ten kommunalen Gremien für
Bau und Betrieb der Anlage ge-
wonnen. Kein leichter Erfolg:
Immerhin zehn Angebote mit
unterschiedlichen Konzepten -
thermische und mechanisch-bio-
logische Verfahren oder Trans-
port zu externen Verbrennungs-
anlagen - wurden technisch,
wirtschaftlich und juristisch ge-
prüft. Das Ergebnis fiel ein-
deutig zugunsten der Bieterge-

meinschaft SOTEC/SITA aus.
Landrat Jochen Glaeser hatte

allen Grund, die politische Ei-
nigkeit der kommunalen Partner
zu loben. Sie machten mit ihrem
einhelligen Beschluss rechtzei-
tig den Weg dafür frei, dass die
Region die verschärften Be-
stimmungen der Technischen
Anleitung Siedlungsabfall (TA-
Si) erfüllen kann. Die TASi und
die Verordnung über die Abla-
gerung von Siedlungsabfällen
regeln die Entsorgung von
Hausmüll. Ab Juni 2005 verbie-
ten sie die Deponierung nicht
thermisch oder mechanisch-bio-
logisch vorbehandelter Abfälle.

Fünf vor zwölf

Die beteiligten Kommunen
im Schwarzwald haben dafür
rechtzeitig die Voraussetzungen
geschaffen. „Die Uhren stehen
auf fünf vor zwölf“, sagt Glae-
ser: „Wer jetzt noch nicht ge-
plant hat, kann die Auflagen
kaum noch erfüllen. Zwei bis
drei Jahre dauert es von der Pla-
nung bis zur Inbetriebnahme ei-
ner Abfallbehandlungsanlage.“
Vernünftig dimensionierte Ab-
fallbehandlungsanlagen setzen
Jahresabfallmengen von minde-
stens 50.000 bis 70.000 Tonnen
voraus, das entspricht dem Ab-
fall von 100.000 bis 200.000
Einwohnern.

Angesichts dieser Herausfor-
derung haben die Breisgau-
Kreise mit ihrem Beschluss ei-

nen Coup gelandet: Während
andere Städte und Gemeinden
als Folge der verschärften TA -
SI-Auflagen die Bürger schon
auf höhere Abfallgebühren vor-
bereiten, garantieren die
Schwarzwald-Kommunen ihren
Bürgern mit der TREA 25 Jahre
lang konstante Entsorgungs-Ge-
bühren.

Das gelang u.a. mit einem raf-
finierten Finanzierungskonzept.
Es ist als Public-Private-Part-
nership-Modell (PPP) für die fi-
nanzielle Not maßgeschneidert,
unter der die Mehrheit der deut-
schen Kommunen leidet. Als
Voraussetzung für die Vergabe
des Entsorgungsauftrags hatten
die Breisgau-Kreise von den
Bewerbern nicht nur ein über-
zeugendes technisches und öko-
logisches Konzept, sondern
auch eine Finanzierung ohne
zusätzliche Belastung für Bür-
ger und Kommunen verlangt.

Hartes Stück Arbeit

„Das war ein harter Brok-
ken“, erinnert sich Bernd Hahn,
Leiter Betriebswirtschaft im
Bereich Abfallbehandlung der
SOTEC GmbH, einem Unter-
nehmen der RAG Saarberg 
AG, Saarbrücken. Die SOTEC
GmbH hat 2001 mit rund 400
Mitarbeitern einen Umsatz von
100 Millionen Euro erwirt-
schaftet. Sie verfügt über 30-
jährige Erfahrungen in der
thermischen Abfallbehand-
lung. SOTEC-Spezialist Hahn
suchte zunächst einen potenten
Partner für die Finanzierung.
Fündig wurde er bei der Süd-
Leasing GmbH (SL) in Mann-
heim. Die SüdLeasing-Grup-
pe (www.suedleasing.de) mit
Hauptsitz in Stuttgart zählt zu
den größten herstellerunabhän-
gigen Leasinggesellschaften
Deutschlands und ist eine 100-
Prozent-Tochter der Landes-
bank Baden-Württemberg. Die
SüdLeasing, sagt Immobilien-
Spezialist Gunther Deuerling,
„engagiert sich für die Finanzie-
rung ökologischer Projekte.
Nicht zuletzt wegen der TASi-
Auflagen entsteht dafür ein
großer Bedarf“.

Maßgeschneiderte
Finanzierung

Gemeinsam mit den Kommu-
nen wurde ein für alle Seiten
vorteilhaftes Konzept ent-
wickelt: Zunächst wurde die
MVA TREA Breisgau GmbH &
Co. KG (MVA) gegründet. Sie
ist die Betreibergesellschaft der
Abfallverbrennungsanlage.
Hundertprozentige Kommandi-
tistin und Investor ist die Süd-
Leasing Immobilien GmbH
(SLI), deren eigens dafür ge-
gründeten 100-Prozent-Tocher
Ilka Grundstücksverwaltungs
GmbH als Komplementärin mit
Stimmrechtsmehrheit die Ge-
schäftsführung der MVA über-
tragen wurde. Darlehensgeber
für die Finanzierung der geplan-
ten 80 Millionen Euro Investiti-
onskosten sind zu etwa gleichen
Teilen die Landesbank Baden-
Württemberg und andere öffent-
lich-rechtliche Kreditinstitute,
darunter auch zwei regionale
Sparkassen.

Erbbaurechtsvertrag

Den Entsorgungsvertrag schloss
die MVA mit der GAB mbH.
Sie ist der Entsorgungsträger -
als Kommunale Gesellschaft
der beteiligten Landkreise
Breisgau-Hochschwarzwald,
Emmendingen und Ortenau-
kreis, der Städte Freiburg, Hei-
tersheim und Neuenburg sowie
der Gemeinden Eschbach, Hart-
heim Bad Krozingen, und Ball-
rechten-Dottingen (www.ab-
fallwirtschaft-breisgau.de). Der
Landkreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald als Eigentümer
des Grundstücks für die TREA
im Gewerbepark Eschbach ver-
einbarte mit der MVA einen

Erbbaurechtsvertrag. Die MVA
beauftragte die SOTEC GmbH
als Generalübernehmer für die
Errichtung und als Betriebsfüh-
rer der TREA mit einem Ge-
schäftsbesorgungsvertrag.

„Pay as you use“

Die Verträge mit einer Lauf-
zeit von 25 Jahren sichern die
Finanzierung der Investition mit
günstigen Rückzahlungskondi-
tionen. „Die Raten für Zinsen
und Tilgung können aus dem
laufenden Betrieb der Müllver-
brennungsanlage bezahlt wer-
den“, erklärt SL-Experte Mich-
ael Edinger. „Pay as you use“
heißt das im Fachjargon. So
bleiben die Kommunen von fi-
nanziellen Zusatzbelastungen
frei. Nach 25 Jahren kann der
Landkreis die Anlage zu festge-
legten Konditionen übernehmen
oder den Vertrag verlängern.
Die Instandhaltung und Moder-
nisierung über die gesamte Ver-
tragslaufzeit obliegt der SOTEC
GmbH.

Abfallvermeidung
bleibt lohnend

Mit einem besonderen Kniff
gelang es den Partnern, langfri-
stig konstante Entsorgungsge-
bühren zu garantieren, abgese-
hen von inflationsbedingten An-
gleichungen. Das gilt selbst
dann, wenn sich die Abfallmen-
gen durch ökologische Initiati-
ven in den Kommunen weiter
verringern. Denn schon in den
vergangenen Jahren ist in den
vier beteiligten Kreisen die zu
beseitigende Abfallmenge stetig
gesunken, während die Verwer-
tungsmengen stiegen. In der Re-
gion werden mit 237 Kilo-
gramm pro Einwohner und Jahr
mittlerweile mehr Abfälle ver-
wertet als beseitigt (182 Kilo-
gramm). Nur noch bis zu
120.000 Tonnen Restabfall ent-
stehen jährlich in den Haushal-
ten. Bei den Verwertungsquoten
von Papier, Pappe, Metallen,
Glas, Kunststoffen, Elektronik-
schrott und anderen Wertstoffen
liegt die Region im Bundes-
durchschnitt an der Spitze, freut
sich Landrat Glaeser.

Weiterer Partner

Damit der Entsorgungspreis
künftig nicht als Folge zu gerin-
ger Auslastung steigt, wie es in
der Vergangenheit häufig bei
anderen Abfallverbrennungsan-
lagen geschah, holte SOTEC als
weiteren Partner die SITA
Deutschland GmbH ins Boot.
Das Entsorgungsunternehmen
ist mit zehn Niederlassungen
und 18 Betriebsstätten schon in
der Schwarzwaldregion und in
ganz Süddeutschland aktiv. In
der TREA Breisgau übernahm
SITA mit einer Auslastungsga-
rantie die Funktion eines Puf-
fers: Die GAB ist vertraglich
nur zur Lieferung von maximal
143.700 bis minimal 76.000
Tonnen Hausmüll pro Jahr ver-
pflichtet. Die Menge, die zum
ökonomischen Volllastbetrieb
der TREA fehlt, ergänzt SITA
mit hausmüllähnlichem Gewer-

beabfall. Dafür profitiert das
Unternehmen von dem - im
Vergleich zu anderen Verbren-
nungsanlagen geringen - Ent-
sorgungspreis von knapp 95 Eu-
ro pro Tonne Abfall. Diese Re-
gelung befriedigte auch Um-
weltgruppen am Verhand-
lungstisch. Bleibt es dadurch
doch auch in Zukunft lohnend,
Abfälle zu vermeiden.

Zukunftskonzept

Viel Aufwand betrieben die
Vertreter von GAB und SOTEC
für Öffentlichkeitsarbeit und In-
formation, um den Einwohnern
ihr Zukunftskonzept für die Ab-
fallentsorgung zu erklären. In
Gesprächen auf Bürgerver-
sammlungen, mit Parteien und
Interessengruppen, beim Flug-
platzfest im Gewerbepark
Breisgau oder beim ersten Spa-
tenstich standen sie immer wie-
der Rede und Antwort. Der Er-
folg: Lediglich sechs Ein-
sprüche von Bürgern gab es,
freut sich Michael Höling, bei
SOTEC technischer Projektlei-
ter für die Errichtung der
TREA. Andernorts sind bei
ähnlichen Projekten Tausende
Proteste nicht selten.

Nicht nur die Aussicht auf
langfristig konstante Entsor-
gungsgebühren überzeugte die
Bürger. Bernd Hahn zählt zu-
sätzliche Argumente auf: Die
Anlage wird die Region nicht
ökologisch belasten. Gesetzli-
che Grenzwerte für Schadstoff-
belastungen werden um 50 bis
80 Prozent unterschritten. GAB
und Betreiber der TREA haben
gemeinsam auch ein Verkehrs-
und Logistikkonzept erarbeitet.
Abfalltransporte müssen unter
Schonung der Ortsdurchfahrten
grundsätzlich die Autobahn
oder den Gleisanschluss des
Gewerbeparks nutzen.

Überzeugende Antworten

Auch die vielen Fragen, was
mit der entstehenden Über-
schussenergie passieren wird,
konnten die Vertreter von SO-
TEC und GAB - Slogan: „Der
Rest ist Energie“ - überzeugend
beantworten. Die TREA-Breis-
gau wird mit einer so genannten
„Entnahmekondensationsturbi-
ne“ ausgestattet, die die Hitze
der Abfallverbrennung über Ge-
neratoren in Strom wandelt.
Jährlich sollen 95.000 Mega-
wattstunden Strom produziert
werden, genug für den Bedarf
von rund 24.000 Haushalten.
Die Turbine kann in Kraft-
/Wärmekopplung auch Fern-
wärme in Form von rund 90
Grad Celsius warmem Wasser
für rund 1.500 Haushalte und
zusätzlich gut 83.500 Mega-
wattstunden Strom für etwa
21.000 Haushalte liefern.

Im Gewerbepark bei Frei-
burg soll im Sommer 2003 der
Rohbau der Anlage fertig sein.
Dann beginnt die Installation
der Verfahrenstechnik für Ab-
fallbehandlung, Energiever-
wertung und Rauchgasreini-
gung. Ab 2005 soll die Anlage
mit 39 Beschäftigten im Dauer-
betrieb laufen.                          ?

Bauarbeiter im neuen Gewerbepark Breisgau: Aus Beton und
Bewehrungsstahl entsteht das Fundament der künftigen Ab-
fallentsorgung der Region.                                                                   ?
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Bautechnische Optimierungsmaßnahmen 
hinsichtlich Wärmeschutz und Energieeinsparung entlasten Umwelt

und Betriebskosten von Gebäuden, 
minimieren aber im gleichen Zuge den natürlichen Luftaustausch.

Schadstoffe und Feuchte, die sich in Innenräumen sammeln, 
werden nur noch ungenügend abtransportiert 

und führen zu gesundheitlichen Beschwerden und Geruchsproblemen.

Wer ist betroffen?
Schadstoffe wie z.B. PCB, Lindan, Pyrethroide, Formaldehyd, Asbest

oder Schimmel- und Hefepilzsporen können in Häusern auftreten. 
Gerade im öffentlichen Bereich sollte aber die belastungsfreie Nutzung

von Gebäuden garantiert werden können.

Wer unterstützt Sie?
Als DAR-akkreditiertes Prüflabor unterstützen wir Sie 

in allen Fragen der Schadstoffbeurteilung und -analytik, 
der Gestaltung von Abhilfemaßnahmen, der Sanierungsplanung 

sowie der Erfolgskontrolle und Freigabe.

Damit Sie wieder frei durchatmen können!

TÜV Süddeutschland Bau und Betrieb GmbH
Prüflaboratorium für Asbest und Schadstoffe in Innenräumen

Westendstrasse 199 - 80686 München
Tel: 089/5791-1050 - Fax: 089/5791-2227
e-mail: edmund.krause@tuev-sued.de

Dicke Luft in Innenräumen

Fa. Bauer & Mourik Umwelttechnik:

Verdienste um Boden- und
Flächenschutz

Biologisches Bodenreinigungszentrum in Schrobenhausen eröffnet

Dass Umweltschutz kein Jobkiller ist, sondern oftmals
Triebfeder für zukunftsorientierte neue Arbeitplätze, ist
keine rhetorische Floskel politischer Feiertagsreden. Viele
Beispiele belegen: Gerade innovative mittelständische Un-
ternehmen finden im technischen Umweltschutz krisensi-
chere Nischen und  interessante Herausforderungen.

Ein besonders gelungenes
Beispiel bietet die Firma Bauer
& Mourik Umwelt-Technik
GmbH& Co. (BMU) mit Sitz im
oberbayerischen Schrobenhau-
sen. Das 1990 als Tochter der
Bauer Spezialtiefbau GmbH und
des niederländischen Partners
Mourik gegründete Unterneh-
men hat sich in wenigen Jahren
zu einem führenden, bundesweit
tätigen Kompetenzzentrum für
Bodenschutz und Altlastensanie-
rung entwickelt. Der große Er-
folg und die positive Entwick-
lung der Umweltfirma spiegelt
sich im Wachstum der Arbeits-
plätze wieder: Unter Leitung sei-
nes Geschäftsführers Johann
Mesch wuchs der Umweltbe-
reich der Bauer-Gruppe von ei-
ner 3-Mann-Abteilung zu einem
eigenständigen Unternehmen
mit bundesweit  50 Beschäftig-
ten. Mittlerweile verfügt das Un-
ternehmen über Niederlassungen
in Hamburg, Frankfurt, Blei-
cherode (Thüringen) und Roß-
wein (Sachsen) sowie über Bo-
denreinigungszentren in Hirsch-
feld (Sachsen) und Bleicherode .
Eines der vorrangigen Unterneh-
mensziele ist nun, so Mesch, das
verstärkte Wachstum auf dem
europäischen Markt. Hier sehe
er insbesondere in der Ein-
führung innovativer Techniken
und Dienstleistungen gute Chan-
cen. Immerhin hat das renom-
mierte Umwelttechnologieunter-
nehmen gemeinsam mit einer
Schweizer Partnerfirma bereits
den Auftrag für Wasserbehand-
lungsarbeiten am St Gotthard-
Basistunnel erhalten.

Stammsitz Schrobenhausen

Doch trotz aller bundesweiten
Aktivitäten und des europäi-
schen Engagements - Stammsitz
und Zentrum des Umweltunter-
nehmens ist und bleibt Schro-
benhausen. Wie hätte das die
BMU eindrucksvoller und glaub-
würdiger unterstreichen können,
als mit der Errichtung des neuen

biologischen Bodenreinigungs-
zentrums in der oberbayerischen
Stadt und der Zusammenführung
des gesamten BMU-Anlagen-
baus sowie der technischen In-
frastruktur auf dem gleichen
Areal. Immerhin handelt es sich
dabei um die bislang größte In-
vestition des jungen Unterneh-
mens. 

Die hohe Wertschätzung, die
sich das innovationsfreudige Un-

ternehmen in den 13 Jahren sei-
nes Bestehens erworben hat,
wurde bei der Eröffnung des
Zentrums augenfällig. Umwelt-
minister Dr. Werner Schnappauf
hatte es sich nicht nehmen las-
sen, vor über 250 geladenen Gä-
sten, darunter auch eine russi-
sche Delegation mit dem Um-
weltminister der Stadt Moskau,
Bochin, an der Spitze, die Festre-
de zu halten. Denn, wie Schnap-
pauf hervorhob, belegten Unter-
nehmen wie Bauer & Mourik
Umwelttechnik, dass Vertrauen
in Innovationskraft, Unterneh-
mergeist und Umweltverantwor-
tung der Wirtschaft voll und
ganz gerechtfertigt seien. Die

Aufgaben Boden- und Flächen-
schutz, Entsorgung und Recyc-
ling könnten nur in gemeinsamer
Anstrengung aller Beteiligten
bewältigt werden. Dabei sei die
Entsorgungswirtschaft wichtig-
ster Partner von Staat und Bür-
gern. 

Zentrale 
umweltpolitische Anliegen

Das Schrobenhausener Bo-
denreinigungszentrum verbindet
nach den Worten des Ministers
zwei zentrale umweltpolitische
Anliegen unserer Zeit: den
Schutz des Bodens als wichtig-
ster natürlicher Ressource und
den Schutz der Flächen vor Ver-
brauch durch Überbauung. Die
Eindämmung des Flächenver-
brauchs gehöre heute zu den
dringendsten und zugleich
schwierigsten Aufgaben des
Umweltschutzes. Wegen der po-
sitiven wirtschaftlichen Ent-
wicklung und seiner Bevölke-
rungszunahme sei gerade in
Bayern in den letzten Jahren ein

weit überdurchschnittlicher Flä-
chenverbrauch zu verzeichnen.
Bayern starte daher eine Ini-
tiative zur Verringerung des
Flächenverbrauchs. Ziel sei, wie
es nun auch das Landesentwick-
lungsprogramm vorsehe, die
vorrangige Nutzung innerörtli-
cher Flächen und das Recycling
vorgenutzter, brach liegender
Flächen. Schnappauf forderte:
„Flächenrecycling muss zentra-
ler Bestandteil einer offensiven
wirtschaftlichen, ökologischen
und städtebaulichen Erneue-
rungsstrategie werden.“ Er zolle
daher der Firma Bauer & Mou-
rik besonderen Dank und Aner-
kennung, dass sie ihr neues Bo-
denreinigungszentrum auf revi-
talisierten Brachflächen errichtet
und die Produktionshallen eines
Baustoffherstellers übernommen
habe. 

In seinen weiteren Ausführun-
gen machte Schnappauf deut-
lich, dass ein erfolgreiches
Flächenrecycling besondere An-
strengungen bei der Bewälti-
gung der Altlastenproblematik

erfordere. So seien in Bayern
bisher rund 14.000 alt- lastenver-
dächtige Flächen registriert. Zu-
dem habe man in Bayern 372
Verdachtsstandorte für Rü-
stungsaltlasten aus den beiden
Weltkriegen identifiziert. Es sei
das ehrgeizige Ziel bayerischer
Umweltpolitik, bis 2020 bei al-
len erfassten Flächen den Altla-
stenverdacht abschließend zu
klären. Der Umweltminister
rechnet dabei mit einem Kosten-
aufwand von rund 3,5 Mrd. Eu-
ro, der in erster Linie zwar von
den Verursachern zu tragen sei;
allerdings stoße dieses Prinzip an
Grenzen, wenn Verpflichtete
nicht mehr greifbar oder zah-
lungsunfähig seien. 

Ein großer Markt

Für Unternehmen wie der Fir-
ma Bauer & Mourik eröffnet
sich hier nach Einschätzung des
Ministers ein großer Markt.
Denn Sanierung und Recycling
von Flächen sei eine positive,
gestalterische Zukunftsaufgabe
von hoher ökologischer wie öko-
nomischer Bedeutung. Die
BMU habe dies früh erkannt, die
wirtschaftliche Herausforderung
angenommen und die Chance
voll genutzt. DK

Riebel-Firmengruppe beweist hohe Leistungsfähigkeit:

Freude über schwarze Zahlen
in allen Bereichen

Mittelständische Firmengruppe weiter auf Erfolgskurs. Baukrise weckt alle Kräfte.

Zu einem besonderen Ereignis geriet die Pressekonferenz
der Firmengruppe Riebel. Um den Gästen die Leistungs-
fähigkeit des schwäbischen Mittelständlers zu demon-
strieren, verknüpfte man die Präsentation des neuen Be-
rufsschulzentrum der Landeshauptstadt München mit
der Bekanntgabe der aktuellen Wirtschaftsdaten.

koreiche Aufgaben einzulassen.
Letztendlich zähle nur, „was un-
term Strich rauskommt“.

Grenzenlose Flexibilität

Und das könne sich sehen las-
sen, wie der Geschäftsführer der
Riebel Firmen, Thomas
Aulinger in seinem
Rückblick feststellte:
„Wir haben im vergan-
genen Geschäftsjahr
positiv gearbeitet und
alle Ziele erreicht.“
Grundlage hierfür sei
auch die im März 2001
erfolgte Umstrukturie-
rung der Firmengruppe
gewesen, die - im Ge-
gensatz zu vielen deut-
schen mittelständi-
schen Betrieben - einen
Generationenwechsel
in den operativen Be-
reichen brachte und so
die Firmen neu belebte.
Dies habe  zu Vorteilen
im harten Wettbewerb
geführt.

So nehme in allen Bereichen
die spartenübergreifende Zusam-
menarbeit stetig zu. Komplettlö-
sungen mit dem Gleisbau, Auf-
bereitung und Recycling und
Straßen- und Tiefbau oder Hoch-
bau böten auch den Auftragge-
bern zahlreiche Vorteile: „Nur
ein Ansprechpartner, eine Ter-
minkoordination und nahezu
grenzenlose Flexibilität, weil der
Auftrag unter einem Dach
steht“, betonte Aulinger.

Substanzverbesserungen

Im vergangenen Jahr konnte
der Straßen- und Tiefbau trotz
leichter Umsatzeinbußen noch
Erträge erwirtschaften und die
Substanz in wichtigen Bereichen
sogar weiter ausbauen. So inve-
stierten die Mindelheimer trotz
angespannter Lage weiter in
ihren modernen Maschinen- und
Gerätepark und in die Aus- und
Weiterbildung der Mitarbeiter.
Und: „Um an gute Aufträge zu
gelangen, sind wir auch bereit,
weite Strecken zu fahren. Dies
gilt für alle Bereiche“, meinte
Aulinger und nannte als Beispie-
le die Orte Bad Tölz, Ingolstadt
und Frankfurt.

Ziel war es, mit der Vorstel-
lung des jüngsten Objektes der
Riebel-eigenen Projektentwick-
lung zu verdeutlichen, warum
die Firmengruppe trotz anhalten-
der Baukrise erfolgreich bleibt:
Es ist unser „Mehrwert an Lei-
stung, Fachwissen und Service“,
meinte Hans Materna, Geschäfts-
führer von Riebel München.

Abgerechnet wird 
„unter dem Strich“

Die Bauleistung der Firmen-
gruppe ging zwar im abgelaufe-
nen Geschäftsjahr 2002/2003
wegen fallender Preise von
185,4 Mill. Euro auf 170,9 Mill.
Euro zurück. „Gott sei Dank“ sei
es so gekommen, sagt Friedrich
Riebel, Gesellschafter der Hol-
ding, „denn wir müssen mit Er-
folg arbeiten, nicht Masse produ-
zieren.“ Deshalb habe die Firma
versucht, sich nicht auf zu risi-

Überdurchschnittliche 
Liquidität

Im Hoch-, Ingenieur- und
Brückenbau verzeichnete die
Firmengruppe entgegen dem
marktüblichen Trend einen kon-
stanten Umsatz mit positiven Er-
trägen und einer überdurch-
schnittlichen Liquidität. Hier
stimme die Qualität für Bauwerk
und Abwicklung.

Die Produktion und der Ver-
kauf von Baustoffen, mit Aufbe-
reitung und Recycling - ein

wird dieses Jahr fortgesetzt mit
zunächst zwei hochwertigen
Wohnanlagen, in der Geigenber-
ger Straße in München-Solln
und in der Fürstenrieder Allee.
Weitere Grundstücke für den
Geschosswohnungsbau und für
Reihen- und Doppelhäuser mit
etwa 175 Wohneinheiten in der
Landeshauptstadt und Umge-
bung sind in Vorbereitung.

Beruhigendes 
Auftragspolster

Insgesamt kann die Riebel Fir-
mengruppe auf ein beruhigendes
Auftragspolster von etwa 60
Mill. Euro blicken, die Liquidität
ist überdurchschnittlich hoch.
Für eine erfolgreiche Zukunft
will Aulinger mit neuen Ideen
und großen Anstrengungen den
Markt- und Kundenanforderun-
gen weiter vorauseilen. Dabei
bekennt er sich ausdrücklich
zum langfristigen Erhalt der Ar-
beitsplätze: „Wer sich anstrengt
und mitmacht, hat bei uns ein
gutes Zuhause“.

Highlight 
Berufsschulzentrum 

Hans Materna, Geschäftsfüh-
rer der Xaver Riebel Bau Mün-
chen demonstrierte eindrucks-
voll den eingangs erwähnten
„Mehrwert an Riebel-Leistun-
gen“ am Beispiel des Projektes
Berufsschulzentrum Balan-
straße: In nur sieben Monaten
Bauzeit verwandelten die Mün-
chner ein hässliches, graues
Büro- und Fertigungsgebäude in
ein freundliches Berufsschulzen-
trum, das im neuen Schuljahr auf
11.000 qm Raum für etwa 1.500
Schüler bietet.

Obwohl im Anforderungskata-
log der künftigen Mieterin, der
Stadt München, keine besonde-
ren Ansprüche an die Gestaltung
genannt wurden, engagierten die
Riebel Projektentwickler den
Berliner Farbkünstler Karsten
Wittke für eine harmonische in-
nere und äußere Farbgebung der
Schule. „Wir waren uns einig,
den tristen Kasten so umzuge-
stalten, dass die Schüler nicht
gleich am Schultor in miese
Stimmung versetzt werden“, so
Materna. Heute erstrahlt das Ge-
bäude, das nicht mehr wieder zu
erkennen ist, in freundlichen
Gelb-, Orange- und Rottönen.

Die künftige Schulleitung und
das Schulreferat waren sich ei-
nig: Der Riebelsche Firmenslo-
gan „Bauen für besseres Le-
ben“ müsste eigentlich „Bauen
für besseres Lernen“ heißen.
Die Münchner Bürgermeisterin
Dr. Gertraud Burkert bedankte
sich begeistert für die zuverläs-
sige Partnerschaft. Man überle-
ge, ob man die Schule langfri-
stig in dem eigentlich als Über-
gandslösung  gedachte Gebäu-
de belasse. ?

Friedrich Riebel und Thomas Aulinger
sind sich einig: Die Riebel-Firmen-
gruppe ist auf dem richtigen Weg.“  ?

wichtiges Standbein in der Fir-
mengruppe - habe sich laut Au-
linger mit guten Ideen und hoher
Flexibilität ebenfalls gut im
Wettbewerb behauptet. Neue
Produkte und Verfahren und die
gute Zusammenarbeit mit Part-
nern und Riebelfirmen verhalfen
auch diesem Bereich zu ordentli-
chen Ergebnissen.

Eigene Lokomotive

Nach guten Ergebnissen im
vergangenen Geschäftsjahr und
positiven Prognosen für die lau-
fende Bausaison hat sich der
Riebel Gleisbau eine eigene,
2000 PS starke Lokomotive ge-
kauft. Diese wird im Bereich der
Baustellenlogistik dem Unter-
nehmen zu wichtigen Wettbe-
werbsvorteilen verhelfen und zu-
sammen mit der hoch motivier-
ten Mannschaft auch in Zukunft
dafür sorgen, dass der Riebel
Gleisbau auf erfolgreichen
Schienen fährt.

Die Münchner Bauträgertoch-
ter Riebel Bavaria konnte trotz
schwieriger Verhältnisse auf
dem Münchner Wohnungsmarkt
im abgelaufenen Geschäftsjahr
90 Wohneinheiten fertig stellen
und vermarkten. Dieser Erfolg
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Cleanaway Deutschland:

Recycling muss Vorrang haben 
Politik in der Verantwortung für die Kreislaufwirtschaft

Rostock - Der beispiellose Erfolg von PET als Verpackungsma-
terial stellt eine Herausforderung für die Recyclingwirtschaft
dar. Denn die herkömmlichen Absatzmärkte stoßen nicht nur an
ihre Kapazitätsgrenzen, sondern erfüllen auch nicht den An-
spruch an eine zeitgemäße Kreislaufwirtschaft. Das Recycling-
produkt entspricht vielfach noch nicht den Qualitätsanforde-
rungen, die die Verpackungs- und Nahrungsmittelindustrie an
Neuware stellt. Wirtschaft und Politik sind daher aufgefordert
zu handeln, denn die technologischen Voraussetzungen für ein
hochwertiges Qualitätsrecycling existieren bereits.

Recycling geht neue Wege.
Für die hochwertigen Getränke-
und Lebensmittelverpackungen
werden weiterhin Primärroh-
stoffe verwendet - sprich Erdöl.
„Von einer nachhaltigen Kreis-
laufwirtschaft kann da nicht 
die Rede sein“, so umreißt Dr.
Rolf Haferkamp, Chief Operati-
ons Officer der Cleanaway
Deutschland AG & Co. KG, das
Problem. „Genau das aber soll-
te das Ziel von Politik und Wirt-
schaft sein.“

Cleanaway setzt daher auf ei-
nen neuen Weg im PET-Recyc-
ling, der den Anspruch einer
echten Kreislaufwirtschaft er-
füllt: das Bottle-to-Bottle-Ver-
fahren. Dahinter steht der Ge-
danke, dass aus Nahrungsmit-
telverpackungen wieder Nah-
rungsmittelverpackungen wer-
den können. Die technischen
Voraussetzungen sind gegeben:
Das patentierte URRC-Verfah-
ren, das Cleanaway in den bei-

den Recycling-Anlagen in Ro-
stock und im schweizerischen
Frauenfeld einsetzt, erzeugt
PET-Flakes, die für den direk-
ten Kontakt mit Nahrungsmit-
teln zugelassen sind.

Dieses hochwertige Recyc-
ling stellt allerdings hohe An-
forderungen an das gesammelte
Material. Die Sortenreinheit des
Materials ist unerlässlich - das
gilt im Übrigen nicht nur für
PET.

Sortierung und Recycling

„Sortierung und Recycling
gehören immer zusammen“, so
Max-Arnold Köttgen, Vor-
standsvorsitzender von Cleana-
way Deutschland. „Die Qualität
des Recycling entscheidet sich
immer schon bei der Wahl des
Sammlungs- und Sortierungssy-
stems.“ Daher ist es wichtig,
dass in Deutschland bald ein
flächendeckendes System für

die Rücknahme der Einweg-
pfandverpackungen aufgebaut
wird. „Eine hohe Rücklaufquo-
te und eine sortenreine Samm-
lung im Handel können sich po-
sitiv auswirken“, sagt Köttgen.
„Allerdings muss klar geregelt
sein, dass die Mengen einem
hochwertigen Recycling zuge-
führt werden, so wie es beim
DSD der Fall ist.“ Es ist nicht
im Sinne der Kreislaufwirt-
schaft, ein gut funktionierendes
System wie das des Grünen
Punkts durch ein System zu er-

Landrat Gebhard Kaiser fordert eine solidere und einfache Steu-
erpolitik, die Geldanlagen in kommunalen Fonds mindestens ge-
nau so lukrativ macht wie bei Schiffs- oder Filmfonds.                   ?

„Kommunalfonds für Investoren
wieder interessant machen“

Müllheizkraftwerk in Kempten: Gebhard Kaiser’s 
Erfolgsfinanzierung wäre heute nicht mehr möglich

Oberallgäu. Gerne blickt Oberallgäus Landrat Gebhard Kai-
ser sieben Jahre zurück. Damals hat er mit einem aufsehener-
regenden Finanzierungsmodell sein richtungsweisendes Müll-
heizkraftwerk in Kempten voll über Kommunalfonds finan-
ziert. Rückblickend hat sich dieses Finanzierungsmodell für al-
le Beteiligten gelohnt. 

30 Prozent degressive Ab-
schreibung, ordentliche Rendite
und die Sicherheit des kommu-
nalen Trägers haben damals
mehr als 500 Anleger über-
zeugt, jeweils 100.000 DM in
ein zu dieser Zeit ziemlich um-
strittenes Müllheizkraftwerk zu
investieren.

Investition nicht bereut

Geschäftsführer Dieter Weiß
von der Münchner KGAL
(Kommanditgesellschaft Allge-
meine Leasing), der gemeinsam
mit der Dresdner Bank die
Müllheizkraftwerkanteile an den
Mann gebracht hat, ist zufrie-
den, dass all seine damaligen
Kunden die Investition in „Kai-
sers Müllverwertung“ nicht be-
reut haben. 

Ungünstige Bedingungen

Auch Karl-Heinz Lummer
und Johannes Rödder von der
Führungscrew der betreibenden
„ZAK-GmbH“ können sich
auch heute noch keine bessere
Finanzierung ihres Müllheizers
vorstellen. Sie sind mit ihrem
Landrat sicher, dass ohne die
damals neue Finanzierung der
Müllofen wahrscheinlich heute
noch nicht arbeiten würde.

Beide glauben, dass unter 
der derzeit herrschenden Steuer-
und Abschreibungssituation
heute kein einziger Investor für
ein solches Projekt gefunden
werden kann. „Schließlich  gibt
es heute lukrative, staatlich ge-
förderte Fonds für Windkraftan-

lagen, Schiffsbau und Filme,
obwohl die Schiffe meist im
Ausland gebaut und die Filme
in Hollywood gedreht werden“. 

„Perversion des
USA-Rückleasings“

Laut Kaiser darf es einfach
nicht sein, „dass Deutsche ihr
Geld in ausländische Fonds
oder Projekte, die dort Wert-
schöpfung haben und die Ar-
beitsplätze schaffen, die bei uns
gefährdet sind, anlegen.“ Auch
die „Perversion des Rücklea-
sings aus den USA“ kann nach
Ansicht des markanten Allgäu-
ers nicht im Sinne der deut-
schen Wirtschaft und Gesell-
schaft sein. Dies, auch wenn so
Großprojekte wie zum Beispiel
das Ulmer Müllheizwerk finan-
ziert und deutsche Anleger über
Umwege Steuervorteile in den
USA bekommen haben.

Stabilität und Vertrauen

Deshalb fordert der kreative
Landrat die Steuermacher auf,
wieder vernünftige Vorausset-
zungen für Kommunalfonds zu
schaffen. „Bei einer Rendite
von 9 Prozent mit Kommunal-
verbürgung ohne großes Aus-
fallrisiko lassen die Leute ihr
Geld im Land oder holen es
wieder rein. Allerdings will der
Anleger auch wieder eine  ge-
wisse Stabilität und Vertrauen in
die Steuergesetzgebung haben.
Steuerliche Zusagen müssen ein-
gehalten werden und langfristig
sein.“ Wilfried Gehr

sionsartige Boom des PET ver-
deutlicht, dass die Recycling-
wirtschaft schnell reagieren
kann. Um ein qualitativ hoch-
wertiges Recycling zu sichern,
benötigt sie aber Rücken-
deckung aus der Politik. Clean-
away Deutschland betreut mehr
als 90.000 Kunden auf dem Ge-
biet der Entsorgung und Roh-
stoffverwertung. Mit insgesamt
4.200 Mitarbeitern und einem
Umsatz von mehr als 530 Mil-
lionen Euro gehört die Cleana-
way-Gruppe zu den drei größ-
ten Unternehmen in diesem
Segment.

Kundenkreis

Zum Kundenkreis gehören
Kommunen, Industrieunterneh-
men, Gewerbe, Handel, Behör-
den und Privatkunden sowie 
das Duale System Deutschland
DSD. Cleanaway Deutschland
gehört zum internationalen 
Cleanaway-Verbund mit welt-
weit 12.000 Mitarbeitern und
einem Gesamtumsatz von 984
Millionen Britischen Pfund (ca.
1,38 Milliarden Euro). Dieser
ist ein Tochterunternehmen des
Brambles-Konzerns. Das in
Sydney und London an der Bör-
se notierte Unternehmen bietet
in über 40 Ländern industriena-
he Dienstleistungen an. Welt-
weit beschäftigt Brambles
31.000 Mitarbeiter und erwirt-
schaftet einen Gesamtumsatz
von 2,9 Milliarden Britischen
Pfund (ca. 4 Milliarden Euro).

Hauptsäulen

Hauptsäulen des 1875 im aus-
tralischen Newcastle gegründe-
ten Unternehmens sind neben
Cleanaway der Logistik-Dienst-
leister CHEP mit Hauptsitz in
Orlando, Florida, und einer Nie-
derlassung in Köln, sowie die
Recall- Gruppe, ein ebenfalls
weltweit operierendes Unter-
nehmen, das umfassende Lö-
sungen für Informations -Mana-
gement anbietet. Recall hat sein
Hauptquartier in Atlanta, Geor-
gia, und operiert in Deutschland
von Hamburg aus.

Kontakt: PublicNews Agen-
tur für Public Relations
GmbH Tel.: 040 / 35603-139
Stefan Dietrich Fax: 040 /
35603-438 ABC-Straße 4-8 E-
Mail: Dietrich@publicnews.
de 20354 Hamburg www.
publicnews.de                           ?

setzen, das nicht mindestens
genau so gute Ergebnisse er-
zielt. Recycling braucht Rük-
kendeckung. Darüber hinaus
empfiehlt Cleanaway, dass in
der Produktion mindestens 25
bis 50 Prozent Sekundärroh-
stoffe eingesetzt werden, so-
bald dies technisch möglich
ist. Bei PETVerpackungen
zum Beispiel kann eine solche
Quote technisch bereits erfüllt
werden.

Auch bei der Produktverant-
wortung der Hersteller ist der
Gesetzgeber gefordert. Gerade
im PET-Bereich werden nach
wie vor Verpackungen herge-
stellt, die nicht recyclingfähig
sind. Im Sinne der Kreislauf-
wirtschaft ist dieser Zustand
nicht haltbar, der Gesetzgeber
deshalb zum Handeln verpflich-
tet. Im Grundsatz gilt: Techni-
sche Probleme des Recyclings
sind lösbar, wenn durch Politik
und Wirtschaft ökonomische
Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden, die den Einsatz 
von Sekundärrohstoffen sinn-
voll machen. Gerade der explo-

„Leitlinie Ökologie“:

Umfassende Information
für Münchner Bürger

Daten und Fakten in puncto Abfall

Einen weiteren wichtigen Baustein für die Stadtentwicklungs-
konzeption Perspektive München stellt die „Leitlinie Ökolo-
gie“ dar. Diese vom Referat für Stadtplanung und Bauordnung
zusammen mit dem Referat für Gesundheit und Umwelt ent-
wickelte Handreichung fasst für Boden, Wasser, Luft, Flora
und Fauna, Lärm, Energie und Abfall erstmals alle Daten und
Fakten übergreifend zusammen. Der Zustand und die Ent-
wicklungstendenzen der Münchner Umwelt werden beschrie-
ben sowie Ziele, Strategien und Maßnahmen für ein verant-
wortungsvolles Handeln formuliert.

Allen in der „Leitlinie Ökolo-
gie“ angesprochenen Umwelt-
themen ist eines gemeinsam:
Sie wirken sich ohne Ausnahme
unmittelbar auf das Wohlbefin-
den und die Lebensqualität der
Menschen in München aus. Sie
gehen also jeden Einzelnen et-
was an. 

Hauptziele

„Das Gute, dieser Satz steht
fest, ist stets das Böse, das man
lässt.“ Frei nach diesem Motto
von Wilhelm Busch ist die Ab-
fallvermeidung oberstes Ziel
des Münchner Abfallwirt-
schaftskonzeptes. Damit die Ab-
fallwirtschaft auch im ökologi-
schen Sinn optimal funktioniert,
sind im neuen Münchner Ab-
fallwirtschaftskonzept von 1999

folgende Hauptziele formuliert:
? Minimierung von Energie-
und Rohstoffverbrauch in den
Entsorgungsanlagen
? Geringstmögliche Emissio-
nen durch hohe Umweltstan-
dards
? Minimierung der Transport-
wege.

Abfallvermeidung und -ver-
wertung lauten die Hauptzie-
le des Münchner Abfallwirt-
schaftskonzeptes. Wo heute
schon gehandelt werden kann,
geht die Stadt München mit gu-
tem Beispiel voran. Im Beschaf-
fungswesen spielt beim Erwerb
von Möbeln, IT-Geräten (Com-
puter, Kopierer, etc.), Kraftfahr-
zeugen, etc. die Umweltfreund-
lichkeit eine wichtige Rolle.
Und natürlich unterliegen Ver-
anstaltungen auf städtischem

Gericht schützt „Grünen
Punkt“ vor Konkurrenz

Kassel. Ohne eine Ausnahmegenehmigung durch das Land
dürfen Kommunen dem „Grünen Punkt“ keine Konkurrenz
machen. Das hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof (VGH)
in Kassel entschieden.

Das Gericht verwarf damit ein
Abfallkonzept des mittelhessi-
schen Lahn-Dill-Kreises, ließ al-
lerdings die Revision zum Bun-
desverwaltungsgericht in Berlin
zu (Az: 6 UE 3127/01). Der
Lahn-Dill-Kreis hatte sich an ei-
nem neuen Entsorgungskonzept
nach dem so genannten Trok-
kenstabilat-Verfahren beteiligt.

Neben Papier werden dabei nur
große Kunststoffabfälle getrennt
gesammelt. Der restliche Ver-
packungsmüll wandert in die nor-
male Tonne. In einer speziellen
Anlage werden Glas, Metalle und
Batterien aussortiert. Der restli-
che Müll wird getrocknet und zu
Brennstoff-Briketts gepresst, de-
ren Brennwert in etwa dem der
Braunkohle entsprechen soll. Be-
fürworter dieses Systems halten
dies für wirtschaftlicher und zu-

mindest nicht weniger umwelt-
freundlich. Dagegen klagte die
DSD. Mit Erfolg: Der Kreis ver-
stoße gegen das bundesrechtliche
Entsorgungskonzept für Ver-
kaufsverpackungen, urteilte der
VGH. Als landesweit zugelasse-
nes System habe die DSD einen
„Abwehranspruch gegen die
rechtswidrige Beeinträchtigung
durch den Landkreis“. Auch Kar-
tellrecht zwinge die DSD nicht,
ungenehmigte Konkurrenz zu
dulden. Denn schließlich sei es
das von ihr getragene Entsor-
gungssystem, das überhaupt erst
das Monopol der öffentlich-recht-
lichen Müllentsorger durchbre-
che. Folgt auch das Bundesver-
waltungsgericht diesem Urteil,
würde dies wohl das Aus für das
Trockenstabilat-Verfahren be-
deuten.                               KK/afp

Grund nach wie vor dem Mehr-
weggebot bei den Verpackun-
gen und bei der Verwendung
von Geschirr. Abfallvermei-
dung ist Sache der Hersteller,
Händler und Verbraucher. Des -
halb ist hier eine verstärkte Öf-
fentlichkeitsarbeit sinnvoll und
zielführend.

Information und Motivation

Information und Motivation
lauten die beiden wichtigsten
Instrumente. Interessante Ver-
anstaltungen, Werbung für ver-
antwortungsbewusstes Konsum-
verhalten und animierende In-
formationsbroschüren können
nach und nach das Verbraucher-
verhalten beeinflussen. Dabei
ist überall ein grundsätzlich po-
sitiver und kooperativer Ansatz
angestrebt, weil ein erhobener
Zeigefinger in der Regel als
Motivationshilfe nicht taugt.

Eine global formulierte Idee
ist immer nur so gut wie ihre
Umsetzung in der Länderpoli-
tik. Und was landesweit als
ökologisches Ziel vorgegeben

wird, hat nur eine Chance, wenn
es auch die Menschen erreicht.
Folgerichtig wurde die Bedeu-
tung lokaler Agenda 21-Prozes-
se erkannt und die Zahl entspre-
chender Einrichtungen in den
Städten wächst bundesweit.

Stiftung gegründet

In München hat die lokale
Agenda 21 in vier Fachforen
mit verschiedensten gesellschaft-
lichen Gruppen rund 50 Projek-
te entwickelt. Einige davon
wurden federführend durch 
die städtischen Referate getra-
gen (z.B. Ökoprofit, Leitfaden
Niedrigenergiebauweise, Repa-
raturführer), andere sind eigen-
ständig und werden durch un-
terschiedlichste Münchner Ak-
teure betreut. Die Kooperation
zwischen öffentlicher Hand und
privaten Initiatoren ist aber in
den meisten Fällen erwünscht
und sinnvoll. Aus diesem Grund
wurde eine Stiftung gegründet,
die auch eine Ko-Finanzierung
von Stadt und Sponsoren mög-
lich macht. DK
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GZ-Interview mit ESB-Geschäftsführer Werner Bähre:

„Wir sind rund um die Uhr
für die Kommunen da“

Als erfahrener Erdgasdienstleister genießt die Erdgas
Südbayern GmbH (ESB) bei den Kommunen in ihrem
Verbreitungsgebiet einen hervorragenden Ruf. Inzwi-
schen wird das Unternehmen vermehrt aufgefordert,
Wasserbetriebsführungen zu übernehmen. Mühldorf und
Burghausen sind jüngste Beispiele. Mit ESB-Geschäfts-
führer Werner Bähre sprach darüber GZ-Chefredakteu-
rin Anne-Marie von Hassel.

GZ: Die ESB übernimmt in
Mühldorf und Burghausen
die Wasserbetriebsführungen.
Haben diese beiden Städte
keine Sorge vor der Privatisie-
rung? Viele Kommunalpoliti-
ker sind in diesem Punkt sehr
sensibel und fürchten, dass ih-
nen alles aus der Hand ge-
nommen wird, für die Bürger
die Kosten steigen und die
Qualität des Wasser leiden
könnte.

Bähre: Mühldorf und Burg-
hausen haben nicht privatisiert.
Die Erdgas Südbayern tritt in
beiden Kommunen - wie in fünf
anderen seit Mitte der neunzi-
ger Jahre auch - als Dienstlei-
ster auf. Wir haben uns per Ver-
trag verpflichtet, in Mühldorf
im technischen Bereich und in
Burghausen im technischen und
im kaufmännischen Bereich die
Betriebsführung zu überneh-
men. Das geht von der Verle-
gung der Rohrleitungen bis hin
zur Abrechnung. Was wir nicht
übernommen haben, ist Eigen-
tum. Das heißt die Kommunen
bleiben weiterhin im Besitz ih-
rer Anlagen. Sie stehen damit
auch in der politischen Verant-
wortung. Sie entscheiden auch
über den Wasserpreis. 

GZ: Über den Wasserpreis
bestimmt nicht die ESB, son-
dern die Kommune. Wie wird
dieser Preis entwickelt?

Bähre: Die Kommunen sind
angehalten, kostendeckende
Wasserpreise zu verlangen.
Aber sie machen damit keinen
Gewinn. Mit dem, was wir den
Kommunen bieten können, sor-
gen wir zumindest für Preiskon-
stanz, in manchen Fällen erge-
ben sich sogar Spielräume für
Kostensenkungen.

GZ: Wie können solche Ko-
stensenkungen entstehen?

Bähre: Das, was wir einbrin-
gen können in eine solche Part-
nerschaft Betriebsführung, sind
Synergieeffekte, die sich aus den
sehr artverwandten Sparten
Gas und Wasser ergeben, sei es
in der Rohrverlegung, sei es in
der Qualifikation unserer Mit-
arbeiter, sei es im grundsätzli-
chen technischen Miteinander. 

Kostenvorteile zum Nutzen
der Kommunen ergeben sich
auch weil wir verantwortlich
zeichnen für mehrere Wasser-
versorgungen. Wir bilden mit
mehreren kleinen und mittleren

Einheiten größere und errei-
chen so wesentlich günstigere
Konditionen.

GZ: Zum Beispiel durch ge-
meinsame Beschaffung.

Bähre: Vielleicht eine Größen-
ordnung: Die ESB investiert jähr-
lich um die 25 Millionen Euro in
Rohrleitungsbau. Entsprechend
groß sind unsere Auftragsvolumi-
na bei den entsprechenden Bau-
firmen. Aus diesem Kontingent
können auch Aufträge kommuna-
ler Art geschöpft werden.

GZ. Wer entscheidet über
die Auftragsvergabe, wenn
Sie so günstige Konditionen
bekommen, die Kommunen
aber vielleicht örtliche Anbie-

winnung mit über eine Million
Kubikmeter pro Jahr als Verant-
wortlichen einen Ingenieur vor-
zuhalten hat. Heute ist in vielen
Fällen noch ein Meister damit
betraut - und in kleineren Ge-
meinden noch nicht einmal ein
Meister, sondern ein Fachkun-
diger. Dies ist nicht mehr zuläs-
sig. Spätestens bei der Neuaus-
schreibung der Position muss
die Höherqualifikation reali-
siert werden. Wir haben natür-
lich dieses hochqualifizierte
Personal.

GZ: Welche Aufgaben
übernimmt die ESB konkret
in Burghausen und Mühldorf
am Inn?

Bähre: In beiden Fällen
übernehmen wir den kompletten
technischen Bereich: Die tech-
nische Betriebsführung, Gewin-
nung, Aufbereitung, Speiche-
rung, Förderung und Vertei-
lung, den Bereitschaftsdienst
nach DVGW-GW 200, KKS-
Maßnahmen, Planungsleistun-
gen wie Konzepterstellung, Lei-
tungs- und Anlagenoptimie-
rung, Ausschreibungen für Ver-
sorgungsleitungen und Hausan-
schlüsse, Erstellung der Jahres-
LV und Bauüberwachung. Wir
sind verantwortlich für die Lei-
tungsdokumentation, für Fern-
wirktechnik, E-Technik und Te-
lekommunikation, für techni-
sches Sicherheitsmanagement
(TSM-W 1000), für die Gestel-
lung des Baustellen- und SiGe-
Koordinators, für die Gestellung
des Sicherheitsingenieurs, für
Zähleraustausch, Schieber- und
Hydrantenkontrolle und die
Lecksuche. Auch die Bewertung
von Ergebnissen aus wasserche-
mischen und mikrobiologischen
Untersuchungen obliegt uns.

Dazu kommt bei Burghausen
noch der kaufmännische Be-
reich; das heißt wir sind auch
zuständig für die kaufmänni-
sche Betriebsführung, die Ver-
brauchsabrechnung und die
Zählerablesungen. Auch die
Aus- und Weiterbildung, sowie
die Mitarbeiterschulungen wer-
den von uns organisiert.

GZ: Gibt es Ihrerseits In-
teresse, die Abwasserentsor-
gung mit anzubieten?

Bähre: Grundsätzlich ja,
aber hier muss man sich sehr
genau den Einzelfall ansehen.
Beim Wasser haben wir sicher-
lich die schnelleren Synergieef-
fekte. 

GZ: Aying, Emmering, Er-
ding, Schierling und Türken -
feld sind bereits Ihre Kunden.
Jetzt kommen die beiden neu-
en hinzu.

Bähre: Es ist ein gewisser
Quantensprung. Weil es sich um
zwei relativ große Wasserver-
sorgungen handelt, verdoppeln
wir in etwa die Leitungskilome-
ter, die Anzahl der Kunden und
die Wasserabgabe: Das von uns
betreute Netz ist jetzt insgesamt
492 Kilometer lang, die Anzahl
der Hausanschlüsse beträgt
derzeit 19.270 und die geförder-
te Wassermenge war im Jahr
2002 6,468 Mio. Kubikmeter.

GZ: Gab es spezielle Pro-
bleme? Warum haben sich
die Kommunen an Sie ge-
wandt?

Bähre: Wir sind seit Mitte
1995 mit unserem Angebot auf
dem Markt und haben es in letz-
ter Zeit intensiviert und erneu-
ert. Es gibt immer wieder Be-
darf. Mitarbeiter scheiden aus,
in den Rathäusern wird um-
strukturiert; dann sind wir im
Gespräch. Es hat sich aber rein
zufällig beides im Monat Juli
ergeben.

GZ: Gibt es weitere kom-
munale Kunden, die eine Zu-
sammenarbeit mit Ihrem
Haus anstreben?

Bähre: Ja. Es sieht so aus,
als gäbe es demnächst neue Ab-
schlüsse zu vermelden.

GZ: Die GZ wird am Ball
bleiben und über die Erfah-
rungen der Kommunen mit
der ESB berichten. Herzlichen
Dank für das Gespräch.         ?

ter berücksichtigen wollen?
Bähre: Auch da sind wir übe-

rein, weil in dem flächendecken-
den Gebilde ESB das Örtlich-
keitsprinzip auch bei der Auf-
tragsvergabe gilt. Wenn vor Ort
potente Auftragnehmer sind,
werden sie natürlich berück-
sichtigt.

GZ: Gibt es noch weitere
Vorteile, die sich aus der Zu-
sammenarbeit mit der ESB
ergeben?

Bähre: Eine Wasserversor-
gung ist angehalten - ob groß
oder klein - und wir haben in
Bayern 2 1/2 tausend kleine bis
mittlere Wasserversorgungsein-
heiten - entsprechende Infra-
strukturen, wie Bereitschafts -
dienst und entsprechende Mel-
destellen vorzuhalten. Die ESB

hat auf der Erdgasseite ein
flächendeckendes Netz dieser
Infrastrukturen. Insofern ist ein
Einfaches, die Wasserversor-
gung mit einzubeziehen, was
wiederum eine Kosteneffizienz
bedeutet.

GZ: Sie organisieren einen
Bereitschaftsdienst, der am
Wochenende und nach Feier-
abend für mehrere Wasser-
versorgungen gemeinsam zu-
ständig ist.

Bähre: Ja. Wir haben sehr
viel Erfahrung bei der Gasver-
sorgung mit unserem Rund-um-
die-Uhr-Bereitschaftsdienst.
Den können wir für die Wasser-
versorgungen, für die wir zu-
ständig sind, mit nutzen. Es
kommt ein Anruf, da funktio-
niert was nicht. Oftmals können
unsere Fachleute schon telefo-
nisch helfen. Wenn das nicht
ausreicht, gibt es Einsatztrup-
pen, die die Schadensstelle auf-
suchen.

GZ: Die Kommunen haben
bei der Was-
serversorgung
eigenes Perso-
nal. Was pas-
siert mit den
Mitarbeitern,
wenn die ESB
die Betriebs-
führung für die
K o m m u n e n
übernimmt?

Bähre: Das
Personal bleibt
bei den jeweili-
gen Kommunen.
Im konkreten
Fall sind die
Städte Burghau-
sen und Mühl-
dorf de jure Ar-
beitgeber. Das
Personal steht
uns zur Verfü-
gung, wir haben
die Einsatzver-
antwortung und

sind weisungsbefugt.
GZ: Wie ist es mit der Fort-

bildung?
Bähre: Das steht in unserem

Benehmen. Es ist ein großer
Vorteil für die Mitarbeiter, dass
wir ihnen neue Türen öffnen.
Nur ein größeres Unternehmen
wie die ESB kann solche Chan-
cen bieten. Spezialisierung,
höhere Qualifizierung, mögli-
cherweise auch eine Öffnung
hinsichtlich Gaskompetenz.
Auch beim Personal gibt es
Synergieeffekte, wenn die glei-
chen Mitarbeiter Gas- und
Wasser erledigen. Zum Beispiel
können die Hausanschlüsse für
Gas und Wasser gemeinsam
von der gleichen Kolonne er-
stellt werden.

GZ: Wie sieht es mit dem
sog. „Stand der Technik“ aus?
Bekommen die Kommunen
Garantien dafür, dass ihr
Netz immer dem neuesten
technischen Standard ent-
spricht?

Bähre: Es gibt zwei Vor-
schriften neueren Datums, die
die Kommunen dazu bewegen
werden, sich etwas einfallen zu
lassen hinsichtlich der Verbes-
serung der Qualifikation ihrer
Mitarbeiter und auch der Aus-
rüstung ihrer Organisation.
Stichwort „GW 200“, einer Be-
reitschaftsdienstrichtlichie. In-
nerhalb kürzester Zeit - 30 Mi-
nuten - muss Ersthilfe geleistet
werden, ob beim Gas, oder beim
Wasser. Das heißt jede Kommu-
ne muss organisatorische Vor-
kehrungen treffen, um dieses zu
realisieren. Die ESB kann das
natürlich. Das zweite ist die „W
1000“, die Qualifikationen für
Mitarbeiter im Wasserbereich
festlegt. Sie sieht vor, dass eine
Gemeinde mit einer Wasserge-

Werner Bähre. ?

acqua alta vom 24. bis 27. November in München:

Mit dem Klimawandel
umgehen lernen

Die acqua alta, erste internationale Fachmesse mit angeschlos-
senem Kongress für Hochwasserschutz und Katastrophenma-
nagement, Klima und Flussbau von 24. bis 27. November 2003
in München thematisiert die Problematik. 

Im zweiten Sommer nachein-
ander leidet Europa unter extre-
men Wetterlagen: Traten im ver-
gangenen Jahr Donau, Elbe und
viele Nebenflüsse über die Ufer
und überfluteten ganze Landstri-
che, sinken die Pegel in diesem
Jahr durch die anhaltende Dürre
auf historische Tiefststände. Das
Elbewasser hat in Dresden einen
Stand von 72 cm erreicht - der
normale Pegelstand liegt bei
2,40 m. 

Mehr extreme Wetterlagen

Die anhaltende Hitze erwärmt
Flüsse und Seen, Fische sterben
massenweise. Atom- und
Kohlekraftwerke, die das Flus-
swasser zum Kühlen nutzen,
müssen wegen der hohen Was-
sertemperatur ihre Leistung
drosseln oder teilweise abge-
schaltet werden. Stromengpässe
sind die Folge. In Perl-Nenning
im Saarland verzeichnen Me-
teorologen mit 40,8 Grad Celsi-
us die höchste Lufttemperatur
in Deutschland seit Beginn der
Messungen.

Die extremen Wetterlagen
mehren sich, und die Experten
sind sich einig, dass ein Wandel
des Klimas die Ursache dafür
ist. Auf der acqua alta, der er-
sten internationalen Fachmesse
für Hochwasserschutz und Ka-
tastrophenmanagement, Klima
und Flussbau vom 24. bis 27.
November 2003 auf der Neuen
Messe München beschäftigen
sich Wissenschaftler und Prakti-
ker mit der Thematik der Kli-
maerwärmung und daraus fol-
genden Naturkatastrophen. 

Frühwarnsysteme

Professor Dr. Wolfgang Seiler,
Leiter des Instituts für Meteoro-
logie und Klimaforschung am
Forschungszentrum Karlsruhe
spricht am Montag, den 24. No-
vember 2003, über die Notwen-
digkeit von Frühwarnsystemen
sowie Chancen und Innovatio-
nen bei ihrer Anwendung (Ple-
num I ab 10.45 Uhr). Da Klima-
forscher erwarten, dass extreme
Wetterereignisse wie Hitzeperi-
oden oder Flutkatastrophen stark
zunehmen, kommt es künftig
darauf an, nicht nur noch früher
und exakter das Wetter vorhersa-
gen zu können, sondern auch die
Frühwarnsysteme so zu verbes -
sern, dass Bevölkerung und Ka-
tastrophenschutz rechtzeitig rea-
gieren können. 

Wichtige
Kommunikationsplattform

Die extremen Wetterlagen
stellen neue Anforderungen an
die Verantwortlichen im Kata-
strophenmanagement, an Wis -
senschaft, Wirtschaft und Poli-
tik. Die acqua alta, Fachmesse
für Hochwasserschutz und Ka-
tastrophenmanagement, Klima
und Flussbau, bietet eine Kom-
munikationsplattform für Ver-
treter aus Institutionen, Verbän-
den, Politik, Wirtschaft, Indu-
strie und Wissenschaft um die
Kommunikation und Koordina-
tion im Sinne einer intensiveren
Vernetzung zu verbessern. Da-
durch entsteht die Möglichkeit
für alle beteiligten Einrichtun-
gen, an einem institutionsüber-
greifenden Informationsaus-
tausch teilzuhaben, voneinander
zu lernen und enger miteinander
in Kontakt zu stehen.

Eine optimierte Vernetzung
zwischen Forschern, Entschei-
dern und Anbietern von Pro-

blemlösungen, wie sie von den
Veranstaltern der acqua alta for-
ciert wird, trägt dazu bei, das Ka-
tastrophenmanagement zu ver-
bessern und mit dem Klimawan-
del umzugehen. 

Weltweit einmalig

Die acqua alta ist die weltweit
erste internationale Plattform
zur Gesamtthematik Hochwas-
serschutz, Katastrophenmana-
gement, Klima und Flussbau.
Vertreter von Bund, Ländern
und Gemeinden sowie der
Hilfsorganisationen beschäfti-
gen sich mit den Anforderungen
an ein modernes Krisenmanage-
ment und Verbesserungen bei
Ausbildung und Ausstattung im
Katastrophenschutz.  ?

Wasser-Nobelpreis für
Münchner Professor

Umweltminister Werner Schnappauf gratulierte dem Münch-
ner Professor Peter Wilderer zur höchsten Auszeichnung auf
dem Gebiet der Wasserwirtschaft. Prof. Wilderer, Ordinarius für
Wassergüte- und Abfallwirtschaft der TU München, nahm in
Stockholm den mit 150.000 US $ dotierten „Wasser-Nobelpreis“
von Carl XVI. Gustaf von Schweden persönlich in Empfang.
Nach den Worten Schnappaufs forscht, fördert und betreibt Wil-
derer unermüdlich seit 30 Jahren eine ganzheitliche und inter-
disziplinäre Forschung auf dem Gebiet der Abwasserreinigung,
der Trinkwasseraufbereitung und der Abfallwirtschaft im Inter-
esse einer nachhaltigen Nutzung der natürlichen Ressourcen.

Beispielhaft für Wilderer ist das Programm „Safe Blue Danu-
be“. Dieses Projekt soll Maßnahmen erarbeiten, um zerstöreri-
sche Überflutungen und Verschmutzungen der Donau, ihrer Zu-
flüsse und im Bereich der Mündung ins Schwarze Meer zu
bekämpfen. Seine Beiträge zu grundlegenden Entdeckungen, die
heute in modernen Biofilm-Reaktoren zur Anwendung kommen,
ermöglichen den weltweiten Aufbau von Kläranlagen zur um-
weltschonenden Reinigung von Abwässern und der an-
schließenden Wiedereinspeisung in den Wasserkreislauf.         ?



WASSERVERSORGUNG10 GZ04. 09. 2003

Notwendigkeiten in der Wasserversorgung:

Kostenkontrolle und Qualität
Deutsche Wasserversorgungsunternehmen sind gegenwärtig
zunehmend gezwungen, sich an Veränderungen branchenspe-
zifischer Marktanforderungen anzupassen. Dies wird einer-
seits durch die anhaltende politische Diskussion bewirkt, die
den zukünftigen Regulierungs- bzw. Liberalisierungsgrad der
kommunalen Wasserversorgung zum Gegenstand hat. Auswir-
kung der Diskussion ist ein deutlich gestiegenes Interesse der
Öffentlichkeit und Aufsichtsbehörden an der Wirtschaftlich-
keit in der Wasserversorgung, was die entsprechenden Unter-
nehmen zum Überdenken ihrer Geschäftsabläufe und zu höhe-
rer Transparenz nach außen zwingt. 

Darüber hinaus sind es Ände-
rungen rechtlicher Anforderun-
gen, insbesondere das Inkrafttre-
ten der neuen Trinkwasserver-
ordnung im Januar 2003, die vie-
le Wasserversorger gegenwärtig
in Zugzwang bringen. Anpas-
sungsbedarf der Organisation
und höhere Kosten sind unter
Umständen die Folge für die Un-
ternehmen.

Zentrale Rolle der Kosten

Kosten rücken damit zuneh-
mend in den Mittelpunkt der
Wasserversorgung, sei es als Be-

triebskosten oder als Investiti-
onskosten. Den Kosten kommt
in der Wasserversorgung oh-
nehin eine Schlüsselrolle zu, die
deutlich ausgeprägter ist als in
vielen anderen Branchen. Dies
liegt insbesondere daran, dass ei-
ne Umsatzsteigerung i.d.R. nicht
zu den Unternehmenszielen von
kommunalen Wasserversorgern
zählt. Vielmehr wird der Ver-
braucher seit langem sogar zum
Wassersparen, also zu geringe-
rem Konsum des Produkts
Trinkwasser aufgefordert. Dies
führte in der Vergangenheit viel-
fach zu Umsatzrückgängen bei

den Unternehmen, die durch die
Erhöhung der Wasserpreise
kompensiert werden mussten.
Erhöht sich der Umsatz eines
Unternehmens jedoch nicht,
bleiben die Kosten als wichtigste
Stellschraube für das Unterneh-
mensergebnis zurück.

Nutzung von Synergien

Teil der bayerischen Wasser-
politik ist es seit langem, dem
Thema Kosten in der Wasserver-
sorgung einen hohen Stellenwert
beizumessen. Hierfür lassen sich
mehrere Beispiele anführen:
1999 gab das Bayerische Um-
weltministerium einen Leitfaden
„Betriebliche Kooperation“ für
Wasserversorgungsunternehmen
heraus, mit dem Ziel, Ko-
steneinsparungen durch die ge-
meinsame Nutzung von Synergi-
en zu erreichen. An diesem Leit-
faden haben außerdem der
Bayerische Gemeindetag, der
Bayerische Städtetag, die
DVGW Landesgruppe Bayern
und die Wasserwerksnachbar-
schaften Bayern mitgewirkt. 

Umfassende Studie

2000 veröffentlichten das
Bayerische Landesamt für Was-
serwirtschaft und das Institut für
Wasserwesen der Universität der
Bundeswehr München eine um-
fassende Studie über Ko-
steneinsparmöglichkeiten in der
Wasserversorgung („Einsparen
von Kosten in der Trinkwasser-
versorgung“). 2003 wurde das
sogenannte bayerische Bench-
marking-Modell abgeschlossen,
eine Untersuchung der Effizienz
bayerischer Wasserversorger
(„Effizienz- und Qualitätsunter-
suchung der kommuna-
len Wasserversorgung in Bayern
(EffWB)“). Beauftragt bzw. be-
gleitet wurde das Projekt durch
das Bayerische Landesamt für
Wasserwirtschaft, den Bayeri-
schen Gemeindetag, den Bayeri-
schen Städtetag und den Verband
der bayerischen Gas- und Was-
serwirtschaft, VBGW.

Benchmarking-Modell

Die große freiwillige Beteili-
gung am bayerischen Benchmar-
king-Modell unterstrich die hohe
Bedeutung, die Versorgungsun-
ternehmen ihrer Kostensituation
beimessen. 95 bayerische Was-
serversorger nahmen an der Un-
tersuchung teil. In der Tat ist es
sehr wichtig, dass Wasserversor-
ger ihre spezifischen Betriebsko-
sten kennen und kontrollieren
und ihre Investitionen einer weit-
sichtigen Kostenbetrachtung un-
terwerfen. Nur so kann bewertet
werden, ob Teilbereiche in der
Aufgabenwahrnehmung über-
mäßig hohe Betriebskosten ver-
ursachen und auf welche Art die-
se gesenkt werden können. Nur
so kann dem Verbraucher verge-
wissert werden, dass er einen an-
gemessenen Wasserpreis bezahlt
(was insbesondere in Regionen
mit sehr aufwendiger und daher
relativ teurer Wasserversorgung
notwendig und hilfreich ist). Nur
so kann vermieden werden, dass
heute getätigte Fehlinvestitionen
die Verbraucher der nächsten
Jahrzehnte mit übermäßig hohen
Betriebskosten belasten. Und es
gibt noch weitere Aspekte. Was-
serversorger mit optimierter Ko-
stenstruktur belasten i.d.R. nicht
die Kassen ihrer kommunalen
Eigentümer. Darüber hinaus
wären sie vorbereitet auf einen
möglichen gesetzlich verpflich-
tenden Nachweis der Kostenkon-
trolle, der Gegenstand der aktuel-
len politischen Diskussion ist.

Kosten sind jedoch nur eine
Seite der Medaille in der Wasser-
versorgung. Neben den Kosten
existiert noch eine zweite sehr
bedeutende Größe, die ebenfalls

im Titel der Benchmarking-Un-
tersuchung genannt wird: die
Qualität. Qualität ist in der Was-
serversorgung im doppelten Sin-
ne zu verstehen. Zum einen als
Organisationsqualität des Was-
serversorgungsunternehmens
und zum anderen als Qualität
seiner Dienstleistungen bzw. des
Produkts Trinkwasser. Selbstver-
ständlich hängt die Qualität der
Dienstleistungen von der Orga-
nisationsqualität direkt ab, denn
eine hochqualitative Wasserver-
sorgung ist nur durch hohe Orga-
nisationsqualität im Unterneh-
men zu erreichen. 

Organisationsqualität
als wichtige Größe

Die Sicherstellung der Qua-
lität hat in der deutschen Wasser-
versorgung traditionell einen
sehr hohen Stellenwert. Dies
lässt sich u.a. am technischen
Regelwerk des Deutschen Ver-
eins des Gas- und Wasserfaches
(DVGW) ablesen, das Regelun-
gen zu quasi allen technischen
Prozessen in der Wasserversor-
gung enthält. 1999 wurde dem
technischen Regelwerk ein wei-
teres Element hinzugefügt, mit
dessen Hilfe Wasserversorger ei-
ne Kontrollmöglichkeit der Or-
ganisationsqualität in ihrem Un-
ternehmen erhalten sollen: die
Technische Regel W 1000 („An-
forderungen an Trinkwasserver-
sorgungsunternehmen“). Diese
Regel definiert Anforderungen
an die Aufbau- und Ablauforga-
nisation in Wasserversorgungs-
unternehmen und geht dabei auf
alle notwendigen Aspekte der
Aufgabenerfüllung ein. Ihre Ein-
führung trägt der hohen Bedeu-
tung Rechnung, die der Organi-
sationsqualität in der Wasserver-
sorgung zugeschrieben wird.

Technische Regel

Die Regel W 1000 legt, ent-
sprechend der Definition des
DVGW, „Anforderungen an die
fachliche Eigenschaft und Orga-
nisation von Trinkwasserversor-
gungsunternehmen nach DIN
4046 fest, die als Grundlage ei-
ner sicheren, zuverlässigen, um-
weltbezogenen und wirtschaftli-

chen Wasserversorgung im Sin-
ne der gesetzlichen Regelungen
zu beachten sind“. Durch die
Berücksichtigung aller unterneh-
mensrelevanten Anforderungen
durch die W 1000, lässt sich mit
Hilfe der Regel quasi ein inte-
griertes Managementsystem im
Unternehmen aufbauen, mit des-
sen Hilfe ein Instrument zur Si-
cherung der Organisationsqua-
lität zur Verfügung steht.

Wertvolles Instrument

Zu einem wertvollen Instru-
ment wird die W 1000 insbeson-
dere dadurch, dass der DVGW
eine Zertifizierung anbietet, die
das Einhalten dieser Regel be-
scheinigt. Bei dieser Zertifizie-
rung wird die Organisation des
Wasserversorgers in annähernd
300 Teilaspekten von den Audi-
toren überprüft.

Für die Unternehmensverant-
wortlichen hat eine Zertifizie-
rung neben der Organisationssi-
cherheit insbesondere einen
wichtigen haftungsrechtlichen
Aspekt. Die neue Trinkwasser-
verordnung schreibt die Einhal-
tung des technischen Regel-
werks erstmals explizit vor und
macht somit auch die Einhaltung
der W 1000 gleichsam zur Ver-
pflichtung für Wasserversor-
gungsunternehmen. Eine Zertifi-
zierung bescheinigt dies und
kann somit zu einem wertvollen
Nachweis im Falle eines Scha-
dens und einer Überprüfung
möglicher Organisationsver-
schulden werden.

Kombinierte Betrachtung
von Kosten und
Organisationsqualität

Wasserversorgungsunterneh-
men tun gut daran, auf Kosten
und Organisationsqualität ein
hohes Augenmerk zu legen. Da-
bei empfiehlt sich in vielen Fäl-
len eine kombinierte Betrach-
tung dieser zwei wichtigen
Größen, da sie in einem engen
Kontext zueinander stehen. Im
Begriff Organisationsqualität ist
bereits eine Wertung hinsichtlich
der Kosten enthalten. Eine Orga-
nisation weist nur dann eine ho-
he Qualität auf, wenn sie nicht

nur alle an sie gestellten Aufga-
ben gut erledigt, sondern dabei
auch kostenoptimiert funktio-
niert.

Wie kann ein Wasserversor-
gungsunternehmen sicherstellen,
dass sich Organisation und Ko-
stenstruktur in einem vertretbaren
Rahmen bewegen? Eine wichtige
Rolle spielen hier die Geschäfts-
leitung bzw. die unternehmens-
verantwortlichen Vertreter der
Kommunalpolitik. Sie sollten
sich folgende Fragen stellen:
? Wird das gesetzliche Regel-
werk im Unternehmen eingehal-
ten?
? Geschieht dies zu vertretba-
ren Kosten?
? Existiert ein Kontrollsystem,
das beides dauerhaft sicher
stellt?

Individueller Zuschnitt
auf Wasserversorger

Die Firma aquaKomm bietet
eine Reihe von Dienstleistungen
zur Verbesserung der Organisati-
onsqualität und zur Kostenopti-
mierung an, die individuell auf
die Situation von Wasserversor-
gungsunternehmen zugeschnit-
ten werden. Projekte zur Verbes-
serung der Organisationsqualität
zielen darauf ab, ein Unterneh-
men auf eine W 1000-Zertifi-
zierung vorzubereiten, bzw. nach
einer Zertifizierung das System
regelmäßig zu aktualisieren.

Projekte zur Betriebskosten-
optimierung bauen auf detaillier-
ten Analysen des Geschäftsab-
laufs (Prozessanalyse) eines Un-
ternehmens auf. Hierbei bietet
sich die Kombination mit einem
W 1000-Projekt durchaus an, da
auch bei der Vorbereitung einer
W 1000-Zertifizierung der Ge-
schäftsablauf einer sehr detail-
lierten Betrachtung unterzogen
werden muss. Auch zur Optimie-
rung von Investitionskosten bie-
tet aquaKomm Dienstleistungen
an, z.B. durch die Übernahme
von Bauherrenaufgaben, durch
Projektmanagement oder durch
die Begutachtung vorhandener
Planungen.

Dr. Oliver Weis, aqua-
Komm GmbH & Co. KG,
München, eMail: oliver.weis
@aquakomm.de ?

Main-Spessart. Die Bewahrung des Wassers haben sich Holger Brandt, Klaus und Günter Mösslein
auf die Fahnen geschrieben. Grund genug für den Arbeitskreis Umweltplanung und Landesent-
wicklung im CSU-Kreisverband Main-Spessart (AKU), den drei Gründern der Firma Mösslein
Wassertechnik GmbH in Lohr einen Informationsbesuch abzustatten. Dort erfuhren die Mitglieder
um Vorsitzenden Edwin Spahn, Gesundheits-Staasminister Eberhard Sinner und CSU-Kreisvorsit-
zenden Klaus Bittermann, wie aus einer Idee und harter Arbeit ein Produkt wird, das seinen Sie-
geszug sogar schon in den USA angetreten hat.
Floran heißt das Desinfektionsmittel, das die 1990 gegründete Firma zusammen mit der Firma Ko-
diak Wassertechnologie GmbH aus Netteltal entwickelt hat. Welche Anforderungen an ein Desin-
fektionsmittel für Wasseranlagen gestellt werden, wussten Wassermeister Klaus Mösslein, Ver- und
Entsorger Holger Brandt und Günter Mösslein, der kaufmännische Kopf der Firma, aus erster
Hand. Schließlich haben sie selbst mit Desinfektionsarbeiten angefangen, auch wenn es am Anfang
nur zwei Kunden gab. Heute gehören 20 Mitarbeiter zur Firma Mösslein. 1998 ist außerdem die Fir-
ma „Floran Chemisch-Technische Produkte GmbH“ entstanden, die das umweltfreundliche Mittel
vertreibt. Vor vier Jahren gründeten die drei Lohrer mit amerikanischen Partnern schließlich die
Floran Technologies in Norman/Oklahoma (USA). 
„Das Desinfektionsmittel Floran ist so verträglich, dass man es sogar in Fischweiher einleiten kann“,
sagte Günter Mösslein zum Erstaunen der AKU-Mitglieder. Die Vorteile gegenüber dem Chlor, das
noch immer am häufigsten eingesetzt wird, lagen für die AKU-Mitglieder auf der Hand. Und nicht
nur für sie: Seit Floran im Jahr 2001 auf dem US-Markt zugelassen wurde, entscheiden sich immer
mehr Städte für das Mittel aus Lohr. Die Stadt Houston/ Texas hat dessen Verwendung gar zur Be-
dingung bei der Ausschreibung der Arbeiten in ihren Anlagen gemacht.
Unser Bild zeigt von links Klaus Mösslein, Holger Brandt, Edwin Spahn, Eberhard Sinner,
Klaus Bittermann, Günter Mösslein, Gerhard Schmitt, Richard Krebs und Theo Dittmeier.     ?
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VBGW-Fachtagung in Lindau:

Wasserschutz für Lebensqualität
Rund um das Thema Wasser drehte sich die Fachtagung des
Verbandes der Bayerischen Gas- und Wasserwirtschaft
(VBGW) in der Inselhalle in Lindau.

Eröffnet wurde die Veranstal-
tung mit einem Vortrag von Dr.
Michaela Schmitz, Bundesver-
band der deutschen Gas- und
Wasserwirtschaft (BGW), Ber-
lin, zum aktuellen Stand der Li-
beralisierungsdebatte beim
Wasser. Im weiteren Verlauf
äußerten sich Experten zu einer
Vielfalt an Themen, darunter
beispielsweise den Möglichkei-
ten und Grenzen des Wasserex-
ports aus Sicht der österreichi-
schen Nachbarn, der Zusam-
menarbeit mit der Landwirt-
schaft, der Wasserrahmenricht-
linie und der neuen Trinkwas-
serverordnung.

Empfehlungen

Ein Spezialist des Technolo-
giezentrums Wasser (TZW),
Dresden, Dr. Burkhard Wricke,
berichtete über die Auswertung
einer von der Deutschen Verei-
nigung des Gas- und Wasserfa-
ches (DVGW) und dem Sächsi-
schen Ministerium für Umwelt
und Landwirtschaft in Auftrag
gegbenen Studie über die Hoch-
wasserkatastrophe 2002 in
Sachsen sowie die Erfahrungen
und Schlussfolgerungen der
Wasserversorgungsunterneh-
men. Folgende Empfehlungen
sollten unabhängig von der Ein-
arbeitung in das Regelwerk so
schnell wie möglich in den
Wasserversorgungsunterneh-

men umgesetzt werden:
? Überprüfung der Überflutungs-
sicherheit von EMSR-Anlagen
? Prüfung der Auswirkungen
des Ausfalles elektrisch gesteu-
erter Armaturen auf die Versor-
gungssituation im Leitungsnetz
? Klärung der Möglichkeiten
der Energieversorgung wichti-
ger Anlagen bei Flächenab-
schaltung
? Prüfung der Standsicherheit
von Gebäuden bei erhöhten
Grundwasserständen bzw. Über-
flutung von Anlagen
? Prüfung der Absperrmög-
lichkeiten von Rohrbrücken und
Dükern, ggf. Verlegung außer-
halb der möglichen Überflu-
tungsbereiche.

Verantwortlichkeiten
festlegen

Um die Sicherstellung der
Wasserversorgung in Not-
standsfällen zu gewährleisten,
sollten auf der Grundlage des
derzeitig nur für den Verteidi-
gungsfall geltende Wassersi-
cherstellungsgesetzes klare Re-
gelungen geschaffen werden, so
Wricke. Darin sollten die Anfor-
derungen an die Wasserbereit-
stellung formuliert sowie die
Verantwortlichkeiten und Auf-
gaben aller Beteiligten (Land.
Kommune, Wasserversorger,
THW) festgelegt werden.

Die Wasserversorgungsunter-

nehmen (WVU) sollten unab-
hängig von noch ausstehenden
gesetzlichen Regelungen Not-
fallversorgungskonzepte erar-
beiten. Hierbei sei auch die
Möglichkeit einer Nutzung al-
ternativer Rohwasserressourcen
mit zu berücksichtigen. Zudem
schlägt die Studie vor, Wasser-
v e r s o r g u n g s u n t e r n e h m e n
grundsätzlich in die Informa-
tionskette des Hochwasser-
warndienstes einzubeziehen.
Sie sollten direkt, als Fachbera-

ter, in die Schutzstäbe der unte-
ren Katastrophenschutzbehörden
einbezogen werden. Sind in einer
Region mehrere WVU tätig, so
sollte ein Wasserversorger die
Koordinierung übernehmen.

Regelungen anstreben

Von wesentlicher Bedeutung
ist auch die Sicherung der Kom-
munikationsfähigkeit von Was-
serversorgungsunternehmen.
Von behördlicher Seite seien
hierzu entsprechende Regelun-
gen mit den Telekommunikati-
onsanbietern anzustreben. Als
sinnvoll erscheine die Einrich-
tung von Vorrangschaltungen.

Geschäftsleiter Friedrich Zapf (links) erläuterte auf dem
Rundgang die moderne „Kommandozentrale“ des Wasser-
werks. Von rechts: Werner Knaus von der Bayerischen Ries-
wasserversorgung Nördlingen, Abteilungsdirektor Wolf-Dieter
Ueberrück, Regierungspräsident Karl Inhofer und Verbands-
vorsitzender Peter Schalk.                                                 Foto: Falk

40 Jahre Reckenberg-Gruppe:

Ortsnahe Versorgung
Wassermungenau (wefa)  - „Kommunale Selbstbestimmung geht
vor Fremdbestimmung durch wenige Konzerne.“ Das erklärte
Regierungspräsident Karl Inhofer im Wassermungenauer Was-
serwerk der Reckenberg-Gruppe, die ihr 40-jähriges Bestehen
feierte. Er äußerte sich zufrieden, dass in Bayern die Versorger
und die Politik an einem Strick ziehen, um die geplante Liberali-
sierung des Wassermarkts zu blockieren. Negativbeispiele sind
für den Regierungspräsidenten England und Frankreich, wo in-
zwischen eine Regulierungsbehörde darauf achten muss, dass die
Preise nicht willkürlich steigen.

Der SPD-Landtagsabgeordne-
te Peter Hufe will Signale ken-
nen, wonach die Liberalisierung
des Wassermarkts inzwischen in
der EU kein aktuelles Thema
mehr ist. „Die haben beim
Strommarkt gemerkt, dass die
Eigenversorgung immer noch die
beste ist“, bemerkte der Hilpolt-
steiner Politiker. Diese Botschaft
sei wohl „in Brüssel angekom-
men“. Nicht ganz so sicher sind
sich bei der Beurteilung dieser
Frage Wolf-Dieter Ueberrück
von der Regierung von Mittel-
franken und Werner Knaus vom
Verband der Gas- und Wasser-
wirtschaft in Bayern. „Die Kon-
zerne werden nicht aufhören,
auch wenn derzeit in München
und wohl auch in Berlin Ruhe
herrscht“, meinte Knaus. In der

Bundeshauptstadt seien die pri-
vaten Versorger an der Wasser-
wirtschaft beteiligt. Sie hätten
zwar bisher nicht die Preise er-
höht, wohl aber Investitionen re-
duziert und Mitarbeiter entlassen.

Leistungsstarkes
Unternehmen

Die Liberalisierung war aber
nicht das Hauptthema bei der 
Feierstunde, an der auch die
früheren Verbandsräte und deren
Vorsitzender Karl Huber (Mer-
kendorf) sowie der langjährige
Geschäftsleiter Werner Paukisch
aus Gunzenhausen (1963 bis
1974) teilnahmen. Der Zweck-
verband der Reckenberg-Gruppe,
der 1963 zur besseren Versor-
gung der wasserleidenden Berg-

Zu prüfen ist der Untersuchung
zufolge auch, inwieweit die
WVU in das sog. BOS-Funksy-
stem eingebunden werden. BOS
steht für „Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsauf-
gaben“. Dies scheine im Zu-
sammenhang mit der Einbin-
dung in die Katastrophen-
schutzstäbe sinnvoll und erfor-
derlich.

Aus Erfahrung lernen

Für Werner Knaus, den stell-
vertretenden VBGW-Vorsitzen-
den, ist es ein Hauptanliegen, in
dieser Hinsicht für die Zukunft

gerüstet zu sein: „Zwar hat die
bayerische Wasserwirtschaft die
Flut und ihre Folgen bravourös
bewältigt, doch wollen wir aus
Erfahrungen lernen und in Zu-
kunft noch besser und schneller
reagieren. Unser Ziel ist die zur
Beherrschung von Katastrophen
vorzubereitenden organisatori-
schen und technischen Maßnah-
men zu optimieren und Hand-
lungsempfehlungen zur Verbes-
serung des Schutzes von Anlagen
der Wasserversorgung bei Hoch-
wasserereignissen sowie im Hin-
blick auf die Sicherung der
Trinkwasserversorgung in Not-
standsfällen abzuleiten.“         DK

gemeinden im Norden des Alt-
kreises Gunzenhausen gegründet
wurde, ist in den 40 Jahren seines
Bestehens zu einem leistungs-
starken Versorgungsunterneh-
men in Nordbayern geworden.
Versorgt werden 41000 Einwoh-
ner in 174 Ortschaften von 20
Gemeinden. Zwölf Brunnen lie-
fern jährlich vier Millionen Ku-
bikmeter. Die reichen aber nicht,
so dass 2,8 Millionen vom
Zweckverband Wirtschaftsraum
Franken bezogen werden müs-
sen. Der Bedarf von 6,5 Millio-
nen Kubikmetern deckt sich zu
57 Prozent aus eigenen Brunnen,
zu 43 Prozent aus Fremdbezug.

Endloses Drama

Zweckverbandsvorsitzender
Peter Schalk, Bürgermeister von
Burgoberbach, äußerte die Er-
wartung, dass auch künftig die
Synergieeffekte einer großräumi-
gen Zusammenarbeit genutzt
werden. Kritisch bemerkte er, die
Nutzung des Grundwassers und
die damit verbundenen wasser-
rechtlichen Verfahren, die zum
Teil seit Jahrzehnten betrieben
würden, seien ein „Drama ohne
erkennbares Ende“. Die Abge-
ordneten sollten sich daher vehe-
ment für die Sicherung der orts-
nahen Trinkwasserversorgung
einsetzen. An die Landratsämter
appellierte er, mehr Mut zu ha-
ben beim Abgleich der Interes -
sen. Schalk entschlossen: „Das
musste einmal gesagt werden!“ 

Wichtige Drehscheibe

„Die Reckenberg-Gruppe hat
sich zur Drehscheibe der Wasser-
wirtschaft in Nordbayern ent-
wickelt“, lobte der Regierungs-
präsident den Verbandsvorsitzen-
den und seinen Geschäftsleiter
Friedrich Zapf. Dass die ortsnahe
und dezentrale Versorgung im
Vordergrund stehe, sei auch im
geänderten Wasserschutzgesetz
enthalten. Weil es im Land eben
Regionen mit Wassermangel und
solche mit Wasserüberfluss gebe,
sei die Solidarität untereinander
gefordert. Nur acht Prozent des
bayerischen Trinkwassers kom-
me aus Fernwasser, 92 Prozent
stamme von örtlichen Versorgern

in 2050 Gemeinden. Inhofer:
„Wir brauchen die Solidarität de-
rer, die Trinkwasser im Überfluss
haben.“ 

Ergebnis 
konsequenter Politik

Inhofer erteilte den Versorgern
gute Noten, was die Qualität be-
trifft. 93 Prozent des bayerischen
Trinkwassers kommt seinen An-
gaben zufolge aus dem Grund-
wasser, 65 Prozent bedarf nicht
einmal einer Aufbereitung. Der
Gast aus Ansbach: „Das ist ein
Geschenk der Natur, aber auch
ein Ergebnis der konsequen-
ten Politik des Grundwasser-
schutzes.“ Er warnte davor, beim
Grundwasserschutz zu engstirnig
zu denken, denn: „Wasserschutz-
gebiete sind ökologische Inseln,
die auch unseren Wohlstand si-
chern.“ Was Inhofer nicht ver-
stehen kann, ist, dass die Ge-
meinden von ihren Bürgern in ei-
ne Rechtfertigungsstrategie ge-
drängt werden, wo sie doch gera-
de bestens kontrolliertes Trink-
wasser liefern wollten. Keines-
falls sei es so, dass das Wasser-
schutzgebiet das Siedlungswesen
behinderte, es sei viel mehr die
Grundlage für die kommunale
Entwicklung. Deshalb sein Drän-
gen: „Die Bürgermeister müssen
rechtzeitig Vorsorge treffen und
die Gebiete vor konkurrierenden
Nutzungen schützen.“ Wie Inho-
fer bemerkte, rangiert Bayern
bei den Wasserschutzgebieten
ohnehin eher am Schluss. In Ba-
den-Württemberg seien 25 Pro-
zent der Landesfläche ausgewie-
sen, in Sachsen sogar 30 Pro-
zent, in Bayern hingegen nur
fünf Prozent.

Gegen Liberalisierung

Entschieden wandte sich der
Regierungspräsident gegen die
Liberalisierung des Wasser-
markts. Trinkwasser sei kein
Wirtschaftsgut, das chemisch
aufbereitet werde und gerade ein-
mal die Mindeststandards auf-
weise, sondern ein Lebensmittel.
Wenn der Preis zum alles ent-
scheidenden Kriterium werde,
dann bleibe der Konsument auf
der Strecke.                                ?

UV-Nachrüstung Kläranlage Penzberg:

Isar wird Bayerns 
längstes Freibad

Den Bakterien in der Isar geht’s jetzt an den Kragen, damit die
strenge EU-Badegewässer-Richtlinie sicher eingehalten wird“,
sagte Umweltminister Werner Schnappauf bei der Inbetriebnah-
me der Abwasserdesinfektion in der Penzberger Verbandskläran-
lage. „Bereits 2004 und damit ein Jahr früher als geplant, sollen
Kinder und Erwachsene wieder einen ungetrübten Badespaß in
der oberen Isar haben.“

Laut Schnappauf wird Mün-
chen mit den 5,6 Millionen Euro
Investitionen der beteiligten
Kommunen zur ersten Millionen-
metropole mit einem Fluss als
Badegewässer. Die Staatsregie-
rung kommt damit dem vielfälti-
gen Wunsch der Bürger nach, die
an den Isarufern bereits heute Er-
holung suchen. Schon in diesem
Jahr haben die Kläranlagen an der
oberen Isar Zug um Zug ihre Ab-
wasserdesinfektionsanlagen in
Betrieb genommen. Bereits 2004
soll München eine saubere Isar
als Badegewässer erhalten. 

Der Freistaat hat 2000 mit dem
Pilotvorhaben zur Abwasserdes-

infektion in Bad Tölz den Nach-
weis erbracht, dass in der Isar Ba-
degewässerqualität erreicht wer-
den kann. Das Pilotvorhaben
wurde fast vollständig vom Frei-
staat finanziert und alle weiteren
Anlagen entlang der Oberen Isar
erhalten für die Nachrüstung ei-
ner Desinfektionsstufe 80 Pro-
zent Förderung. Das Abwasser
von den Kläranlagen Wolfrats -
hausen, Schäftlarn und Lenggries
wird bereits heute schon hygie-
nisch nachbehandelt. In Kürze
wird auch an der Kläranlage in
Benediktbeuern der Betrieb der
Abwasserdesinfektion aufge-
nommen.                                         ?
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Landesverband Bayerischer Wasserkraftwerke:

Die Nutzung der Wasserkraft
muss gesteigert werden!

Der enorme Stellenwert der Wasserkraft wurde bei der 54. Ge-
neralversammlung des Landesverbandes Bayerischer Wasser-
kraftwerke in Regensburg einmal mehr hervorgehoben. Der
Präsident des Bundesverbandes, Anton Zeller, bezeichnete sie
gar als „Geschenk des Himmels“.

Weltweit, so Zeller, erzeuge
die Wasserkraft mit 2627 Mrd.
Kilowattstunden pro Jahr so
viel wie alle 441 Atomkraftwer-
ke zusammen genommen. Von
den in Deutschland erzeugten
26 Mrd. aus Wasserkraft stelle
Bayern 14,5 Mrd. kWh, etwa 20
Prozent des bayerischen Strom-
bedarfs. Damit könnten fast alle
bayerischen Haushalte versorgt
werden. 

Kraftwerke modernisieren

Große wie kleine Wasser-
kraftwerke seien gleichermaßen
wichtig für eine dezentrale En-
ergieversorgung, die auch eine
Notstromversorgung des ganzen
Landes darstellten, erklärte Zel-
ler. Vor allem sei der Bestand
der Wasserkraft zu sichern. Dar-
über hinaus könne die Nutzung
der Wasserkraft in Bayern noch
um mehrere Milliarden Kilo-
wattstunden gesteigert werden.
Dies könne gewährleistet wer-
den durch die Modernisierung
tausender in die Jahre gekom-
mener Kraftwerke, die Reakti-
vierung stillgelegter Standorte,
die Nutzung vorhandener Kul-
turwehre, die zur Stützung der
Flusssohle errichtet wurden so-
wie durch den Neubau von
Wasserkraftwerken.

Unverzichtbarer Beitrag

Ausführlich legte der Präsi-
dent die Zielsetzung einer öko-
logisch orientierten Wasserkraft
dar, deren Hauptkomponen-
ten maßvolle Mindestwasser-
mengen auf Basis des Bayeri-
schen Restwasserleitfadens
sind. Auch die Durchgängigkeit
der Gewässer mittels Wander-
hilfen für Gewässerorganismen
werde seitens der Wasserkraft
mit unterstützt.

Der Vorstandsvorsitzende des
Landesverbandes Bayerischer
Wasserkraftwerke, Erich Krauß,
der aufgrund seiner besonderen
Leistungen mit der Verdienst-
medaille des Bundesverbandes
Deutscher Wasserkraftwerke
ausgezeichnet wurde, verwies
darauf, dass die Wasserkraft in
Bayern einen unverzichtbaren
Beitrag zur nachhaltigen Ener-
gieversorgung darstelle, wobei

die Rahmenbedingungen der-
zeit die größten Probleme dar-
stellten. Es sei sehr bedauerlich,
dass gerade Umweltschützer
und auch Politiker, die sonst ve-
hement den Einsatz regenerati-
ver Energieträger zur CO2-Re-
duzierung forderten, sich nach
Kräften bemühten, den Ausbau
der Wasserkraft zu verhindern.
In die  neue Wasserrahmenricht-
linie (WRRL) müsse ein Zusatz
eingefügt werden, „dass die
Nutzung der Wasserkraft zu kei-
ner Verschlechterung im Sinne
dieser Richtlinie führt“.

Dr. Wilhelm Buerstedde,
Fachanwalt für Verwaltungs-
recht, Hildesheim, hob hervor,

dass nicht nur bei einem etwai-
gen Gewässerausbau, sondern
auch bei sonstigen konfligieren-
den wasserrechtlichen Zielen
stets Erfordernisse des Klima-
schutzes mit zu berücksichtigen
seien. Dies gelte bei den künfti-
gen Zielsetzungen zur Bewirt-
schaftung und bei den zu kon-
zipierenden Maßnahmenpro-
grammen der WRRL, ebenso
bereits heute bei Art und Um-
fang von aktuellen Maßnah-
men, z.B. zur Durchgängigkeit
von Gewässern. Potenzielle
Wasserkraftanlagenstandorte,
so Buerstedde, dürften nicht
durch exzessive Auflagen und
Nebenbestimmungen praktisch
oder wirtschaftlich unmöglich
gemacht werden.

Über Ursachen von Getriebe-
schäden berichtete abschließend
der öffentlich bestellte und ver-

eidigte Sachverständige für
Schadensgutachten an Groß-
betrieben, Martin Stöckl. Die
meisten Schäden, so Stöckl,
entwickelten sich im allgemei-
nen ausgehend von einem In-
itialschaden bis zur allmähli-
chen totalen Zerstörung des
entsprechenden Bauteiles. In
der Folge würden meist auch
noch benachbarte Maschinen-
elemente zerstört. Der Sach-
schaden sei dann oft enorm.
Lange ungeplante Stillstände
ergäben mitunter riesige Aus-
fallkosten.

Frühe Diagnose

Durch Maschinendiagnose,
bei Bedarf ergänzt durch die vi-
suelle Kontrolle, ließen sich In-
itialschäden in aller Regel so
früh diagnostizieren, dass meist
noch genügend Zeit bleibe, den
Instandsetzungszeitpunkt ohne
zusätzliche Folgeschäden und
langwierige Betriebsunterbre-
chungen einzuplanen. Es gebe
entsprechende Erfahrungen und
wirtschaftliche Diagnosesyste-
me. Sie müssten nur eingesetzt
werden.                                     DK

Um Geruchsbelästigungen der Umgebung zu vermeiden, ist
die Regensburger Großkläranlage vollständig nach oben und
seitwärts abgedeckt. Im Hintergrund befinden sich die 30 m
hohen Faultürme.                                                    Bild: W. Zeitler

Klärwerk Regensburg:

Für 28 Mio. Euro modernisiert
Als letztes Klärwerk einer bayerischen Großstadt wurde 1979
das Regensburger Klärwerk in Betrieb genommen. Jetzt wur-
de die vierte Ausbaustufe vollendet und nun kann das Klär-
werk bis zu 500.000 Einwohner anschließen. 400.000 in der
Stadt und im Umland sind es jetzt schon. 28 Mio. Euro kostete
die letzte Ausbaustufe, insgesamt hat Regensburg bisher 325
Mio. DM und 28 Mio. Euro in sein Klärsystem investiert.

Klärwerke haben hohen Ver-
schleiß und Abnützung, die An-
lagentechnik wird ständig fort-
entwickelt, Gesetze und Vor-
schriften bedingen permanente
Anpassung.

Wissenschaft für sich

Der Betrieb einer Großklär-
anlage ist heute eine Wissen-
schaft für sich. Das Regensbur-
ger Klärwerk hat 54 ständige
Mitarbeiter, darunter Ingenieu-
re, Chemiker und anderes mehr.
Es gibt sogar einen Abwasser-
meister. Hat man die Abwässer
früher nur mechanisch gereinigt,
so wird das Abwasser heute bio-
logisch von Kohlenstoff, Stick-
stoff und Phosphor gereinigt.

Die Abluft wird gefiltert, so
dass die in der Nähe liegenden
Wohngebiete im Landkreis
Regensburg kaum durch Ge-
ruchsbelästigung gestört wer-
den, zumal die gesamte Anla-
ge mit einer Metallabdeckung
versehen ist.

Interessant ist, so war von Be-

triebsleiter Johann Nuber zu er-
fahren, dass der anfallende
Klärschlamm noch individuell
genutzt wird. Der Regensburger
Klärschlamm hat allerdings
noch 60 Prozent Wassergehalt.
Da es in Bayern kein Braun-
kohlekraftwerk gibt, welches
diesen Klärschlamm als Heiz-
zusatz verwenden kann, wird er
bis zu 600 km weit in die ehe-
malige DDR gefahren und dort
verbrannt. Dadurch werden et-
wa fünf Prozent des nötigen
Heizmaterials abgedeckt.

Die Kosten des Ausbaus der
Regensburger Kläranlage wer-
den zu etwa einem Drittel von
den angeschlossenen Randge-
meinden getragen.

Oberbürgermeister Hans
Schaidinger stellte jedenfalls fest,
dass mit der erneuerten Kläranla-
ge für die Stadt und die ange-
schlossenen zwölf Randgemein-
den eine moderne Infrastruktur-
einrichtung zur Verfügung steht,
die Grundlage einer nachhaltigen
Entwicklung der Stadt und der
Gemeinden ist.                          WZ

Neue Initiative für
Gewässerschutz

Bayern hat eine neue Initiative für den Gewässerschutz gestar-
tet. Fast zwei Dutzend Spitzenvertreter bayerischer Verbände
nahmen in München am ersten Wasserforum teil, mit dem die
Öffentlichkeit an der Umsetzung der europäischen Wasserrah-
menrichtlinie in Bayern beteiligt wird. 

Der Präsident des Landesam-
tes für Wasserwirtschaft, Albert
Göttle, rief die Teilnehmer dazu
auf, im neuen Wasserforum ak-
tiv mitzuarbeiten. Die Brüsseler
Vorgaben seien kein „Bürokra-
tiemonster“, sondern eine echte
Chance für einen ganzheitlichen
Gewässerschutz in Bayern,
doch um erfolgreich zu sein,
brauche es viele Mitstreiter.

Über Grenzen hinweg

Gewässerschutz über Gren-
zen hinweg ist die Devise der
neuen EU-Richtlinie. Sie for-
dert unter anderem ein durch-
gängiges Flussgebietsmanage-
ment von der Quelle bis zur
Mündung und eine stärker öko-
logische Ausrichtung. Dazu
Klaus-Peter Blumenwitz, Leiter
der Wasserwirtschaft im Baye-
rischen Umweltministerium:
„Brüssel bestätigt mit der Richt-
linie den von Bayern einge-
schlagenen Weg im Gewässer-
schutz.“

Bis 2015 soll nach der Richt-
linie der „gute Zustand“ für alle
Gewässer in ganz Europa er-
reicht sein. Im Freistaat sorgen
fast 3000 Kläranlagen dafür,
dass verschmutzte Gewässer

weitgehend der Vergangenheit
angehören: mehr als zwei Drittel
aller größeren Bäche und Flüsse
sind inzwischen gering bis höch-
stens mäßig belastet. Viele Ge-
wässer sind jedoch in der Ver-
gangenheit vor allem in den Bal-
lungsräumen und den landwirt-
schaftlich genutzten Talauen be-
gradigt und ausgebaut worden.
Mehr Ökologie mit naturnahen
Lebensräumen, die den Fischen
und Kleinlebewesen die unge-
hinderte Wanderung ermögli-
chen, ist nach den Worten Gött-
les erreichbar, wenn alle Betei-
ligten gemeinsam an einem
Strang ziehen: „Hier sind auch
die Kommunen, Nutzer und An-
lieger gefordert.“

Zeitplan

Für rund 25.000 Kilometer
bayerischer Bäche und Flüsse,
alle größeren Seen und für das
Grundwasser wird derzeit Inven-
tur gemacht. Ende nächsten Jah-
res werden mit der Meldung
nach Brüssel die Bestandsauf-
nahmen abgeschlossen und die
Kontrollsysteme in den Prob-
lembereichen eingerichtet. Ab
2006 folgen die Maßnahmenpla-
nung und deren Umsetzung. DK

Badewasserqualität an der Isar:

Erste Metropole in EU
mit Fluss als Badewasser

„München wird die erste Metropole in der EU mit einem Fluss
als Badegewässer“, hob Bayerns Umweltminister Werner
Schnappauf beim Isar-Event auf der Praterinsel in München
hervor. Bis September werden alle großen Kläranlagen mit ei-
ner neuen abwassertechnischen Spitzentechnologie ausgerü-
stet, versicherte er den Landräten und Bürgermeistern der Is-
aranliegergemeinden. Für das Badegewässerprojekt „Obere
Isar“ hat das Umweltministerium rund 3,3 Millionen Euro Zu-
schuss für fünf Kläranlagen bei 5,6 Millionen Euro Nachrü-
stungskosten zur Verfügung gestellt.

„UV-Strahlen werden Bakteri-
en oder andere Krankheitserreger
im gereinigten Abwasser aus den
Kläranlagen den Garaus ma-
chen“, so Schnappauf. Bereits
2004, und damit ein Jahr früher
als geplant, wird die Badegewäs-
serqualität vom Sylvensteinspei-
cher bis zum Oberföhringer Wehr
in München erreicht. Das nächste
Ziel ist jetzt, bis 2006 die Erfolge
bei der Badegewässerqualität die
Isar abwärts bis nach Moosburg
weiterzuführen.

Umweltminister Schnappauf
hatte im Juni in Wolfratshausen
und heute in Penzberg neue Ab-
wasserdesinfektionsanlagen in
Betrieb genommen. Die Kläran-
lagen in Lenggries, Schäftlarn
und Bad Tölz laufen bereits auf
vollen Touren. Mit der Benedikt-
beuerer Kläranlage ist das Projekt
für ein sauberes Badegewässer an
der Oberen Isar im September
vollendet. Dass die hoch gesteck-

ten Ziele erreicht werden, zeigten
die bisher untersuchten Wasser-
proben. 

Von München bis Moosburg

Für die Mittlere Isar von Mün-
chen bis Moosburg werden mit
knapp 20 Millionen Euro weitere
fünf Kläranlagen mit Abwasser-
desinfektionsanlagen nachgerü-
stet. Zuwendungen des Freistaa-
tes in Höhe von über fünf Millio-
nen Euro gehen vor allem an die
Kläranlagen von Ismaning, Gar-
ching, Grüneck und Freising. Die
Stadt München wird ihrerseits ca.
10 Millionen für die Nachrüstung
der Kläranlage München II auf-
wenden. Damit wird die Staatsre-
gierung nicht nur an den sauberen
bayerischen Seen die Badege-
wässerqualität sichern, sondern
auch an gut überschaubaren Fluss-
strecken die Badegewässerqua-
lität verwirklichen. Weitere Un-

tersuchungen für die Herstellung
der Badegewässerqualität laufen
an der Pegnitz bei Nürnberg und
der Ilz bei Passau. Die Ergebnisse
werden bis Ende 2004 erwartet.

Darüber hinaus wird die Isar
Zug um Zug naturnah umgestal-
tet. So investieren der Freistaat
mit einem Anteil von 55 Pro-
zent zusammen mit der Stadt
München 28 Millionen Euro,
damit die Isar in München ihren
ehemaligen Charakter als Wild-
fluss wieder erhält. Für eine na-
turnahe Uferumgestaltung am
Ickinger Wehr in der Pupplinger
Au wurden dazu knapp 3 Mil-
lionen Euro investiert. Weitere
ökologische Umgestaltungen
zur Verbesserung der Auen im
Bereich der Mittleren Isar bei
Freising sind in der Planung.
Daneben erhält die Isar jetzt zur
Verbesserung der Gewässeröko-
logie mehr Wasser, einerseits
unterhalb des Sylvensteinspei-
chers und auch am Ickinger
Wehr. Verhandlungen für mehr
Restwasser laufen darüber hin-
aus für das Baierbrunner und
das Großhesseloher Wehr. Seit
Mitte 2002 wurde die Wasser-
menge unterhalb des Ober-
föhringer Wehrs auf ein Mittel
von 15 Kubikmeter Wasser pro
Sekunde erhöht.                         ?
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KPV Oberfranken:

Trauerspiel Finanzausstattung
Erneute Wahl Manfred Thümmlers zum Bezirksvorsitzenden

Bei der Bezirksversammlung der oberfränkischen KPV in Peg-
nitz, an der auch Innenminister Dr. Günther Beckstein teil-
nahm, wurde der 1. Bürgermeister der Stadt Pegnitz (Land-
kreis Bayreuth), Manfred Thümmler, als Bezirksvorsitzender
bestätigt. Als Stellvertreter fungieren Bürgermeister Erwin
Zeis (Igensdorf, Landkreis Forchheim), Bürgermeister Karl-
Philipp Ehrler (Stammbach, Landkreis Hof) sowie zweiter
Bürgermeister Hans-Heinrich Ullmann (Coburg).

Wie Manfred Thümmler ein-
gangs darlegte, bedeutet Kom-
munalpolitik „Politik zum An-
fassen“ bzw. „Familienpolitik
vor der Haustüre“. Sie sei ge-
lebte Demokratie. Das Selbst-
verwaltungsrecht beinhalte in
erster Linie Organisationsho-
heit, Personalhoheit, Planungs-
hoheit und Finanzhoheit. 

Sinnvolle Ausstattung
vonnöten

Die Kommunen benötigten
zur Organisation der Lebens-
qualität des Bürgers eine sinn-
volle Finanzausstattung. Diese
sei allerdings seit dem Jahr
2001 in erheblichem Maß er-
schüttert worden durch das völ-
lige finanz- und wirtschaftspoli-
tische Versagen der rot-grünen
Bundesregierung. Durch eine
handwerklich fehlerhafte Steu-
er- und Wirtschaftspolitik, die
Deutschland zum Schlusslicht
in Europa gemacht habe, wür-
den den Kommunen die Ein-
nahmen entzogen.

Einbruch in Oberfranken

So habe es bei der Gewerbe-
steuer in Oberfranken im ver-
gangenen Jahr einen Einbruch
von rund 100 Mio. Euro gege-
ben. 2003 wiederhole sich das
Trauerspiel in gleicher Höhe.
Die Stadt Bayreuth wiederum
melde einen Einbruch von 13
Mio. Euro. Hinzu komme die
ungerechtfertigte Erhöhung der
Gewerbesteuerumlage von 20
auf 28 Prozent, was der Kom-
mune nochmals Eigenmittel in
Millionenhöhe entziehe.

Finanzieller Kollaps

Solidarumlage, Grundsiche-
rung, Kinder- und Jugendhilfe
und weitere finanzielle Überla-
stungen wurden laut Thümmler
auf die Kommunen übertragen,
was schließlich zu einem finan-
ziellen Kollaps geführt habe.

Die Kommunen könnten in den
Regionen folglich keine Investi-
tionen mehr tätigen, damit den
Arbeitsmarkt nicht entlasten -
„ein Kreislauf, der eine Spirale
nach unten nach sich zieht“. 

Förder- und Lohngefälle

In einer Resolution, die Vor-
sitzender Thümmler Innenmi-
nister Dr. Günther Beckstein
übergab, weisen die oberfränki-
schen Kommunalpolitiker da-
rauf hin, dass die Gemeinden,
Städte und Landkreise Ober-
frankens neben den für alle
deutschen Kommunen gelten-
den Rahmenbedingungen wei-
tere Belastungen zu schultern
haben: Sie seien vom Wandel
der heimischen Wirtschaft von
einer Produktions- hin zu einer
Dienstleistungsregion beson-
ders betroffen. Die mittelständi-
sche Wirtschaft leide unter der
wirtschaftsfeindlichen rot-grü-
nen Politik und dem enormen
Förder- und Lohngefälle zu den
Nachbarregionen. Als Grenzre-
gion bekomme Oberfranken die
Anpassungslasten im Rahmen
der EU-Osterweiterung beson-
ders zu spüren.

Konkrete Forderungen

Deshalb fordert die Bezirks-
KPV
? die Reform der Gewerbe-
steuer. Eine reformierte Gewer-
besteuer muss den Kommunen
stabile Einnahmen sichern und
darf gleichzeitig die Rahmenbe-
dingungen für Wachstum und
die Schaffung von Arbeitsplät-
zen nicht verschlechtern. Die
reformierte Steuer soll weniger
gestaltungsanfällig sein. Gleich-
zeitig wird eine Besteuerung
der Unternehmenssubstanz ab-
gelehnt. 
? die möglichst weitgehende
Absenkung der Gewerbesteuer-
umlage. Städte und Gemeinden
sollen möglichst viel von ihren
eigenen Steuereinnahmen be-

halten dürfen. Fernziel soll die
Umwandlung der Gewerbesteu-
er in eine reine Gemeindesteuer
sein. 
? die Anhebung des Anteils der
Gemeinden und Städte an der
Umsatzsteuer von 2,2 auf min-
destens 3 Prozent. So werden
die Einnahmen der Kommunen
stabilisiert und weniger kon-
junkturanfällig.
? die möglichst breite Über-
prüfung der kommunalen Aus-
gabenstruktur. Es darf dabei
keine Tabus geben. Insbesonde-
re die Ausgaben der Kommunen
im Bereich der Sozialhilfe so-
wie Kinder- und Jugendhilfe
sind sofort zurückzuführen. Die
Grundsicherung ist abzuschaf-
fen oder in vollem Umfang aus-
zugleichen. 
? die Einführung eines dem
Konnexitätsprinzip entspre-
chenden Schutzes auch auf
Bundesebene, denn auch wenn
der Bund Aufgaben überträgt,
muss gelten: „Wer bestellt, be-
zahlt.“ 
? die deutliche Erhöhung des
Sozialhilfeausgleiches für die
Bezirke im Rahmen des Nach-
tragshaushaltes 2004, ansonsten
drohen die Bezirke unter der
Last der Sozialhilfeausgaben zu
ersticken.

Sofortige Hilfe

Alle aufgezählten Maßnah-
men wirken in die Zukunft. Je-
doch gibt es unter den Gemein-
den, Städten und Landkreisen
Oberfrankens viele, die drin-
gend auf sofortige Hilfe ange-
wiesen sind. Deswegen bittet 
die Bezirks-KPV die Bayerische
Staatsregierung, bei der Vergabe
der Bedarfszuweisungen auch
künftig in Oberfranken einen
Schwerpunkt zu setzen.

Besonderer Problemfall

Auch Minister Beckstein mach-
te die rot-grüne Bundesregie-
rung als Hauptverantwortliche
für die miserable Situation der
Kommunen verantwortlich. Er
bezeichnete den Regierungsbe-
zirk Oberfranken als größten
Problemfall in Bayern, wenn
man von der Genehmigung der
kommunalen Haushalte spre-
che. Die Stadt Hof beispielswei-

se habe bis heute keinen geneh-
migten Haushalt.

Es gebe diverse Modelle, die
zu einer Verbesserung der Situa-
tion der Städte und Gemeinden
beitragen könnten, beton-
te Beckstein. Die Bayerische
Staatsregierung halte das Mo-
dell des Städtetages, bei dem
auch Freiberufler Gewerbesteu-
er zahlen müssten, als zu kom-
pliziert und zudem verfassungs-
widrig. Auch der Entwurf der
Bundesregierung werde abge-
lehnt. 

Einnahmeausfälle

Insgesamt, so Beckstein, be-
nötigten die Kommunen Mehr-
einnahmen von rund sechs Mil-
liarden Euro. Falls die dritte
Stufe der Steuerreform wie von
der Bundesregierung geplant,
auf den 1. Januar 2004 vorge-
zogen werde, drohten Einnah-
meausfälle in Höhe von 3,5
Mrd. Euro. Nach Auskunft von
Manfred Thümmler würde dies
für die Stadt Pegnitz eine Ein-
buße von 660.000 Euro im Jahr
bedeuten.                                 DK

V.l.n.r.: Manfred Thümmler (Bürgermeister Pegnitz), Dr.
Günther Beckstein, Walter Nadler (MdL), Hartmut Koschyk
(MdB), Hans Funk (Stadtrat) und die Pächterinnen der Rast-
stätte Pegnitz/Fränkische Schweiz.                                                   ?

Bezirkstag von Oberfranken:

Verleihung der
Ehrenmedaille in Silber

Bayreuth (fpo) - In seiner jüngsten Sitzung stimmte der Bezirks-
tag von Oberfranken den Vorschlägen der Fraktionen zu und
zeichnet auch 2003 zehn Persönlichkeiten aus Oberfranken mit
der Ehrenmedaille in Silber des Bezirks Oberfranken aus. 

Zu den Ausgezeichneten zählt
Hannfried Graf von Bentzel-
Sturmfelder-Horneck aus He-
roldsbach im Landkreis Forch-
heim. Er wird für seine Verdienste
als Kommunalpolitiker und als
langjähriger Vorsitzender des
Schulverbandes sowie für seine
Verdienste als 2. Vorsitzender des 
Abwasserzweckverbandes geehrt.

Ebenfalls für seine Verdienste
im kommunalpolitischen Bereich
erhält Johann Feulner aus Mi-
stelgau im Landkreis Bayreuth die
Ehrenmedaille in Silber des Be-
zirks Oberfranken.

Langjähriges Wirken

Des weiteren werden Uwe
Drechsel, Intendant des Theaters
Hof, und Dr. Helmuth Jungbauer
aus Bamberg ausgezeichnet. Dr.
Jungbauer erhält diese Auszeich-
nung für sein langjähriges Wir-
ken in führender Position in der
Wirtschaft wie auch für sein eh-
renamtliches Engagement im kul-
turellen Bereich.

Günther Müller aus Pegnitz im
Landkreis Bayreuth erhält die Eh-
renmedaille in Silber des Bezirks
Oberfranken für die Sicherung
des KSB-Standortes Pegnitz und
sein großes Engagement um die
Ausbildung von Lehrlingen über

die Landkreisgrenzen hinaus.
Für seinen Einsatz als Kommu-

nalpolitiker wie auch für sein En-
gagement als Sportfunktionär und
als Mitglied bei vielen Vereinen
wird Heinz Engel aus Weidhau-
sen im Landkreis Coburg vom
Bezirkstag von Oberfranken aus-
gezeichnet. Oswald Marr, Landrat
von Kronach, erhält die Würdi-
gung auf Grund seines langjähri-
gen Wirkens auf kommunalpoliti-
scher Ebene.

Kommunalpolitisch aktiv

Der Mundartdichter, Heimat-
und Judenforscher Josef Motsch-
mann aus Bad Staffelstein-Schön-
brunn im Landkreis Lichtenfels
erhält ebenfalls die Ehrenmedaille
in Silber des Bezirks Oberfran-
ken, wie auch Waldemar Zelmer
aus Döhlau im Landkreis Hof für
sein großes Engagement für die
notleidende Bevölkerung in Ost-
europa. Außerdem erhält der Alt-
bürgermeister der Gemeinde Wie-
senttal, Paul Pöhlmann, als enga-
gierter Kommunalpolitiker die
Auszeichnung des Bezirkstages
von Oberfranken.

Die Ehrenmedaille in Silber des
Bezirks Oberfranken wird der Be-
zirkstagspräsident im Rahmen ei-
ner Feierstunde überreichen. ?

Euregio-Auflösung:

Jodeln und 
Wandern ist 

zu wenig!
Auf Veranlassung von Land-

rätin Bruni Mayer, Landkreis
Rottal-Inn, wird zum ersten Mal
in Bayern eine Euregio aufge-
löst, und zwar die Verbindung
der bayerischen Landkreise
Passau, Rottal-Inn, Altötting,
Mühldorf und Traunstein (Nord)
und auf österreichischer Seite
die Bezirke Schärding, Gries-
kirchen, Ried und Braunau.
Bruni Mayer war der Ansicht,
dass in den neun Jahren ihres
Bestehens diese Euregio die Er-
wartungen nicht erfüllt habe.
Dies gelte vor allem für die Er-
wartungen auf wirtschaftlichem
Gebiet. Landrätin Mayer meinte
zu ihrem Antrag: „Gemeinsa-
mes Jodeln und Wandern bringt
uns nicht weiter!“ So beschloss
die Euregio auf ihrer Tagung in
Stubenbach im Inntal ihre Auf-
lösung zum Jahresende. Der
Aufwand habe pro Jahr rund
420.000 Euro betragen, davon
allein 200.000 Euro die Ge-
schäftsstelle. Hier hätten Auf-
wand und Ergebnis nicht mehr
zusammengepasst.                 WZ
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„Bürgermeisterkonferenz“ in Herrieden:

Kommunale Finanzreform
hat höchste Priorität

Als „zentrales Thema“ bezeichnete der Bayerische Staatsmini-
ster des Innern, Dr. Günther Beckstein, die verheerende Situa-
tion der Kommunalfinanzen. Hauptursache sei die katastro-
phale Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung:
„Fünf Jahre Rot/Grün hat uns vom Spitzenplatz ans Schluss-
licht in Europa geführt“.

Der mittelfränkische CSU-
Bezirksvorsitzende Joachim
Herrmann hatte zu einer „Bür-
germeisterkonferenz“ nach
Herrieden eingeladen und
konnte sich über regen Besuch
auch von parteiungebundenen
Bürgermeistern freuen. Alle po-
litischen Ebenen waren vertre-
ten, was die besondere Stärke
der CSU ausmache: „Es ist un-
ser Vorteil, dass wir diese Ge-
meinsamkeit verantwortungs-
bewusst einsetzen, eventuell
unterschiedliche Standpunkte
ausdiskutieren und so zu sach-
gerechten Entscheidungen kom-
men“.

Finanzierungskonzept

Dr. Günther Beckstein be-
richtete von einem Finanzie-
rungskonzept, welches die Bun-
desregierung inzwischen vorge-
legt, aber bezeichnenderwei-
se nicht mit den Mitgliedern 
der Kommission zur Reform
der Kommunalfinanzen abge-
stimmt habe. „Herausgekom-
men ist viel Murks. Diese Mo-
gelpackung muss schnellstens
vom Tisch.“ In der Diskussion
wurde deutlich, dass auch des-

halb der Druck auf Berlin ver-
stärkt werden müsse.

Soforthilfe gefordert

Nachdem manche Pläne der
Bundesregierung erst in etli-
chen Jahren wirksam werden
würden, forderte der Stellver-
treter des Bayerischen Minister-
präsidenten eine Soforthilfe von
3,5 Milliarden Euro ab 1. Janu-
ar 2004 und ab 2005 jährlich
sechs Milliarden mehr für die
kommunalen Kassen. Zudem
plädierte er für eine drastische
Reduzierung der Gewerbe-
steuerumlage und ein Stopfen
der Schlupflöcher auch bei der
Gewerbesteuer.

Reichlich Diskussionsstoff

Viel Diskussionsstoff boten
Themen wie die praktische An-
wendung des Konnexitätsprin-
zips, die zunehmende Verkom-
plizierung und Verquickung bei
Zuschusstöpfen oder der Miss-
brauch von Sozialhilfe. „Wir
können es uns nicht länger lei-
sten, dass die Sozialausgaben
jährlich zwischen zehn und 18
Prozent zunehmen, während

das Bruttosozialprodukt um
weniger als zwei Prozent
steigt“, meinte Dr. Günther
Beckstein.

Teufelskreis

Übereinstimmend nannten
die anwesenden Landräte, Bür-
germeister und Fraktionsvorsit-
zenden die Bundesregierung als
Hauptverursacher der Misere.
Manche sahen sogar die kom-
munale Selbstverwaltung in
Gefahr. Und fehlende Mittel
führten zu Investitionsstaus, die
zu mehr Arbeitslosigkeit beitra-
gen - ein Teufelskreis.

Spielraum für
Verbesserungen

Aber auch im Zuständigkeits-
bereich Bayerns sei noch Spiel-

raum für Verbesserungen vor-
handen. Genannt wurden „zu
strenge Vorschriften im Ab-
wasserbereich“, „explodierende
Kosten für die Krankenhäuser“,
oder „selbst geschaffene Stan-
dards und Auflagen“, sei es im
Bereich des Sozialen, beim
Baurecht oder in technischen
Fragen. Manche „Investitions-
hemmer“ müssten schnellstens
überdacht und soweit möglich
abgebaut werden.

„Deregulierung“ im Visier

In Sachen „Deregulierung“
ist Joachim Herrmann auch in
seiner Eigenschaft als stellver-
tretender Fraktionsvorsitzender
schon seit Jahren am Ball:
„Manches wurde schon er-
reicht, aber es gibt noch viel zu
tun“. Gemeinsam mit dem
Kommunalminister sprach er
sich für „radikale Vereinfachun-
gen“ in allen Bereichen aus.

Beckstein und Herrmann er-
klärten übereinstimmend, dass
bei der CSU die Reform der
kommunalen Finanzen mit
höchster Priorität auf der Tages-
ordnung bleibe. pmw

Bayerischer Gemeindetag/Bezirksverband Oberbayern:

Resignation macht sich breit
Bei den Bürgermeistern herrscht große Resignation.
Nach den Ankündigungen des Koalitionsgipfels der Ber-
liner Regierung von Hannover scheinen nun die Verlie-
rer der damals groß angekündigten „Gemeindefinanz-
reform“ die Kommunen selbst zu sein, stellt der Grafin-
ger Bürgermeister und Kreis- sowie Bezirksvorsitzende
des Bayerischen Gemeindetags, Rudolf Heiler, in einer
Presseerklärung fest. War die Hoffnung auf eine verläs-
sliche, stete und verbreitete Gewerbesteuer nach der
Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard
Schröder am 14. März und seinen damaligen Ankündi-
gungen noch groß, ist die Stimmung jetzt unter den
Kommunen auf einen Tiefpunkt gesunken.

Seit Jahren wird die dringend notwendige Reform ver-
schleppt; dass die hierzu gebildete Kommission sich auf
kein vernünftiges Konzept verständigt habe, sei noch als
das kleinere Übel in der langjährigen Untätigkeit zu be-
zeichnen. „Wir hatten nach der einmaligen Demonstration
im oberpfälzischen Berching mit 5000 Kommunalpoliti-
kern zumindest erreicht“, so Heiler, „dass sich viele nam-
hafte Minister zwischenzeitlich auf das Kommunalmodell
(Einbeziehung der freien Berufe und Verbreiterung der Be-
messungsgrundlage mit Zinsen, Mieten und Pachten in die
Gewerbesteuerveranlagung) verständigt hätten“. Nach und
nach seien nun mehr auch der Bundesfinanzminister und
sogar Kanzler Schröder umgefallen.

„Gipfel“ der Enttäuschung

Den Kommunen hilft auf Dauer nur die Unabhängigkeit;
deshalb sei ein höherer Anteil am Umsatzsteueraufkommen
nicht hilfreich, weil dies periodisch immer geändert werden
könne. Als „Gipfel“ der Enttäuschung sei nach den Worten
des Bezirksvorsitzenden des Gemeindetags die Ankündi-
gung zu verstehen, wonach die Kommunen aus der beab-
sichtigen Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
500 Mio Euro 2004 und 1 Mrd Euro in 2005 entlastet werden
sollten. Über Monate hinweg sprachen die Politiker in Berlin
von mehreren Milliarden Euro. Wenn sich nicht alle Politiker
in Bund und in den Ländern am Riemen reißen und endlich
gemeinsam die Sorgen der Gemeinden ernst nehmen, werde
das Ausbluten in den Gemeinden weitergehen.

Düstere Prognosen für Landkreis Ebersberg

Für den Landkreis Ebersberg prognostiziert Heiler schon
im nächsten Jahr bei der Mehrzahl der Gemeinden einen to-
talen Investitionsstopp und weitere spürbare Kostendämpf-
ungsmaßnahmen. Die Leidtragenden seien in jedem Fall
die Bürgerinnen und Bürger. Der Grafinger Bürgermeister
fordert alle Mandatsträger in den Gemeinden auf, die ver-
antwortlichen Politiker in Bund und in Bayern „in die
Pflicht“ zu nehmen. So dürfe die Gemeindefinanzreform
nicht beerdigt werden. Die jetzige Lage sei schon schlimm
genug. Heiler schloss weitere Demonstrationen der Bürger-
meister mit Blick auf die vom Gemeindetag veranstaltete
„Kommunale“ in Nürnberg Mitte Oktober nicht aus.         ?

Dr. Uwe Brandl zu Gast bei KPV Königsdorf:

Kommunalfinanzen
und Verwaltungsabbau

Aus erster Hand konnte sich die KPV Königsdorf am 25. Juli
über aktuelle, die Gemeinden betreffende Themen, informie-
ren. Gastgeber Max Gast, KPV-Kreisvorsitzender im LK Bad
Tölz-Wolfratshausen und Bürgermeister von Sachsenkam,
hieß hierzu den Präsidenten des Bayerischen Gemeindetags,
Dr. Uwe Brandl, willkommen. 

Der Schwerpunkt lag - wie
könnte es anders sein - auf
dem Thema Kommunalfinan-
zen. Präsident Brandl wies
hierbei darauf hin, dass die
schwierige Finanzsituation in
den bayerischen Gemeinden
insbesondere in Oberfranken
dazu geführt habe, dass sich
die Anträge auf Bedarfszuwei-
sungen beim Staat mehr und
mehr häufen. Im Staatshaus-
halt seien für die Gemeinden
hierfür 7,9 Millionen Euro
vorgesehen. Dies reiche in
keiner Weise aus, um den be-
dürftigen Gemeinden zu hel-
fen. Bei Innenminister Dr.
Beckstein habe er, Brandl, al-
lerdings die Zusage erreicht,
sich für eine massive Auf-
stockung dieser Mittel einzu-
setzen, wie Beckstein es in
Berching am 21. Mai 2003 zu-
gesagt hatte. 

Kommunalmodell versus
Wirtschaftsmodell

Im Hinblick auf die Mög-
lichkeiten einer nachhaltigen
Sicherung machte Brandl
nochmals auf die gravierenden
Unterschiede zwischen Kom-
munal- und Wirtschaftsmodell
aufmerksam. Das Modell der
Wirtschaft setze zunächst eine
Senkung der allgemeinen Ein-
kommensteuersätze von der-
zeit 19,9 bis 48,5 % auf künf-
tig 11,5 bis 32,2 % voraus,
wodurch tatsächlich für viele
Bürger sogar eine Steuerentla-
stung möglich werde. Aller-
dings müssten die Gemeinden
zum Ausgleich für ihre Ein-
nahmeverluste infolge des
Wegfalls des Gemeindeanteils
an der Einkommensteuer und
der Abschaffung der Gewerbe-
steuer erst den vorgesehenen
Zuschlag auf die Einkommen-
steuer erheben. Dadurch wer-
de die „Steuerentlastung“ wie-
der kompensiert; manche
Städte und Gemeinden müs-
sten den Zuschlag so hoch an-
setzen, dass die Einkommen-
steuerpflichtigen mehr zu be-
zahlen hätten als bisher. In be-
stimmten Gemeindetypenklas-
sen (z. B. Umlandgemeinden
von Kernstädten) könnten al-
lerdings auch geringere Zu-
schläge genügen.

Politisch besonders brisant
für die Gemeinden sei, dass
der vom Bundesgesetzgeber
gewährten Steuerentlastung
eine höhere Steuerbelastung
durch die Gemeinden gegen-
überstehe („Schwarzer Peter-
Prinzip“). 

Gravierende Unterschiede

Auch führe das Modell der
Wirtschaft dazu, dass die ge-
werblichen Unternehmen im
Umfang von etwa 9 Mrd. Euro
weniger zum Steueraufkom-
men der Gemeinden beitragen,
also entlastet werden, wäh-
rend beispielsweise die Ar-
beitnehmer um rund 8,1 Mrd.
Euro mehr zum Steuerauf-
kommen der Gemeinden bei-
tragen müssen.

Die Entlastung der Wirt-
schaft zu Lasten der Gesamt-
heit der Steuerzahler werde
dadurch offenkundig, auch
wenn eine Entlastung der Ar-
beitnehmer an anderer Stelle
durch Bund und Länder ins
Spiel gebracht wird. Demge-
genüber weise das Modell der
kommunalen Spitzenverbände
gewichtige Vorteile auf. Es
lasse die Steuerbelastung der
einzelnen Gruppen von Steu-
erpflichtigen im wesentlichen
unverändert.

Standards abbauen

Stichwort Verwaltungsver-
einfachung: 24 Seiten umfasst
der Katalog kommunaler Vor-
schläge, wie bürokratische Re-
gulierung und Reglementie-
rung zurückgedrängt und die
Eigenverantwortung und Krea-
tivität der Kommunen behin-
dernde Standards abgebaut
werden können. Brandl zufol-
ge hat der Bayerische Gemein-
detag der Bayerischen Staats-
regierung und den Fraktionen
im Bayerischen Landtag den
umfangreichen Vorschlägeka-
talog übersandt und erwartet
nunmehr zügige Umsetzung.

Sinnfrage

Die bayerischen Gemein-
den, so der Präsident, müssten
für eine Vielzahl staatlicher
Stellen umfangreiche Statisti-

ken und Berichte abliefern. So
würden beispielsweise eine
Haushaltsansatzstatistik, eine
Bautätigkeitsstatistik, eine Ju-
gendhilfestatistik, eine Kin-
dergärtenstatistik und eine
Viehzählung gefordert. Der
Sinn vieler derartiger Statisti-
ken müsse hinterfragt wer-
den. In vielen Förderbereichen
(zum Beispiel Städtebauförde-
rung, Förderung nach Finanz -
ausgleichsgesetz, Zuschüsse
zur Beschaffung von Feuer-
wehrausrüstung) sei das An-
trags- und Abwicklungsver-
fahren schwerfällig und kom-
plex. Die Erteilung eines vor-
zeitigen Maßnahmenbeginns
und die Zuweisung pauscha -
lierter Beträge könnten den
Antragsstau abbauen und das
Förderverfahren verschlanken.
Ausschreibungen bei Beschaf-
fungen oder zur Bestellung
von Leistungen seien an kom-
plizierte Verdingungs- und
Honorarordnungen geknüpft.
Diese lösten einen immensen
Verwaltungsaufwand aus und
verteuerten Beschaffungen
und Baumaßnahmen. Eine Li-
beralisierung bei der Anwen-
dung dieser Vorschriften sei
dringend erforderlich. 

Nachdenken über
Konsequenzen

Allerdings seien die Verein-
fachung und Streichung beste-
hender Vorschriften nur ein
Gesichtspunkt der Entbürokra-
tisierung. Genauso wichtig sei
es, die Entstehung unnötiger
neuer Standards so weit wie
möglich zu verhindern. Daher
dürften neue Vorschriften in
Bayern nur noch dann erlassen
werden, wenn sie zwingend
erforderlich seien. Diejenigen,
die die Standards setzen, müss-
ten dazu gezwungen werden,
viel intensiver als bisher über
Notwendigkeit, Sinnhaftigkeit
und Konsequenzen vorgesehe-
ner Regelungen nachzuden-
ken. Eine Vielzahl unnötiger
Vorschriften kann laut Brandl
auf diese Weise vermieden
werden. DK

Bezirkstagspräsident
Sitzmann verabschiedet

Forchheim (fpo) - Nach über 20 Jahren scheidet der Präsident
des Bezirkstages Oberfranken, Edgar Sitzmann, aus diesem
Ehrenamt der dritten kommunalen Ebene aus.

Zum Abschied waren 352
Träger und Trägerinnen der Eh-
renmedaille des Bezirks Ober-
franken sowie ehemalige und
gegenwärtige Mitglieder des
Bezirkstages geladen. Über 250
Gäste waren gekommen und
versammelten sich in Halle III
der Landwirtschaftlichen Lehr-
anstalten in Bayreuth - dort wo
in der Regel praktischer Unter-
richt an den Maschinen gegeben
wird - zu einer freundschaftli-
chen Abschiedsrunde.

Bewährter Freund

Aus dem Landkreis Forch-
heim waren vertreten die Träger
der Ehrenmedaille Christian
Meier, Georg Bayer, Hans Kot-

schenreuther (Bezirksrat), Irm-
gard Edle von Traitteur, Erwin
Zeiß, Paul Weber und Willi Saf-
fer sowie Franz Och. Präsident
Sitzmann hat sich, wie allge-
mein anerkannt, als Freund des
Forchheimer Landes bewährt.?

Edgar Sitzmann (4.v.l.) mit den Ehrenmedaillenträgern des
Landkreises Forchheim vor den Bezirksfahnen.                          ?
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„Hot-Spot - Summer in the
City. Sweat in the neck, but the
girls are pretty“. Mein Chef,
der Bürgermeister, summte ei-
nen tollen Pop-Oldie vor sich
hin. Darin wird die Affenhitze
in einer amerikanischen Groß-
stadt besungen, die den Men-
schen einerseits zu schaffen
macht, andererseits aber
durch eine kühlungsbetonte
Damenmode auch Perspekti-
ven eröffnet.

Da haben wir immer gedacht, durch unser
gemäßigtes zentraleuropäisches Klima sei es
uns vergönnt, konstante Tagestemperaturen von
über 30 Grad im Schatten nur im Urlaub - unter
Palmen, in der Badehose neben Meer und Pool
sowie den Planters Punch stets in Reichweite -
genießen zu können. Die Erzählungen von Ge-
schäftsleuten, die von durchgeschwitzten Baum-
wollanzügen bei Geschäftsreisen nach Houston
oder Phoenix berichten oder über Erfahrungen

mit dem Hitze- bzw. Kälteschock zwischen
gnadenlos auf arktische Verhältnisse herunter-
klimatisierten Büros und dem Gang in hitzeko-
chende Straßen zum Burgerholen sprachen,
haben wir als exotische Erfahrungsberichte
mit hohem Übertreibungsquotienten betrach-
tet. Und jetzt? Jetzt haben wir solche Verhält-
nisse 1:1 bei uns, allerdings ohne Klimaanla-
gen im Büro.

Da mein Chef, der Bürgermeister, ein enger
Weggefährte des örtlichen Abgeordneten ist, fiel
der Sommerurlaub heuer flach. Er fühlte sich
halt noch nicht reif für die Insel wie ein promi-
nenter Stadtoberhaupts-Kollege, sondern bade-
te im Jungbrunnen politischer Sommeraktionen
von Radltouren bis Kinderfesten. Und wir arme
Wasserträger? Wenn bei uns im Bürgermeister-
büro der Arbeitsschutz aufgekreuzt wäre, hätte
er locker Innentemperaturen über 28 Grad fest-
gestellt. Jeder Handwerksbetrieb wäre zuge-
sperrt worden. Obwohl, interessant war auch
dieser „Summer in the office“. Unser korrekter
Kämmerer etwa, von dem ich immer glaubte, er
sei mit Krawatte und grauem Anzug auf die Welt

gekommen, lief tagelang mit
zwei geöffneten Hemdknöpfen
herum und bot den Anblick
dichter, wenn auch grauer
Brustbehaarung. Ein netter
Kontrast zu dem makellos ka-
stanienbraunen Haar à la
Gerd und Münte.

Natürlich, wie könnte es an-
ders sein in unseren hochsensi-
blen Zeiten, wird wieder ein-
mal die Frage der Klimaver -
änderung gestellt. Erinnern

wir uns: Als letztes Jahr im Sommer Deutsch-
land fast abgesoffen wäre, hieß es, wir müssten
wegen des Klimawandels jetzt öfter mit verreg-
neten Sommern und Überschwemmungen rech-
nen. Heuer warnen Klimaforscher vor einer
schleichenden Versteppung Mitteleuropas und
Wassermangel. Dabei weiß allemal die Volks-
überlieferung besser, was es mit solchen Wetter-
kapriolen auf sich hat: Es kommt halt alles mal
vor in der Natur. An vielen Fachwerkhäusern in
Flusstälern sieht man Kerben, die von Hoch-
wässern berichten. Und dieses Jahr konnte man
beim Schwimmen im Chiemsee weit draußen
auf einer Untiefe Rast machen, die seit Alters
her „Hungerstoa“ heißt, weil er nur in extrem
heißen und wasserarmen Sommern zu sehen ist,
wenn der Seepegel stark sinkt, das Land mit den
Pflanzen ringsum dörrt und das Vieh nicht ge-
nug zu fressen hat. 

Also, wenn man mal von den Dürreschäden
absieht, die für viele Landwirte sehr schlimm
sind, war bei uns das einzige Katastrophale an
diesem Sommer, dass deutsche Männersanda-
len immer noch keinen Chic haben. Vor allem
sind wir durch diesen Sommer gekommen, ohne
dass wie in Frankreich hunderte ältere Leute in
der Hitze starben, weil niemand sich um sie
kümmerte. Bei uns ist halt doch noch manches
in Ordnung. Meinem Chef, dem Bürgermeister,
lege ich das Kalenderblatt mit einem beden-
kenswerten Satz des Epikur von Samos auf den
Schreibtisch: „Kann wohl den Wert des Men-
schen jemand kennen, der nicht in der Welt Käl-
te und Hitze erlebt hat?“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Summer in
the office

Kommunalpolitischer Arbeitskreis der CSU in Schweinfurt-Stadt:

Horst Laschka neuer Vorsitzender
Kooperation - Kommunikation - Information

Horst Laschka heißt der neue Vorsitzende des Kommunalpoli-
tischen Arbeitskreises der CSU in Schweinfurt-Stadt. Er tritt
die Nachfolge von Stefan Funk an, der nach sechs Jahren an
der Spitze nicht mehr für eine Wiederwahl kandidierte. Stell-
vertretender Vorsitzender wurde Oliver Schulte, Beisitzer sind
Ansgar Bartenstein, Matthias Endres, Stefan Funk, Dr. Argyris
Kolokythas, Rainer Lehfer und Renate Walz. Den Vorstand
komplettieren Fraktionsvorsitzender Arno Barth und Bürger-
meister Otto Wirth.

Stefan Funk konnte in seinem
Rechenschaftsbericht von zwei
erfolgreichen Jahren berichten.
Der Arbeitskreis hat viele Impul-
se für die Arbeit der Stadtratsfrak-
tion geben, wie das Beispiel „sau-
bere Stadt“ zeigt. Der kontinuier-
liche Dialog mit den Gliederun-
gen der Partei in kommunalpoliti-
schen Gesprächen führte zu kon-
struktiven neuen Ideen und einem
regen Meinungsaustausch.

Verbesserte Infrastruktur

CSU-Kreisvorsitzender Dr.
Hans Gerhard Stockinger, MdL,
freute sich in seinem Grußwort,
dass der Arbeitskreis in der Ver-
gangenheit immer die Arbeit der
Oberbürgermeisterin und der
Fraktion unterstützt hat. Die For-
derung des ehemaligen Finanzre-
ferenten, so Stockinger weiter, die
städtische Rücklage auf „Null“ zu
setzen, hätte für die Entwicklung
der Stadt negative Auswirkungen.
Während andere Städte in Zeiten
knapper Finanzmittel große
Schwierigkeiten haben und Ein-
richtungen schließen müssten,
könne Schweinfurt sogar inve-
stieren und damit nicht nur seine

Infrastruktur weiter verbessern,
sondern auch der heimischen
Wirtschaft wichtige Impulse ge-
ben. Die Projekte Hallenbad, Er -
bracher Hof, Jugendgästehaus

Der neue Vorsitzende Horst
Laschka stellte die künftige 
Arbeit der Vorstandschaft unter
das Motto „Kooperation - Kom-
munikation - Information“. Neue
Maßnahmen, Vorhaben und Pro-
jekte sollen mit den Ortsverbän-
den, Arbeitsgemeinschaften und
Arbeitskreisen ausführlich disku-
tiert werden, um frühzeitig ein
Feedback zu erhalten. Durch die
Zusammenarbeit sollen Synergie-
effekte erzielt werden. Das Inter-
net soll stärker für Kommunikation
und Information genutzt werden.

Die Informationen über den ak-
tuellen Status von Projekten und
Maßnahmen durch Mitglieder
der Fraktion sollen zu einer fach-
lichen Diskussion führen. 

Der Arbeitskreis will nicht in
die Arbeit der Ortsverbände ein-
greifen, er will mit der Umset-
zung des Mottos „Kooperation -
Kommunikation - Information“ ,
so Laschka, positive Synergien er-
zeugen um aus Gedanken ausge-
reifte Vorschläge und aus Vor-
schlägen Projekte zum Nutzen der
Bevölkerung werden zu lassen.

Die Vorstandschaft will weiter
verstärkt Frauen, Jugendliche und
Parteifreie einbinden, um die gute
Arbeit fortzusetzen, damit sich
der Arbeitskreis weiter gut posi-
tioniert. ?

Horst Laschka.                         ?

und Umwandlung Ernst-Sachs-
Bad wären so Fraktionsvorsitzen-
der Arno Barth ergänzend, wären
nicht möglich, wäre man dem Rat
gefolgt und hätte die Rücklage
aufgezehrt. Die gut gefüllte
Rücklage ist die Grundlage für
weitere Investitionen in die Zu-
kunft der Stadt.

Kommunalpolitische Vereinigung lud nach Ansbach:

Einmalige kommunalpolitische
Zusammenkunft

Ansbach (wefa) - Wenn es ums Sparen geht, dann meinen die
Kommunalpolitiker meist die anderen: den Landkreis, den Be-
zirk, das Land oder den Bund. Die Diskussion der letzten Jahre
hat gezeigt, dass oft der Bezirk zum Sündenbock gemacht wird.

Vor diesem Hintergrund kam
es in Ansbach zu einer bisher ein-
maligen Zusammenkunft. Vertre-
ter von Gemeinden, Kreisen und
des Bezirks Mittelfranken tausch-
ten auf Einladung der Kommu-
nalpolitischen Vereinigung der
CSU ihre Argumente aus.

Bezirksrat Richard Bartsch:
„Wir haben viele Impulse für die
nächsten Monate bekommen und
werden den Gesprächsfaden nicht
abreißen lassen.“ Innerhalb der
CSU müssten Gemeinden, Land-
kreise und Bezirke als „kommu-
nalpolitische Familie“ auftreten. 

Maximilian Gaul aus Roßtal,
der stellvertretende KPV-Landes-
vorsitzende, appellierte für mehr
Gemeinsamkeit: „Wir sitzen alle
in einem Boot, wenn innerhalb
Mittelfrankens der eine dem an-
dern sagt, wo er noch sparen
könnte oder was er angeblich
falsch macht, dann bringt uns das

keinen Cent in die Kassen.“ Er
forderte eine aktive Bürgergesell-
schaft, formulierte aber zugleich,
was sie nicht sein soll: „Das sind
keine Bürger, die mit Unterschrif-
tenlisten durchs Dorf laufen und
gegen alles mögliche sind“.

Die Fürther Landrätin Dr. Ga-
briele Pauli hält mehr Koopera-
tionen zwischen den Gebietskör-
perschaften für möglich, und war
nicht nur im Bereich der Bauhöfe.
So könnten Preisvorteile besser
ausgeschöpft werden.

Nach Ansicht des scheidenden
Bezirkstagspräsidenten Gerd
Lohwasser (Erlangen) führt die
Geldknappheit dazu, dass der Be-
zirk 2004 nur zwei Millionen Eu-
ro für neue Investitionen ausge-
ben kann. Das führe zwangsläu-
fig zu einem Rückgang der Ge-
werbesteuer, zumal der Bezirk
einer der größten kommunalen
Auftraggeber sei.                       ?

Herzogenaurach:

Bundesverdienstkreuz für Hans Lang 
Auf Vorschlag von Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber hat
Bundespräsident Johannes Rau den ersten Bürgermeister der
Stadt Herzogenaurach, Hans Lang, mit dem Verdienstkreuz am
Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland aus-
gezeichnet. Laut Innenminister Dr. Günther Beckstein, der die
Verleihung vornahm, hat sich der 61-Jährige durch seinen vielfäl-
tigen Einsatz auszeichnungswürdige Verdienste erworben.

Lang, seit 1990 erster Bürger-
meister seiner Heimatstadt Her-
zogenaurach, war bereits seit
1972 Mitglied im Stadtrat, über
Jahre hinweg dritter Bürgermei-
ster und erster Vorsitzender des
CSU-Ortsverbandes.

Während seiner Amtszeit als
erster Bürgermeister musste er
die finanzpolitischen Folgen ei-
nes eklatanten Einbruchs bei der
Gewerbesteuer sowie die Kon-
version der amerikanischen Lie-
genschaften nach 1992 bewälti-

gen. Trotz nahezu leerer Kassen
gelang es im Rahmen zweier Pu-
blic-Private-Partnership, mehr als
100 amerikanische Mietwohnun-
gen sozialverträglich in Eigen-
tumswohnungen, bevorzugt für
Familien mit Kindern, umzuwan-
deln. Auf der ehemaligen „Herzo
Base“ entstanden neben der Zen-
trale der weltweit agierenden
Sportartikelfirma Adidas ein
Wohngebiet für 2.300 neue Bür-
gerinnen und Bürger sowie Ge-
werbeflächen.                           DK

EU-Osterweiterung:

Resolution von
14 Bürgermeistern

In einer gemeinsamen Reso-
lution haben 14 Bürgermeister
von Gemeinden an der Grenze
zu Tschechien ihren Protest be-
kundet. Bayerische Staatsregie-
rung und Bundesregierung wer-
den darin aufgefordert, sie vor
der EU-Osterweiterung „nicht
im Stich zu lassen“.

Zu den Unterzeichnern ge-
hören die Bürgermeister von
Philippsreuth, Haidmühle,
Bayerisch Eisenstein, Eschl-
kam, Neukirchen Hl. Blut,
Furth im Wald, Waldmün-
chen, Eslarn, Waidhaus, Bär-
nau, Waldsassen, Mähring,
Schirnding und Selb.

Arbeitsplätze sichern

Die EU-Osterweiterung wird
in der Resolution zwar grund-
sätzlich begrüßt. Probleme, die
die ostbayerischen Städte und
Gemeinden aber nicht alleine
lösen könnten, werden im Be-
reich der Niedriglöhne und des
zunehmenden Verkehrsaufkom-
mens gesehen. Außerdem for-
dern die Rathauschefs, mit der
Übertragung neuer Aufgaben an
die Zollämter die ohnehin dünn
gesäten Arbeitsplätze in der
Grenzregion zu sichern.

Ertüchtigungsprogramm
für Kommunen

Entsprechend fällt der Forde-
rungskatalog aus: Bund und
Land sollen gemeinsam ein Er-
tüchtigungsprogramm auflegen,
das besonders den Kommunen
zugute kommen soll. Schließ-
lich stünden durch den Wegfall
der Grenzlandförderung die 
ostbayerischen Grenzregionen
dem Höchstfördergebiet Tsche-
chien hilflos gegenüber. Hier
müsse auch die EU ihrer Verant-
wortung gerecht werden und ihr
Grenzregionen- Programm
deutlich aufstocken. 

Darüber hinaus solle die Bun-
desregierung dem Straßen- und
Bahnbau in Ostbayern oberste
Priorität einräumen - dies um so
mehr, als sich Prognosen zufol-
ge auch die Verkehrsströme
zwischen Bayern und Tschechi-
en bis 2015 verdoppeln bis ver-
vierfachen werden.                  KI

Neuartiges Konzept der Gemeinde Niederrieden:

Bürger verdienen im eigenen Dorfladen mit
Niederrieden (jm). Wenn ab kommendem Frühjahr im neuen
Dorfladen der Unterallgäuer Gemeinde Niederrieden im sanier-
ten früheren Schulgebäude Fleisch, Wurstwaren und Frischepro-
dukte aus der Region über die Theke gehen, will Bürgermeister
Josef Osterberger seine Bürger mitverdienen lassen. Der ehren -
amtliche Rathauschef stellte im Beisein von Bayerns Landwirt-
schaftsminister Josef Miller das beispielhafte Projekt „Dorfladen
Allgäu“ vor, das über eine aktive Bürgerbeteiligung die Nahver-
sorgung in kleineren Gemeinden sicherstellen soll. 

Der Freistaat Bayern beteiligt
sich an der circa 350.000 Euro
teuren Sanierung des alten
Schulgebäudes mit einem För-
dermittelzuschuss in Höhe von
120.000 Euro, und auch die Eu-
ropäische Union wird sich über
das so genannte Fördermittel-
programm „Leader Plus“ mit
36.000 Euro an den Kosten be-
teiligen.

Wie Landwirtschaftsminister
Miller betonte, ist Niederrieden
bayernweit die erste Gemeinde
überhaupt, die sowohl die Lan-
des- als auch EU-Förderung er-
hält. Miller zeigte sich spendier-
freudig. „Weil im alten Schulge-
bäude in den Räumen über dem
neuen Dorfladen sämtliche Ver-
eine des Ortes wie Männerchor,
Kirchenchor und Schallmeien
unterkommen stockte er den
Höchstbetrag für die Förderung
aus dem Dorferneuerungspro-
gramm von 61.000 Euro auf
120.000 auf und gab schon vor-
ab die Zusage, dass der Freistaat
die zusätzlichen 36.000 Euro aus
dem EU-Fördertopf vorfinanzie-
ren wird. „Wir Bürgermeister
vom Land haben das Problem,
dass in unseren Gemeinden die
Nahversorgung wegbricht, weil
sich der Betrieb eines kleinen
Ladens für einen Selbständigen
nicht rechnet. Durch die Einbin-
dung der Gemeinde und der
Bürgerinnen und Bürger wollen

wir nicht nur die Nahversor-
gung sichern, sondern auch
wieder mehr Leben ins Dorf
bringen“, so Osterberger. Also
nimmt der Rathauschef seine
1350 Einwohner in die Pflicht.
„Ohne deren aktive Beteiligung
geht es nicht. Bei unserem Pro-
jekt in Niederrieden müssen
sich die Bürger über Anteile am
Dorfladen beteiligen, nur dann
können wir die Geschichte er-
folgreich durchziehen.“

Kräfte bündeln,
Kosten sparen

Der größte Teil der Kosten
wird über die öffentlichen För-
dermittel Bayern und der EU so-
wie über eine Einlage der Ge-
meinde als Hauptgesellschafte-
rin getragen. Das Konzept, das
Josef Osterberger zusammen mit
der Unterallgäu Aktiv GmbH
mit Sitz in Bad Grönenbach aus-
gearbeitet hat, sieht eine Auswei-
tung des Projektes auf ei-
ne Dorfladenkette vor. „Wenn
sich mehrere Dorfläden zusam-
menschließen, lassen sich in vie-
len Bereichen Kräfte bündeln
und Kosten sparen“, meint Josef
Osterberger, der gerade im Ein-
kauf, Marketing, aber auch in
Logistik, Personalmanagement
und Buchhaltung Einsparpoten-
ziale sieht. Durch die Beschäfti-
gung von mehreren 400-Euro-

Kräften sollen nicht nur die Per-
sonalkosten niedrig gehalten
werden, sondern auch möglichst
viele Einwohnerinnen und Ein-
wohner als Mitarbeiter einge-
bunden werden.

„Das Projekt steht und fällt
mit der persönlichen Identifika-
tion der Bürger mit Ihrem Dorf-
laden. Je mehr aktiv mitma-
chen, desto größer sind auch die
Akzeptanz und natürlich auch
der Erfolg unseres Konzeptes“,
so Regionalmanager Detlef Ja-
rosch von der Unterallgäu Aktiv
GmbH. Bürgerinnen und Bür-
ger, die sich finanziell über An-
teilsscheine am Dorfladen be-
teiligen, können sich gleich
doppelt freuen. Bei jedem Ein-
kauf verdienen sie als Gesell-
schafter mit und sie sparen
selbst noch ein paar Cent, weil
sie als Miteigentümer von ei-
nem Rabattsystem profitieren.

Alle Dorfläden sollen über
ein Vollsortiment verfügen, das
durch regionale Produkte er-
gänzt wird. Auch örtliche
Bäcker und Metzger sollen sich
beteiligen und letztlich profitie-
ren, denn Josef Osterberger will
ihnen „keine Konkurrenz, son-
dern sogar eine zusätzliche Ab-
satzmöglichkeit schaffen“.

Der erste Dorfladen, den Josef
Osterberger natürlich in seiner
Gemeinde in Niederrieden reali-
sieren will, soll im Frühjahr
2004 den Geschäftsbetrieb auf-
nehmen und eine Lawine lostre-
ten. „Es haben sich bereits einige
Bürgermeisterkollegen bei mir
gemeldet, die von der Idee be-
geistert sind und schon mit der
Vorplanung begonnen haben“,
erzählt der Niederriedener Rat-
hauschef.                                        ?



Z U  G U T E R  L E T Z T16 GZ04. 09. 2003

Vorschau auf GZ 18
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 18, die am 18. September
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
? Kommunalfahrzeuge
? Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
? Kommunale Büchereien

Landkreis Augsburg:

Bürgermeister-Infofahrt
nach Sachsen-Anhalt

35 Gemeindechefs besuchten Halle und Magdeburg

Landkreis Augsburg (gri). Bestens organisiert und vorberei-
tet vom Geschäftsführer des Gemeindetags-Kreisverbandes
Augsburg, war eine Bürgermeister-Informationsfahrt nach
Sachsen-Anhalt. 35 Rathauschefs und Landrat Dr. Karl Vo-
gele verbrachten drei Tage in Halle und der Landeshaupt-
stadt Magdeburg.

Vor dem Hotel Maritim in
Halle wurde die bayerische
Reisegruppe vom Direktor
des Statistischen Landesamtes
Sachsen-Anhalt, Manfred Scher-
sinsky, einem gebürtigen Bay-
ern, empfangen.

Personalabbau

Beim Empfang im Landtag in
Magdeburg schilderte Rainer
Robra, Staatsminister und Amts-
chef des Ministerpräsidenten

Professor Dr. Wolfgang Böh-
ner, die Situation die nach der
Wende anstand, und die es zu
lösen gilt. Das sozialistische
Wirtschaftssystem musste um-
funktioniert und die Verwaltung
entbürokratisiert und moderni-
siert werden. Unumgänglich sei
derzeit noch ein drastischer
Personalabbau. Um 3000 Stel-
len gehe es auch bei der Polizei
und bei den Lehrern gar um
6000.

Auf die vielen Windkrafträ-

der angesprochen, 24 wurden
auf einer so genannten „Wiese“
gezählt, meinte der Minister,
dass diese Anlagen, wenn auch
umweltschonend, doch kritisch
gesehen werden. Zum einen
verschandeln sie die Land-
schaft und zum anderen ver-
teuere die Stromproduktion den
Preis, auch wegen der vielen
Ausfälle durch Stillstandzeiten.

Wohnungsproblematik

Neben der desolaten Finanz-
lage des Landes und der Kom-
munen stehen laut Robra im
Bereich Wohnen schier unlös-
bare Probleme an. Hunderte
von Wohnhäusern und Mietska-
sernen aus der DDR-Zeit sind
zu sanieren oder abzureißen.
Landrat Dr. Karl Vogele wusste
ebenfalls Interessantes und Ein-
schlägiges über den Landkreis
Augsburg zu berichten.

„Industriepark Leuna“

Gerhard Woehe verstand es
großartig, über das 12 Quadrat-

Im Foyer des Landtagsgebäudes in Magdeburg wurden die Bürgermeister aus dem Land-
kreis Augsburg von Rainer Robra, Staatsminister und Amtschef des Ministerpräsidenten, be-
grüßt. Erste Reihe zweiter von links: Manfred Schersinsky, Direktor des Statistischen Lan-
desamtes von Sachsen-Anhalt, Landrat Dr. Karl Vogele, Staatsminister Rainer Robra, Ge-
schäftsführer Günter Würmseher, Gemeindetags-Kreisverbandsvorsitzender Georg Klauß-
ner und Schatzmeister Hans Merk.  Bild: Xaver Grimmeiß

kilometer umfassende Areal „In-
dustriepark Leuna“ zu berichten.
Mehr als 20 große und mittel-
ständische Unternehmen sowie
zahlreiche kleinere Firmen bie-
ten heute eine umfangreiche
Dienstleistungspalette an.

Problem Abwanderung

Obwohl dem Standort Leuna

für Betriebsansiedlungen Höchst-
fördersätze gewährt werden,
zähle die Region 25 Prozent
Arbeitslose. Ein großes Prob-
lem sei auch die Abwanderung
in die alten Bundesländer der
jungen Leute.

Bootsfahrt auf der Saale

Mit einem Empfang durch

Halles Bürgermeisterin Dagmar
Szebadoz im Landesmuseum
für Vorgeschichte und dem
Austausch von Erinnerungsge-
schenken war, das offizielle
Programm der Bürgermeister-
Infofahrt in dem neuen Bundes-
land Sachsen-Anhalt beendet.
Eine Bootsfahrt auf der Saale in
Halle war allerdings noch ver-
pflichtend. gri


